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An den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be-
schlossenen 

Entwurf einer Verwaltungsgerichtsordnung 

(VwGO) 
sowie den 

Entwurf eines Gesetzes über die Beschrän

-

kung der Berufung im verwaltungsgericht

-

lichen Verfahren 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 185. Sitzung am 29. November 1957 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
den Entwürfen die sich aus der Anlage 2 ergebenden Ände-
rungen vorzuschlagen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargestellt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

TEIL I 

Gerichtsverfassung 

1. ABSCHNITT 

Gerichte 

§1 
Die Verwaltungsgerichtsbarkeit wird durch unab-

hängige von den Verwaltungsbehörden getrennte 
Gerichte ausgeübt. 

§2 

(1) Es sind im Rahmen der allgemeinen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit zu errichten 

in den Ländern Verwaltungsgerichte und das 
Oberverwaltungsgericht, 

im Bunde das Bundesverwaltungsgericht. 

(2) Zahl, Sitz und Bezirk der Verwaltungsgerichte 
und den Sitz des Oberverwaltungsgerichts bestimmt 
die Landesgesetzgebung. Einzelne Kammern des 
Verwaltungsgerichts oder Senate des Oberverwal-
tungsgerichts können auch an anderen Orten er-
richtet werden. 

(3) Mehrere Länder können die Errichtung eines 
gemeinsamen Oberverwaltungsgerichts oder die 
Ausdehnung von Gerichtsbezirken über die Landes-
grenzen hinaus vereinbaren. 

§3 

(1) Das Verwaltungsgericht besteht aus dem Prä-
sidenten und der erforderlichen Zahl von Direk-
toren und weiteren Richtern. 

(2) Beim Verwaltungsgericht werden Kammern 
gebildet. 

(3) Die Kammer des Verwaltungsgerichts ent-
scheidet in der Besetzung von drei Richtern und 
zwei ehrenamtlichen Verwaltungsrichtern. Bei Be-
schlüssen außerhalb der mündlichen Verhandlung 
und bei Vorbescheiden (§ 85) wirken die ehren-
amtlichen Verwaltungsrichter nicht mit. 

§4 
Den Präsidenten vertritt bei Verhinderung, wenn 

kein Direktor als ständiger Vertreter (Vizepräsi-
dent) bestellt ist, der dem Dienstalter, bei gleichem 
Dienstalter der dem Lebensalter nach älteste Direk-
tor oder Richter. 

§5 
Das Dienstalter nach diesem Gesetz bestimmt sich 

nach dem Tage der Ernennung zum Direktor oder 
Richter eines Verwaltungsgerichts.  

§6 

(1) Das Präsidium des Verwaltungsgerichts be-
steht aus dem Präsidenten, den Direktoren und den 
beiden dem Dienstalter, bei gleichem Dienstalter 
dem Lebensalter nach ältesten Richtern. 

(2) Bei Abstimmung entscheidet die Stimmen-
mehrheit, bei Stimmengleichheit die Stimme des 
Präsidenten. 

§7 

(1) Den Vorsitz in den Kammern führen der Prä-
sident und die Direktoren. 

(2) Das Präsidium verteilt vor Beginn des Ge-
schäftsjahres für dessen Dauer die Geschäfte auf 
die Kammern und bestimmt die Vorsitzenden und 
die ständigen Mitglieder der Kammern sowie für 
den Fall ihrer Behinderung die regelmäßigen Ver-
treter. Der Präsident wählt die Kammer, der er sich 
anschließt. Jeder Richter kann zum Mitglied meh-
rerer Kammern bestellt werden. 

(3) Die Anordnung kann im Laufe des Geschäfts-
jahres nur geändert werden, wenn dies wegen 
Überlastung einer Kammer oder infolge Wechsels 
oder längerer Verhinderung einzelner Mitglieder 
des Ger ichts nötig wird. 

§8 

Innerhalb der Kammer verteilt der Vorsitzende 
die Geschäfte auf die einzelnen Richter. 

§9 

(1) Das Oberverwaltungsgericht besteht aus dem 
Präsidenten und der erforderlichen Zahl von Senats-
präsidenten und weiteren Richtern. 

(2) Beim Oberverwaltungsgericht werden Senate 
gebildet. 

(3) Die Senate des Oberverwaltungsgerichts ent-
scheiden in der Besetzung von fünf Richtern, bei 
Beschlüssen außerhalb der mündlichen Verhand-
lung in der Besetzung von drei Richtern. 

(4) Im übrigen gelten die §§ 4 bis 8 entsprechend. 

§ 10 

(1) Das Bundesverwaltungsgericht besteht aus 
dem Präsidenten und der erforderlichen Zahl von 
Senatspräsidenten und weiteren Bundesrichtern. 

(2) Bei dem Bundesverwaltungsgericht werden 
Senate gebildet. 

(3) Die Senate des Bundesverwaltungsgerichts ent-
scheiden in der Besetzung von fünf Richtern, bei 
Beschlüssen außerhalb der mündlichen Verhandlung 
in der Besetzung von drei Richtern. 

(4) Im übrigen gelten die §§ 4 bis 8 entsprechend. 

§ 11 

(1) Beim Bundesverwaltungsgericht wird ein 
Großer Senat gebildet. 
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(2) Der Große Senat besteht aus dem Präsidenten 
und sechs Richtern. Die Richter und ihre Vertreter 
werden durch das Präsidium für zwei Geschäftsjahre 
bestellt. Den Vorsitz im Großen Senat führt der 
Präsident, bei Verhinderung sein Vertreter. In den 
Fällen des Absatzes 3 kann jeder beteiligte Senat, 
in den Fällen des Absatzes 4 der erkennende Senat 
einen Richter, der abstimmungsberechtigt ist, zu den 
Sitzungen des Großen Senats entsenden. Bei Stim-
mengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsit-
zenden. 

(3) Will in einer Rechtsfrage ein Senat des Bundes-
verwaltungsgerichts von der Entscheidung eines 
anderen Senats oder des Großen Senats abweichen, 
so entscheidet der Große Senat ohne mündliche Ver-
handlung über die Rechtsfrage. 

(4) Der erkennende Senat kann in einer grund-
sätzlichen Rechtsfrage die Entscheidung des Großen 
Senats herbeiführen, wenn nach seiner Auffassung 
die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer 
einheitlichen Rechtsprechung es fordern. 

(5) Die Entscheidung des Großen Senats ist in 
der vorliegenden Sache für den erkennenden Senat 
bindend. 

(6) Vor der Entscheidung des Großen Senats ist 
der Oberbundesanwalt beim Bundesverwaltungs-
gericht zu hören. Er kann auch in der Sitzung seine 
Auffassung darlegen. 

§ 12 

Die Vorschriften des § 11 gelten für das Ober-
verwaltungsgericht entsprechend, soweit keine Revi-
sion an das Bundesverwaltungsgericht gegeben ist. 

§ 13 

Bei jedem Gericht wird eine Geschäftsstelle ein-
gerichtet. Sie wird mit der erforderlichen Zahl von 
Urkundsbeamten besetzt. 

§ 14 

Alle Gerichte und Verwaltungsbehörden leisten 
den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
Rechts- und Amtshilfe. 

2. ABSCHNITT 

Richter 

§ 15 

(1) Die Richter werden auf Lebenszeit ernannt, 
soweit nicht in den §§ 17 und 18 Abweichendes 
bestimmt ist. 

(2) Sie müssen entweder die Fähigkeit zum 
Richteramt nach dem Gerichtsverfassungsgesetz be-
sitzen oder nach mindestens dreijährigem Studium 
der Rechtswissenschaft an einer Universität und 
dreijähriger Ausbildung im öffentlichen Dienst 
durch Ablegen der gesetzlich vorgeschriebenen 
Prüfungen die Fähigkeit zum höheren Verwaltungs-
dienst erlangt haben. 

(3) Sie müssen ferner, nachdem sie eine der im 
Absatz 2 genannten Fähigkeiten erlangt haben, 
mindestens drei Jahre tätig gewesen sein entweder 

1. hauptberuflich in der Verwaltung des Deutschen 
Reichs, in einer Einrichtung nach Artikel 130 des 
Grundgesetzes des Bundes, eines Landes, eines 
Gemeindeverbandes, einer Gemeinde oder einer 
anderen Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des 
öffentlichen Rechts oder 

2. als hauptamtliches Mitglied eines Gerichts oder 

3. als Rechtsanwalt oder als Verwaltungsrechtsrat 
oder 

4. als beamteter Hochschullehrer des Rechts an einer 
anerkannten deutschen Hochschule. 

(4) Die Richter des Bundesverwaltungsgerichts und 
des Oberverwaltungsgerichts müssen das fünfund-
dreißigste Lebensjahr vollendet haben. Mindestens 
die Hälfte der Senatspräsidenten und mindestens 
die Hälfte der weiteren Richter des Bundesverwal-
tungsgerichts und  des  Oberverwaltungsgerichts muß 
mindestens drei Jahre Richter eines Gerichts der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit gewesen sein. 

(5) Mindestens die Hälfte der Richter jedes Ge-
richts muß die Voraussetzungen des Absatzes 3 
Nr. 1 erfüllen. 

§ 16 

(1) Vor Ernennung eines Senatspräsidenten oder 
eines Richters eines Oberverwaltungsgerichts ist 
das Präsidium dieses Gerichts, vor Ernennung eines 
Direktors oder eines Richters eines Verwaltungs-
gerichts ist der Präsident des Oberverwaltungs-
gerichts zu hören. 

(2) Vor Ernennung eines Senatspräsidenten oder 
Berufung eines Richters des Bundesverwaltungs-
gerichts hat der Bundesminister des Innern das 
Präsidium dieses Gerichts zu hören. 

§ 17 

Beim Oberverwaltungsgericht und beim Verwal-
tungsgericht können auf Lebenszeit ernannte Rich-
ter anderer Gerichte und ordentliche Professoren 
des Rechts für eine bestimmte Zeit von mindestens 
zwei Jahren, längstens jedoch für die Dauer ihres 
Hauptamtes, zu Richtern im Nebenamt ernannt 
werden. 

§ 18 

(1) Beim Oberverwaltungsgericht und beim Ver-
waltungsgericht können Hilfsrichter bestellt wer-
den. Sie müssen die Voraussetzungen des § 15 
Abs. 2 und 3 erfüllen. 

(2) Soweit es sich nicht um einen planmäßigen, 
auf Lebenszeit angestellten Richter handelt, muß der 
Hilfsrichter für eine bestimmte Zeit von mindestens 
einem Jahr bestellt und darf nicht vorher abberufen 
werden. Die Entschädigung ist für die ganze Dauer 
im voraus festzusetzen. 

(3) Beim Oberverwaltungsgericht kann als Hilfs-
richter nur ein planmäßig angestellter Richter eines 
Verwaltungsgerichts oder eines anderen Gerichts 
bestellt werden. 
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§ 19 

Richter im Nebenamt und Hilfsrichter können 
nicht den Vorsitz führen. In einer Kammer (Senat) 
darf nicht mehr als ein Richter im Nebenamt oder 
Hilfsrichter mitwirken. 

3. ABSCHNITT 

Ehrenamtliche Verwaltungsrichter 

§ 20 

Das Amt eines ehrenamtlichen Verwaltungsrich-
ers ist ein Ehrenamt. Der ehrenamtliche Verwal-
tungsrichter wirkt bei der mündlichen Verhandlung 
und der Urteilsfindung mit gleichen Rechten wie 
der Richter mit. 

§ 21 

Der ehrenamtliche Verwaltungsrichter muß 

1. Deutscher sein, 
2. das dreißigste Lebensjahr vollendet haben, 

3. während des letzten Jahres vor seiner Wahl sei-
nen Wohnsitz innerhalb des Gerichtsbezirks ge-
habt haben. 

§ 22 

Vom Amt des ehrenamtlichen Verwaltungsrichters 
sind ausgeschlossen 

1. Personen, die die Fähigkeit zur Bekleidung öffent-
licher Amter durch strafgerichtliche Verurteilung 
verloren haben oder wegen eines Verbrechens 
oder eines vorsätzlichen Vergehens zu einer 
Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten ver-
urteilt worden sind, 

2. Personen, gegen die Anklage wegen eines Ver-
brechens oder Vergehens erhoben ist, das die 
Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte oder 
der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter 
zur Folge haben kann, 

3. Personen, die durch gerichtliche Anordnung in der 
Verfügung über ihr Vermögen beschränkt sind, 

4. Personen, die nicht das Wahlrecht zu den gesetz-
gebenden Körperschaften des Landes besitzen. 

§ 23 

Zu ehrenamtlichen Verwaltungsrichter können 
nicht berufen werden 

1.Mitglieder des Bundestages, des Bundesrates, der 
gesetzgebenden Körperschaft eines Landes, der 
Bundesregierung oder einer Landesregierung, 

2. Beamte und Angestellte im öffentlichen Dienst, 

3. Richter, 

4. Rechtsanwälte, Notare, Verwaltungsrechtsräte und 
Personen, die fremde Rechtsangelegenheiten ge-
schäftsmäßig besorgen. 

§ 24 

(1) Die Berufung zum Amt des ehrenamtlichen 
Verwaltungsrichters dürfen ablehnen 

1. Geistliche und Religionsdiener,  

2. Schöffen, Geschworene und andere ehrenamtliche 
Beisitzer von Gerichten, 

3. Ärzte, Krankenpfleger, Hebammen, 

4. Apotheker, die keine Gehilfen haben, 

5. Personen über fünfundsechsig Jahre. 

(2) Außerdem können bei besonderer Härte Per-
sonen von der Übernahme oder weiteren Ausübung 
des Amtes befreit werden. 

§ 25 

(1) Ein ehrenamtlicher Verwaltungsrichter ist von 
seinem Amt zu entbinden, wenn er 

1. nach §§ 21 bis 23 nicht berufen werden konnte 
oder nicht mehr berufen werden kann oder 

2. seine Amtspflichten gröblich verletzt hat oder 

3. einen Ablehnungsgrund nach § 24 Abs. 1 geltend 
macht oder 

4. die zur Ausübung seines Amtes erforderlichen 
geistigen oder körperlichen Fähigkeiten nicht 
mehr besitzt oder 

5. seinen Wohnsitz im Gerichtsbezirk aufgibt. 

(2) Die Entscheidung trifft ein Senat des Ober-
verwaltungsgerichts im Falle des Absatzes 1 Nr. 1, 
2, 4 und 5 auf Antrag des Präsidenten des Verwal-
tungsgerichts, im Falle des Absatzes 1 Nr. 3 auf 
Antrag des ehrenamtlichen Verwaltungsrichters. Die 
Entscheidung ergeht durch Beschluß nach Anhörung 
des ehrenamtlichen Verwaltungsrichters. Sie ist un-
anfechtbar. 

§ 26 

Die ehrenamtlichen Verwaltungsrichter werden 
auf vier Jahre gewählt. 

§ 27 

(1) Bei jedem Verwaltungsgericht wird ein Aus-
schuß zur Wahl der ehrenamtlichen Verwaltungs-
richter bestellt. 

(2) Der Ausschuß besteht aus dem Präsidenten 
des Verwaltungsgerichts als Vorsitzendem, einem 
von der Landesregierung bestimmten Verwaltungs-
beamten und sieben Vertrauensleuten als Beisitzern. 
Die Vertrauensleute, ferner sieben Vertreter wer-
den aus den Einwohnern des Verwaltungsgerichts-
bezirks vom Landtag oder von einem durch ihn 
bestimmten Landtagsausschuß oder nach Landes-
recht gewählt. Sie müssen die Voraussetzungen zur 
Berufung als ehrenamtliche Verwaltungsrichter er-
füllen. 

(3) Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn wenig-
stens der Vorsitzende, der Verwaltungsbeamte und 
drei Vertrauensleute anwesend sind. 

§ 28 

Die für jedes Verwaltungsgericht erforderliche 
Zahl von ehrenamtlichen Verwaltungsrichtern wird 
durch den Präsidenten so bestimmt, daß voraus-
sichtlich jeder zu höchstens zwölf ordentlichen 
Sitzungstagen im Jahr herangezogen wird. 
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§ 29 

Die Kreise und kreisfreien Städte stellen in jedem 
vierten Jahr eine Vorschlagsliste für ehrenamtliche 
Verwaltungsrichter auf. Der Ausschuß bestimmt für 
jeden Kreis und für jede kreisfreie Stadt die Zahl 
der Personen, die in die Vorschlagsliste aufzuneh-
men sind. Hierbei ist die dreifache Anzahl der nach 
§ 28 erforderlichen ehrenamtlichen Verwaltungs-
richter zugrunde zu legen. Für die Aufnahme in 
die Liste ist die Zustimmung von mindestens zwei 
Dritteln der gesetzlichen Mitgliederzahl der Ver-
tretungskörperschaft des Kreises oder der kreis-
freien Stadt erforderlich. Die Vorschlagslisten sollen 
außer dem Namen auch den Geburtsort, den Ge-
burtstag und Beruf des Vorgeschlagenen enthalten; 
sie sind dem Präsidenten des zuständigen Verwal-
tungsgerichts zuzusenden. 

§ 30 

(1) Der Ausschuß wählt aus den Vorschlagslisten 
mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln 
der Stimmen die erforderliche Zahl von ehrenamt-
lichen Verwaltungsrichtern. 

(2) Die ehrenamtlichen Verwaltungsrichter sind 
nach ihrer sachlichen Eignung, nicht nach ihrer po-
litischen Einstellung zu wählen. 

(3) Bis zur Neuwahl bleiben die bisherigen ehren-
amtlichen Verwaltungsrichter im Amt. 

§ 31 

(1) Das Präsidium des Verwaltungsgerichts be-
stimmt vor Beginn des Geschäftsjahres die Reihen-
folge, in der die ehrenamtlichen Verwaltungsrichter 
zu den Sitzungen heranzuziehen sind. Für jede 
Kammer ist eine Liste aufzustellen, die mindestens 
zwölf Namen enthalten muß. 

(2) Für die Heranziehung von Vertretern bei un-
vorhergesehener Behinderung kann eine Hilfsliste 
aus ehrenamtlichen Verwaltungsrichtern aufgestellt 
werden, die am Gerichtssitz oder in seiner Nähe 
wohnen. 

§ 32 

(1) Der ehrenamtliche Verwaltungsrichter ist bei 
seiner ersten Dienstleistung in öffentlicher Sitzung 
zu vereidigen. Die Vereidigung gilt für die Amts-
zeit. 

(2) Der Vorsitzende richtet an den zu Vereidi-
genden die Worte: 

„Sie schwören bei Gott dem Allmächtigen und All-
wissenden, die Pflichten eines ehrenamtlichen Ver-
waltungsrichters getreulich zu erfüllen und Ihre 
Stimme nach bestem Wissen und Gewissen abzu-
geben." 

(3) Der ehrenamtliche Verwaltungsrichter leistet 
den Eid, indem er die Worte spricht: 
„Ich schwöre es, so wahr mir Gott helfe." 

(4) Der Schwärende soll bei der Eidesleistung die 
rechte Hand erheben. 

(5) Ist ein ehrenamtlicher Verwaltungsrichter Mit-
glied einer Religionsgesellschaft, der das Gesetz den 
Gebrauch gewisser Beteuerungsformeln statt des 
Eides gestattet, so wird eine Erklärung unter der 
Beteuerungsformel dieser Religionsgesellschaft der 
Eidesleistung gleichgeachtet. 

(6) Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung 
geleistet werden. 

(7) Über die Vereidigung wird eine Niederschrift 
aufgenommen. 

§ 33 

(1) Der ehrenamtliche Verwaltungsrichter erhält 
eine Entschädigung nach den Bestimmungen für 
Schöffen. 

(2) Der Vertrauensmann (§ 27) erhält die gleiche 
Entschädigung wie der ehrenamtliche Verwaltungs-
richter. 

§ 34 

(1) Ehrenamtliche Verwaltungsrichter, die sich 
ohne genügende Entschuldigung zu den Sitzungen 
nicht rechtzeitig einfinden oder die sich ihren Pflich-
ten auf andere Weise entziehen, können zu einer 
Ordnungsstrafe in Geld und in die verursachten 
Kosten verurteilt werden. 

(2) Die Verurteilung spricht der Vorsitzende aus. 
Bei nachträglicher Entschuldigung kann er sie ganz 
oder zum Teil aufheben. 

4. ABSCHNITT 

Vertreter des öffentlichen Interesses 

§ 35 

(1) Beim Bundesverwaltungsgericht wird ein Ober-
bundesanwalt bestellt. Dieser kann sich zur Wah-
rung des öffentlichen Interesses an jedem vor dem 
Bundesverwaltungsgericht anhängigen Verfahren 
beteiligen. Er ist an die Weisungen der Bundes-
regierung gebunden. 

(2) Beim Oberverwaltungsgericht und beim Ver-
waltungsgericht kann ein Vertreter des öffentlichen 
Interesses bestellt werden. 

(3) Der Oberbundesanwalt sowie der Vertreter 
des öffentlichen Interesses beim Oberverwaltungs-
gericht und beim Verwaltungsgericht müssen die 
Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 und 3 erfüllen. 

5. ABSCHNITT 

Gerichtsverwaltung 

§ 36 

(1) Der Präsident des Gerichts übt die Dienstauf-
sicht über die Richter, Beamten, Angestellten und 
Arbeiter aus. 

(2) Übergeordnete Dienstaufsichtsbehörde für das 
Verwaltungsgericht ist der Präsident des Oberver-
waltungsgerichts. 
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§ 37 

Dem Gericht und den Richtern dürfen keine Ver-
waltungsgeschäfte außerhalb der Gerichtsverwal-
tung übertragen werden. Einem Richter können mit 
seiner Zustimmung ein anderes Richteramt, ein 
Lehramt an einer Hochschule oder Aufgaben der 
Ausbildung und Prüfung des Beamtennachwuchses 
übertragen werden. 

6. ABSCHNITT 

Verwaltungsrechtsweg und Zuständigkeit 

§ 38 

Der Verwaltungsrechtsweg ist in allen öffentlich-
rechtlichen Streitigkeiten nicht verfassungsrechtlicher 
Art gegeben, soweit nicht durch ausdrückliche Zu-
weisung die Zuständigkeit eines anderen Gerichts 
begründet ist. 

§ 39 

(1) Die Gerichte der allgemeinen Verwaltungs-
gerichtsbarkeit entscheiden über die Zulässigkeit 
des zu ihnen beschrittenen Rechtsweges. Hat ein 
Gericht der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
den Rechtsweg zuvor rechtskräftig für unzulässig 
erklärt, so kann ein anderes Gericht in derselben 
Sache seine Gerichtsbarkeit nicht deshalb verneinen, 
weil es den Rechtsweg zu den Gerichten der all-
gemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit für gegeben 
hält. 

(2) Hat ein Gericht der Zivil-, Arbeits-, Straf-, 
Finanz- oder Sozialgerichtsbarkeit den zu ihm be-
schrittenen Rechtsweg zuvor rechtskräftig für zu-
lässig oder unzulässig erklärt, so sind die Gerichte 
der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit an 
diese Entscheidung gebunden. 

(3) Hält ein Gericht der allgemeinen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit den zu ihm beschrittenen 
Rechtsweg nicht für gegeben, so verweist es in 
dem Urteil, in dem es den Rechtsweg für unzulässig 
erklärt, zugleich auf Antrag des Klägers die Sache 
an das Gericht des ersten Rechtszuges, zu dem es 
den Rechtsweg für gegeben hält. Der Kläger kann 
den Antrag auf Verweisung nur bis zum Schluß der 
mündlichen Verhandlung stellen, auf die das Urteil 
ergeht. Mit der Rechtskraft des Urteils gilt die 
Rechtshängigkeit der Sache bei dem im Urteil be-
zeichneten Gericht als begründet. Soll durch die Er-
hebung der Klage eine Frist gewahrt werden, so 
tritt diese Wirkung bereits in dem Zeitpunkt ein, 
in dem die Klage erhoben ist. Das gleiche gilt in 
Ansehung der Wirkungen, die durch andere als 
verfahrensrechtliche Vorschriften an die Rechts-
hängigkeit geknüpft werden. 

(4) Im Verfahren vor einem Gericht der Zivil-, 
Arbeits-, Straf-, Finanz- oder Sozialgerichtsbarkeit 
gilt Absatz 3 entsprechend. § 48 Abs. 1 des Arbeits-
gerichtsgesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 
	  (Bundesgesetzbl. I S. U) 
bleibt unberührt. 

§ 40 

Rechtsschutz kann mit Gestaltungs-, Feststellungs 
und Leistungsklagen begehrt werden. 

§ 41 

(1) Durch Klage kann die Aufhebung eines Ver-
waltungsakts (Anfechtungsklage) sowie die Ver-
urteilung zum Erlaß eines abgelehnten oder unter-
lassenen Verwaltungsakts (Verpflichtungsklage) be-
gehrt werden. 

(2) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
wird, ist die Klage nur zulässig, wenn der Kläger 
behauptet, durch den Verwaltungsakt oder seine 
Ablehnung oder Unterlassung beschwert zu sein. 

§ 42 

(1) Durch Klage kann die Feststellung des Be-
stehens oder Nichtbestehens eines Rechtsverhält-
nisses oder der Nichtigkeit eines Verwaltungsakts 
begehrt werden, wenn der Kläger ein berechtigtes 
Interesse an der baldigen Feststellung hat (Fest-
stellungsklage). 

(2) Die Feststellungsklage ist ausgeschlossen, 
soweit der Kläger seine Rechte durch Gestaltungs-
oder Leistungsklage verfolgen kann oder hätte ver-
folgen können. Dies gilt nicht, wenn die Feststel-
lung der Nichtigkeit eines Verwaltungsakts be-
gehrt wird. 

§ 43 

Mehrere Klagebegehren können vom Kläger in 
einer Klage zusammen verfolgt werden, wenn sie 
sich gegen denselben Beklagten richten, im Zusam-
menhang stehen und dasselbe Gericht zuständig ist. 

§ 44 

Das Verwaltungsgericht entscheidet im ersten 
Rechtszug über alle Streitigkeiten, für die der Ver-
waltungsrechtsweg offensteht, soweit durch Gesetz 
nichts anderes bestimmt ist. 

§ 45 

Das Oberverwaltungsgericht entscheidet über das 
Rechtsmittel 

1. der Berufung gegen Urteile des Verwaltungs-
gerichts, 

2. der Beschwerde gegen andere Entscheidungen des 
Verwaltungsgerichts und 

3. der Revision gegen Urteile des Verwaltungs-
gerichts nach § 141. 

§ 46 

Die Landesgesetzgebung kann bestimmen, daß 

1. das Oberverwaltungsgericht im Rahmen seiner 
Gerichtsbarkeit auf Antrag über die Gültigkeit 
einer landesrechtlichen Verordnung oder einer 
anderen im Range unter dem Landesgesetz 
stehenden Rechtsvorschrift entscheidet, soweit 
nicht gesetzlich vorgesehen ist, daß die Rechts-
vorschrift durch ein Verfassungsgericht nach-
prüfbar ist, 
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2. jedermann, der durch die Anwendung der Vor-
schrift einen Nachteil erlitten oder in absehbarer 
Zeit zu erwarten hat, den Antrag stellen kann, 

3. die Entscheidung durch Urteil ergeht und 

4. die Entscheidung allgemein verbindlich und 
ebenso zu veröffentlichen ist, wie die Vorschrift 
bekanntgemacht worden ist, wenn die Gültigkeit 
der Vorschrift verneint wird. 

§ 47 
Das Oberverwaltungsgericht entscheidet über den 

Antrag einer Landesregierung nach § 129 a des 
Strafgesetzbuchs auf Feststellung, daß eine Ver-
einigung nach Artikel 9 Abs. 2 des Grundgesetzes 
verboten ist. 

§ 48 

Für das Verfahren vor dem Oberverwaltungs-
gericht nach den §§ 46 und 47 gelten die Vorschrif-
ten über das Verfahren vor dem Verwaltungs-
gericht entsprechend. 

§ 49 

Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet über 
das Rechtsmittel 

1. der Revision gegen Urteile des Oberverwaltungs-
gerichts nach den §§ 131 und 132, 

2. der Revision gegen Urteile des Verwaltungs-
gerichts nach § 133, 

3. der Beschwerde nach § 131 Abs. 3. 

§ 50 

(1) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet im 
ersten und letzten Rechtszug 

1. über die Anfechtung von Verwaltungsakten der 
obersten Bundesbehörden 
auf konsularischem Gebiet, in der Devisenbewirt-
schaftung, auf dem Gebiet der gewerblichen Wirt-
schaft und in der Aufsicht über das privatrechtliche 
Versicherungs- und Bausparwesen, in der Ernäh-
rungs-, Forst- und Holzwirtschaft, auf dem Gebiet 
des Arbeitsrechts, im Verkehrswesen und in der 
Wasserwirtschaft, 

2. über die Feststellung des Bestehens oder 
Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses, wenn 
der Rechtsstreit eines der Rechtsgebiete nach 
Nummer 1 betrifft und das Bestehen oder Nicht-
bestehen des Rechtsverhältnisses von einer 
obersten Bundesbehörde beschritten wird, 

3. über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten nichtver-
fassungsrechtlicher Art zwischen dem Bund und 
den Ländern und zwischen verschiedenen Län-
dern, 

4. über den Antrag der Bundesregierung nach § 129 a 
des Strafgesetzbuchs auf Feststellung, daß eine 
Vereinigung nach Artikel 9 Abs. 2 des Grund-
gesetzes verboten ist, 

5. über die Anfechtung von Verwaltungsakten von 
Bundesbehörden, die außerhalb des Geltungs-
bereichs dieses Gesetzes ihren Sitz haben, und 

6. in den ihm sonst durch Bundesgesetz zugewie-
senen Fällen. 

(2) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet 
nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 in der Sache selbst nur, 
wenn die Angelegenheit nach Umfang, Bedeutung 
oder Auswirkung über das Gebiet eines Landes 
hinausgeht oder von allgemeiner grundsätzlicher 
Bedeutung ist oder aus zwingenden Gründen des 
öffentlichen Interesses einer baldigen rechtskräf-
tigen Entscheidung bedarf. Liegt keine dieser Vor-
aussetzungen vor, so verweist es die Sache durch 
Beschluß an das örtlich zuständige Verwaltungs-
gericht des ersten Rechtszuges. Der Oberbundes-
anwalt beim Bundesverwaltungsgericht ist vor der 
Entscheidung zu hören. 

(3) Hält das Bundesverwaltungsgericht nach Ab-
satz i Nr. 3 eine Streitigkeit für verfassungsrecht-
lich, so legt es die Sache dem Bundesverfassungs-
gericht zur Entscheidung vor. Das Bundesverfas-
sungsgericht entscheidet mit bindender Wirkung. 

(4) Die Zuständigkeit des Bundesverwaltungs-
gerichts ist ausgeschlossen in Angelegenheiten, die 
durch Bundesgesetz anderen Gerichten zugewiesen 
sind. 

§ 51 

Für das Verfahren vor dem Bundesverwaltungs-
gericht nach dem § 50 gilt das Verfahren vor dem 
Verwaltungsgericht entsprechend. 

§ 52 

(1) Eine Landesregierung kann beim Oberverwal-
tungsgericht die Feststellung, daß eine Vereinigung 
nach Artikel 9 Abs. 2 des Grundgesetzes verboten 
ist, nur beantragen, wenn sich die Vereinigung auf 
das Gebiet des Landes beschränkt. 

(2) Hat die Bundesregierung beim Bundesverwal-
tungsgericht die Feststellung beantragt, daß eine 
Vereinigung nach Artikel 9 Abs. 2 des Grund-
gesetzes verboten ist, so hat dieser Antrag bis zur 
Zustellung oder Verkündung der Entscheidung fol-
gende Wirkungen: 

1. Ist oder wird bei einem Oberverwaltungsgericht 
wegen derselben Vereinigung eine entsprechende 
Feststellung einer Landesregierung beantragt, so 
ist das Verfahren beim Oberverwaltungsgericht 
bis zur Entscheidung des Bundesverwaltungs-
gerichts über den Antrag der Bundesregierung 
auszusetzen. 

2. Hängt die Entscheidung in einem anhängigen oder 
anhängig werdenden Rechtsstreit vor einem Ober-
verwaltungsgericht oder einem Verwaltungs-
gericht davon ab, ob dieselbe Vereinigung nach 
Artikel 9 Abs. 2 des Grundgesetzes verboten ist, 
so ist das Verfahren beim Verwaltungsgericht 
oder beim Oberverwaltungsgericht bis zur Ent-
scheidung des Bundesverwaltungsgerichts über 
den Antrag der Bundesregierung auszusetzen. 

(3) Die Entscheidung des Bundesverwaltungs-
gerichts bindet in den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 
und 2 alle Oberverwaltungsgerichte und Verwal-
tungsgerichte. 
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(4) Hat eine Landesregierung eine Feststellung 
nach Absatz 1 beantragt, ohne daß die Bundesregie-
rung einen solchen Antrag gestellt hat, so sind 
Absatz 2 Nr. 2 und Absatz 3 auf die Verwaltungs-
gerichte dieses Landes entsprechend anzuwenden; 
doch bindet die Entscheidung des Oberverwaltungs-
gerichts alle Verwaltungsgerichte dieses Landes. 

§ 53 

Örtlich zuständig ist 

1. in Streitigkeiten, die sich auf unbewegliches Ver-
mögen oder ein ortsgebundenes Recht oder 
Rechtsverhältnis beziehen, nur das Verwaltungs-
gericht, in dessen Bezirk das Vermögen oder der 
Ort liegt; 

2. bei Anfechtungsklagen gegen den Verwaltungs-
akt einer Bundesbehörde, einer bundesunmittel-
baren Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des 
öffentlichen Rechts das Verwaltungsgericht, in 
dessen Bezirk die Bundesbehörde, (lie Körper-
schaft, Anstalt oder Stiftung ihren Sitz hat, vor-
behaltlich Nummer 1 und vorbehaltlich der 
besonderen Zuständigkeit des Bundesverwal-
tungsgerichts im ersten und letzten Rechtszug 
nach § 50. Entsprechendes gilt für die Verpflich-
tungsklage; 

3. bei allen anderen Anfechtungsklagen vorbehalt-
lich Nummer 1 das Verwaltungsgericht, in dessen 
Bezirk der Verwaltungsakt erlassen wurde. Ist er 
von einer Behörde erlassen, deren Zuständigkeit 
sich auf mehrere Verwaltungsgerichtsbezirke er-
streckt, so ist unter diesen das Verwaltungsgericht 
zuständig, in dessen Bezirk der Beschwerte seinen 
Sitz oder Wohnsitz hat. Fehlt ein solcher, so 
bestimmt sich die Zuständigkeit nach Nummer 4. 
Entsprechendes gilt für die Verpflichtungsklage; 

4. in allen anderen Fällen das Verwaltungsgericht, 
in dessen Bezirk der Beklagte seinen Sitz, Wohn-
sitz oder in Ermangelung dessen seinen Aufent-
halt hat oder seinen letzten Wohnsitz hatte. 

§ 54 

(1) Das zuständige Gericht innerhalb der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit wird durch das gemeinsam 
nächsthöhere Gericht bestimmt, 

1. wenn das an sich zuständige Gericht in einem 
einzelnen Fall an der Ausübung der Gerichts-
barkeit rechtlich oder tatsächlich verhindert ist, 

2. wenn es wegen der Grenzen verschiedener Ge-
richtsbezirke ungewiß ist, welches Gericht für den 

 Rechtsstreit zuständig ist, 

3. wenn der Gerichtsstand sich nach § 53 richtet und 
verschiedene Gerichte in Betracht kommen, 

4. wenn verschiedene Gerichte sich rechtskräftig für 
zuständig erklärt haben, 

5. wenn verschiedene Gerichte, von denen eines für 
den Rechtsstreit zuständig ist, sich rechtskräftig 
für unzuständig erklärt haben, 

6. wenn eine örtliche Zuständigkeit nach § 53 nicht 
gegeben ist. 

(2) Das im Rechtszug höhere Gericht kann jeder 
am Rechtsstreit Beteiligte und jedes mit dem Rechts-
streit befaßte Gericht anrufen. Das angerufene Ge-
richt kann ohne mündliche Verhandlung entscheiden. 

TEIL II 

Verfahren 

7. ABSCHNITT 

Allgemeine Verfahrensvorschriften 

§ 55 

(1) Für die Ausschließung und Ablehnung der 
Gerichtspersonen gelten die §§ 41 bis 49 der Zivil-
prozeßordnung entsprechend. Über die Ablehnung 
von ehrenamtlichen Verwaltungsrichtern entschei-
den die Richter der Kammer. 

(2) Von der Ausübung des Amtes als Richter oder 
ehrenamtlicher Verwaltungsrichter ist auch aus-
geschlossen, wer bei dem vorausgegangenen Ver-
waltungsverfahren mitgewirkt hat. 

(3) Besorgnis der Befangenheit nach § 42 der 
Zivilprozeßordnung ist stets dann begründet, wenn 
der Richter oder ehrenamtliche Verwaltungsrichter 
der  Vertretung einer Körperschaft angehört, deren 
Interessen durch das Verfahren berührt werden. 

§ 56 

Die §§ 169 bis 191 des Gerichtsverfassungsgesetzes 
Liber die Öffentlichkeit, Sitzungspolizei und Ge-
richtssprache gelten entsprechend. 

§ 57 

Für die Beratung und Abstimmung gelten die 
§§ 192 bis 193 des Gerichtsverfassungsgesetzes ent-
sprechend. 

§ 58 

(1) Vor jeder Entscheidung sind, außer hei § 85, 
(i e Beteiligten, die durch die Entscheidung beschwert 
würden, zu hören. 

(2) Die Anhörung kann schriftlich geschehen, 
außer wenn  mündliche Verhandlung vorgeschrieben 
ist. 

(3) Zu einer mündlichen Anhörung sollen alle Be-
teiligten geladen werden. Ist eine Einzelanhörung 
ohne vorherige Ladung unvermeidlich, so muß der 
Inhalt der Anhörung den anderen Beteiligten un-
verzüglich mitgeteilt werden, 

§ 59 

(1) Anordnungen und Entscheidungen, durch die 
eine Frist in Lauf gesetzt wird, ebenso Termin-
bestimmungen und  Ladungen sind zuzustellen, bei 
Verkündung jedoch nur, wenn es ausdrücklich vor-
geschrieben ist. 
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(2) Zugestellt wird von Amts wegen nach den 
Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes. 

§ 60 

(1) Der Lauf einer Frist beginnt, soweit nichts an-
deres bestimmt ist, mit der Zustellung oder, wenn 
diese nicht vorgeschrieben ist, mit der Eröffnung 
oder Verkündung. 

(2) Die Fristen werden nach den §§ 222, 223 Abs. 1, 
§ 224 Abs. 2 und 3, §§ 225 und 226 der Zivilprozeß-
ordnung berechnet. 

§ 61 

(1) Erläßt eine Bundesbehörde einen Verwaltungs-
akt, der der Anfechtung unterliegt, so ist eine Er-
klärung beizufügen, durch die der Beteiligte über 
den Rechtsbehelf, der gegen den Verwaltungsakt 
gegeben ist, über die Stelle, bei der der Rechts-
behelf einzulegen ist, und über die Frist belehrt 
wird. 

(2) Die Frist für ein Rechtsmittel oder einen an-
deren Rechtsbehelf beginnt nur dann zu laufen, 
wenn der Beteiligte über den Rechtsbehelf, die Ver-
waltungsbehörde oder das Gericht, hei denen der 
Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die ein-
zuhaltende Frist schriftlich belehrt worden ist. 

(3) Ist die Belehrung unterblieben oder unrichtig 
erteilt, so ist die Einlegung des Rechtsbehelfs nur 
innerhalb eines Jahres seit Zustellung, Eröffnung 
oder Verkündung zulässig, außer wenn die Ein-
legung vor Ablauf der Jahresfrist infolge höherer 
Gewalt unmöglich war. § 62 Abs. 2 gilt ent-
sprechend. 

§ 62 

(1) Wenn jemand ohne Verschulden verhindert 
war, eine gesetzliche Frist einzuhalten, so ist ihm 
auf Antrag Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
zu gewähren. 

(2) Der Antrag ist binnen zwei Wochen nach 
Wegfall des Hindernisses zu stellen. Die Tatsachen 
zur Begründung des Antrages sind glaubhaft zu 
machen. Innerhalb der Antragsfrist ist die ver-
säumte Rechtshandlung nachzuholen. Ist dies ge

-geschehen, so kann die Wiedereinsetzung auch ohne 
Antrag gewährt werden. 

(3) Nach einem Jahr seit dem Ende der versäum-
ten Frist ist der Antrag unzulässig, außer wenn der 
Antrag vor Ablauf der Jahresfrist infolge höherer 
Gewalt unmöglich war. 

(4) Über den Wiedereinsetzungsantrag entschei-
det das Gericht, das über die versäumte Rechts-
handlung zu befinden hat. 

§ 63 

Beteiligte am Verfahren sind 

1. der Kläger, 

2. der Beklagte, 

3. der Beigeladene (§ 67), 

4. der Oberbundesanwalt oder der Vertreter des 
öffentlichen Interesses, falls sie von ihrer Be-
teiligungsbefugnis Gebrauch machen. 

§ 64 

Parteifähig im Verfahren sind 

1. natürliche und juristische Personen, 
2. nicht rechtsfähige Personenvereinigungen. 

§ 65 

(1) Fähig zur Vornahme von Verfahrenshandlun-
gen sind 

1. die nach bürgerlichem Recht Geschäftsfähigen, 

2. die nach bürgerlichem Recht in der Geschäfts-
fähigkeit Beschränkten, soweit sie durch Vor-
schriften des bürgerlichen oder öffentlichen 
Rechts für den Gegenstand des Verfahrens als 
geschäftsfähig anerkannt sind. 

(2) Für rechtsfähige und nicht rechtsfähige Per-
sonenvereinigungen handeln ihre gesetzlichen Ver-
treter, Vorstände oder besonders Beauftragte. 

(3) Die §§ 53 bis 58 der Zivilprozeßordnung gelten 
entsprechend. 

§ 66 

Die Vorschriften der §§ 59 bis 63 der Zivilprozeß-
ordnung über die Streitgenossenschaft sind ent-
sprechend anzuwenden. 

§ 67 

(1) Das Gericht kann von Amts wegen oder auf 
Antrag andere, deren rechtliche Interessen durch 
die Entscheidung berührt werden, beiladen. 

(2) Sind an dem streitigen Rechtsverhältnis Dritte 
derart beteiligt, daß die Entscheidung auch ihnen 
gegenüber nur einheitlich ergehen kann, so sind 
sie beizuladen (notwendige Beiladung). 

(3) Der Beiladungsbeschluß ist allen Beteiligten 
zuzustellen. Dabei sollen der Stand der Sache und 
der Grund der Beiladung angegeben werden. Der 
Beiladungsbeschluß ist unanfechtbar. 

§ 68 

Der Beigeladene kann innerhalb der Anträge 
eines Beteiligten selbständig Angriffs- und Ver-
teidigungsmittel geltend machen und alle Verfah-
renshandlungen wirksam vornehmen. Abweichende 
Sachanträge kann er nur dann stellen, wenn eine 
notwendige Beiladung vorliegt. 

§ 69 

(1) Die Beteiligten können sich in jeder Lage des 
Verfahrens durch Bevollmächtigte vertreten la ssen. 
Die Vollmacht ist schriftlich zu erteilen. Sie kann 
nachgereicht werden; hierfür kann das Gericht eine 
Frist bestimmen. Ist ein Bevollmächtigter bestellt, 
so sind die Mitteilungen des Gerichts an ihn zu 
richten. 
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(2) In der mündlichen Verhandlung können die 
Beteiligten auch mit Beiständen erscheinen. 

(3) Als Bevollmächtigte und Beistände sind 
Rechtsanwälte und Rechtslehrer an deutschen Hoch-
schulen zugelassen. Vor dem Verwaltungsgericht 
und dem Oberverwaltungsgericht können auch 
andere Personen als Bevollmächtigte und Beistände 
auftreten, wenn sie zum geeigneten Vortrag fähig 
sind. 

(4) Durch Beschluß kann angeordnet werden, daß 
sich Beteiligte durch Bevollmächtigte und Beistände 
vertreten lassen müssen. 

(5) Die Absätze 3 und 4 gelten nicht für den Bund, 
die Länder, die Gemeinden, die Gemeindeverbände 
und die Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts, soweit sie sich durch Be-
amte oder Angestellte mit der Fähigkeit zum Rich-
teramt oder zum höheren Verwaltungsdienst ver-
treten lassen. 

8. ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften 
für Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen 

§ 70 

(1) Vor Erhebung der Anfechtungsklage sind 
Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit des Verwal-
tungsakts in einem Vorverfahren nachzuprüfen. 
Einer solchen Nachprüfung bedarf es nicht, wenn 
ein Gesetz dies für besondere Fälle bestimmt oder 
wenn der Verwaltungsakt 

1. von einer obersten Bundesbehörde oder 

2. von einer obersten Landesbehörde erlassen wor-
den ist, außer wenn ein Gesetz die Nachprüfung 
vorschreibt. 

(2) Für die Verpflichtungsklage gilt Absatz 1 ent-
sprechend, wenn der Antrag auf Vornahme des 
Verwaltungsakts abgelehnt worden ist. 

§ 71 

Das Vorverfahren beginnt mit der Erhebung des 
Widerspruchs. 

§ 72 

(1) Der Widerspruch ist binnen zwei Wochen, 
nachdem der Verwaltungsakt dem Beschwerten be-
kanntgegeben worden ist, schriftlich oder zur Nie-
derschrift bei der Behörde zu erheben, die den Ver-
waltungsakt erlassen hat. Die Frist wird auch durch 
Einlegung bei der Behörde, die den Widerspruchs-
bescheid zu erlassen hat, gewahrt. 

(2) § 61 Abs. 2 und 3 und § 62 gelten entspre-
chend. 

§ 73 

Hält die Behörde den Widerspruch für begründet, 
so hilft sie ihm ab. Sonst legt sie ihn unverzüglich 
der nach § 74 zuständigen Behörde vor.  

§ 74 

(1) Den Widerspruchsbescheid erläßt 

1. die nächsthöhere Behörde, 

2. wenn die nächsthöhere Behörde eine oberste 
Bundes- oder oberste Landesbehörde ist, die Be-
hörde, die den Verwaltungsakt erlassen hat, 

3. in Selbstverwaltungsangelegenheiten die Selbst-
verwaltungsbehörde. 

(2) Vorschriften, nach denen bei der Entscheidung 
im Vorverfahren die Mitwirkung von Ausschüssen 
und Beiräten vorgesehen ist, bleiben unberührt. 

(3) Der Widerspruchsbescheid ist zu begründen. 

§ 75 

Die Anfechtungsklage muß innerhalb eines Mo-
nats nach Zustellung oder Eröffnung des Wider-
spruchsbescheides erhoben werden. Ist nach § 70 ein 
Widerspruchsbescheid nicht erforderlich, so muß 
die Klage innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe des Verwaltungsakts erhoben werden. 

§ 76 

Ist über einen Widerspruch oder über einen An-
trag auf Vornahme eines Verwaltungsakts ohne zu-
reichenden Grund in angemessener Frist sachlich 
nicht entschieden worden, so kann Klage ab-
weichend von § 70 erhoben werden. Die Klage ist 
nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Ein-
legung des Widerspruchs -oder seit dem Antrag auf 
Vornahme des Verwaltungsakts zulässig, außer 
wenn wegen besonderer Umstände des Falles eine 
kürzere Frist geboten ist. Liegt ein zureichender 
Grund dafür vor, daß über den Widerspruch noch 
nicht entschieden oder der beantragte Verwaltungs-
ak t  noch nicht erlassen ist, so setzt das Gericht das 
Verfahren bis zum Ablauf einer von ihm bestimm-
ten Frist aus. Wird dem Widerspruch innerhalb der 
vom Gericht gesetzten Frist stattgegeben oder der 
Verwaltungsakt innerhalb dieser Frist erlassen, so 
ist die Hauptsache für erledigt zu erklären. 

§ 77 

Die Klage nach § 76 kann nur bis zum Ablauf 
eines Jahres seit der Einlegung des Widerspruchs 
oder seit der Stellung des Antrags auf Vornahme 
eines Verwaltungsakts erhoben werden, außer wenn 
die Einlegung des Rechtsbehelfs vor Ablauf der 
Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmöglich war 
oder unter den besonderen Verhältnissen des Ein-
zelfalles unterblieben ist. 

§ 78 

(1) Alle bundesrechtlichen Vorschriften in ande-
ren Gesetzen über Einspruchs- oder Beschwerdever-
fahren sind durch die Vorschriften dieses Ab-
schnitts ersetzt. 

(2) Das gleiche gilt für landesrechtliche Vorschrif-
ten über Einspruchs- oder Beschwerdeverfahren als 
Vorverfahren. 
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§ 79 

Für die Klageerhebung genügt zur Bezeichnung 
des Beklagten die Angabe der Behörde, die den ur-
sprünglichen Verwaltungsakt erlassen oder den be-
antragten Verwaltungsakt unterlassen hat. 

§ 80 

Gegenstand der Klage ist der ursprüngliche Ver-
waltungsakt in der Gestalt, die er durch den Wider-
spruchsbescheid gefunden hat. 

§ 81  
(1) Widerspruch und Anfechtungsklage haben auf-

schiebende Wirkung. Dies gilt auch bei rechtsgestal-
tenden Verwaltungsakten. Es gilt nicht für die An-
forderung von öffentlichen Abgaben und Kosten. 

(2) Die Behörde, die den Widerspruchsbescheid 
zu erlassen hat, nach Erhebung der Anfechtungs-
klage die Behörde, die über den Widerspruch ent-
schieden hat, bei § 70 Abs. 1 Satz 2 die Behörde, die 
den Verwaltungsakt erlassen hat, kann die aufschie-
bende Wirkung durch besondere Anordnung ganz 
oder zum Teil beseitigen, wenn sie es im öffent-
lichen Interesse für geboten hält. 

(3) Auf Antrag kann das Gericht der Hauptsache 
die aufschiebende Wirkung ganz oder zum Teil wie-
derherstellen. Der Antrag ist schon vor Erhebung 
der Anfechtungsklage zulässig. Ist der Verwaltungs-
akt im Zeitpunkt der Entscheidung schon vollzogen, 
so kann das Gericht die Aufhebung der Vollziehung 
anordnen. Die Wiederherstellung der aufschieben-
den Wirkung kann von der Leistung einer Sicher-
heit oder von anderen Auflagen abhängig gemacht 
werden. 

(4) Beschlüsse über Anträge nach Absatz 3 sind 
unanfechtbar. Sie können jederzeit geändert oder 
aufgehoben werden. 

(5) Die aufschiebende Wirkung von Widerspruch 
und Anfechtungsklage fällt weg gegenüber versorg

-

lichen, als Notstandsmaßnahmen bezeichneten be-
hördlichen Anordnungen, die bei Gefahr im Verzug, 
besonders bei drohenden Nachteilen für Leben, Ge-
sundheit oder Eigentum im öffentlichen Interesse 
ergehen. 

(6) Auch in den Fällen des Absatzes 1 Satz 3 und 
des Absatzes 5 kann das Gericht auf Antrag die 
Anordnung nach Absatz 3 treffen. 

(7) In dringenden Fällen kann statt des Gerichts 
der Vorsitzende entscheiden. Gegen seine Entschei-
dung kann innerhalb von zwei Wochen nach Be-
kanntgabe das Gericht angerufen werden. 

9. ABSCHNITT 

Verfahren vor dem Verwaltungsgericht 

§ 82 

(1) Die Klage ist bei dem zuständigen Verwal-
tungsgericht schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erheben. 

(2) Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden. 

§ 83 

Die Klage muß die Beteiligten und den Streit-
gegenstand bezeichnen und einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben, die an-
gefochtene Verfügung und der Widerspruchs-
bescheid sollen in Urschrift oder in Abschrift bei-
gefügt werden. 

§ 84 

(1) Hält sich das Verwaltungsgericht für örtlich 
oder sachlich unzuständig, so hat es sich, wenn das 
zuständige Gericht der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
bestimmt werden kann, auf Antrag des Klägers 
durch Beschluß für unzuständig zu erklären und den 
Rechtsstreit an das zuständige Gericht der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit zu verweisen. 

(2) Der Beschluß ist unanfechtbar. Er ist für das 
in ihm bezeichnete Gericht bindend. Die Wirkungen 
der Rechtshängigkeit bleiben bestehen. 

(3) Die Kosten im Verfahren vor dem angegan-
genen Gericht werden als Teil der Kosten behan-
delt, die bei dem im Beschluß bezeichneten Gericht 
entstehen. 

§ 85 

(1) Erweist sich die Klage als unzulässig oder als 
offenbar unbegründet, so kann das Gericht die Klage 
bis zur Anberaumung der mündlichen Verhandlung 
durch einen Vorbescheid mit Gründen abweisen. 

(2) Die Beteiligten können binnen zwei Wochen 
nach Zustellung des Vorbescheids mündliche Ver-
handlung beantragen. Wird der Antrag rechtzeitig 
gestellt, so gilt der Vorbescheid als nicht ergangen; 
sonst gilt er als rechtskräftiges Urteil. 

§ 86 

Der Vorsitzende verfügt die Zustellung der Klage 
an den Beklagten. Zugleich mit der Zustellung ist 
der Beklagte aufzufordern, sich schriftlich zu äußern. 
Hierfür kann eine Frist gesetzt werden. 

§ 87 

(1) Das Gericht erforscht den Sachverhalt von 
Amts wegen; die Beteiligten sind dabei heranzu-
ziehen. Es ist an das Vorbringen und an die Be-
weisanträge der Beteiligten nicht gebunden. 

(2) Ein in der mündlichen Verhandlung gestellter 
Beweisantrag kann nur durch einen Gerichts-
beschluß, der zu begründen ist, abgelehnt werden. 

(3) Der Vorsitzende hat darauf hinzuwirken, daß 
Formfehler beseitigt, unklare Anträge erläutert, 
sachdienliche Anträge gestellt, ungenügende tatsäch-
liche Angaben ergänzt, ferner alle für die Feststel- 
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lung und Beurteilung des Sachverhalts wesentlichen 
Erklärungen abgegeben werden. 

(4) Die Beteiligten sollen zur Vorbereitung der 
mündlichen Verhandlung Schriftsätze einreichen. 
Hierzu kann sie der Vorsitzende unter Fristsetzung 
auffordern. Die Schriftsätze sind den Beteiligten von 
Amts wegen zuzustellen. 

(5) Den Schriftsätzen sind die Urkunden, auf die 
Bezug genommen wird, in Urschrift oder in Ab-
schrift ganz oder im Auszug beizufügen. Sind die 
Urkunden dem Gegner bereits bekannt oder sehr 
umfangreich, so genügt die genaue Bezeichnung mit 
dem Anerbieten, Einsicht bei Gericht zu gewähren. 

§ 88 

Der Vorsitzende oder ein von ihm zu bestimmen-
der Richter hat schon vor der mündlichen Verhand-
lung alle Anordnungen zu treffen, die notwendig 
sind, um den Rechtsstreit möglichst in einer münd-
lichen Verhandlung zu erledigen. Er ist berechtigt, 
die Beteiligten zur gütlichen Beilegung des Rechts-
streits zu laden und einen Vergleich entgegenzuneh-
men. Im übrigen gilt § 272b Abs. 2, 3 und 4 Sätze 1 
und 2 der Zivilprozeßordnung entsprechend. 

§ 89 

Das Gericht darf über das Klagebegehren nicht 
hinausgehen, ist aber an die Fassung der Anträge 
nicht gebunden. 

§ 90 

(1) Bei dem Gericht der Klage kann eine Wider-
klage erhoben werden, wenn der Gegenanspruch 
mit dem in der Klage geltend gemachten Anspruch 
oder mit den gegen ihn vorgebrachten Verteidi-
gungsmitteln zusammenhängt. Dies gilt nicht, wenn 
in den Fällen des § 53 Nr. 1 für die Klage wegen des 
Gegenanspruchs ein anderes Gericht zuständig ist. 

(2) Bei Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen 
ist die Widerklage ausgeschlossen. 

§ 91 

(1) Durch Erhebung der Klage wird die Streit-
sache rechtshängig. 

(2) Wenn die Streitsache schon bei einem Gericht 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit rechtshängig ist, so 
ist eine neue Klage während der Rechtshängigkeit 
unzulässig. 

(3) Die Zuständigkeit des Gerichts wird durch eine 
Veränderung der sie begründenden Umstände nach 
Eintritt der Rechtshängigkeit nicht berührt. 

§ 92 

(1) Eine Änderung der Klage ist nur zulässig, 
wenn die übrigen Beteiligten einwilligen oder das 
Gericht die Änderung für sachdienlich hält. 

(2) Die Einwilligung des Beklagten in die An-
derung der Klage ist anzunehmen, wenn er sich, 
ohne ihr zu widersprechen, in einem Schriftsatz oder  

in einer mündlichen Verhandlung auf die geänderte 
Klage eingelassen hat. 

(3) Die Entscheidung, daß eine Änderung der 
Klage nicht vorliegt oder zuzulassen sei, ist unan-
fechtbar. 

§ 93 

(1) Der Kläger kann bis zur Rechtskraft des Ur-
teils seine Klage zurücknehmen. Die Zurücknahme 
nach Stellung der Anträge in der mündlichen Ver-
handlung setzt die Einwilligung des Beklagten und, 
wenn ein Vertreter des öffentlichen Interesses an 
der mündlichen Verhandlung teilgenommen hat, 
auch seine Einwilligung voraus. 

(2) Wird die Klage zurückgenommen, so stellt das 
Gericht das Verfahren durch Beschluß ein und 
spricht in ihm die sich nach diesem Gesetz ergeben-
den Rechtsfolgen der Zurücknahme aus. 

§ 94 

Das Gericht kann durch Beschluß mehrere bei ihm 
anhängige Verfahren über den gleichen Gegenstand 
zu gemeinsamer Verhandlung und Entscheidung 
verbinden und wieder trennen. Es kann anordnen, 
daß mehrere in einem Verfahren erhobene An-
sprüche in getrennten Verfahren verhandelt und 
entschieden werden. 

§ 95 

Das Gericht kann, wenn die Entscheidung des 
Rechtsstreits ganz oder zum Teil vom Bestehen oder 
Nichtbestehen eines Rechtsverhältnisses abhängt, 
das den Gegenstand eines anderen anhängigen 
Rechtsstreits bildet, die Verhandlung bis zur Erle-
digung dieses Rechtsstreits aussetzen. 

§ 96 

(1) Das Gericht kann das persönliche Erscheinen 
eines Beteiligten anordnen. Es kann beim Ausblei-
ben eine Geldstrafe bis zu tausend Deutsche Mark 
oder eine Haftstrafe bis zu zwei Wochen andro-
hen. Bei schuldhaftem Ausbleiben setzt das Gericht 
durch Beschluß die angedrohte Strafe fest. Andro-
hung und Festsetzung der Strafe können wieder-
holt werden. 

(2) Ist Beteiligter eine juristische Person oder eine 
nicht rechtsfähige Personenvereinigung, so ist die 
Strafe dem nach Gesetz oder Satzung Vertretungs-
berechtigten anzudrohen und gegen ihn festzu-
setzen. 

(3) Das Gericht kann einer beteiligten öffentlichen 
Körperschaft oder Behörde aufgeben, zur münd-
lichen Verhandlung einen schriftlich bevollmächtig-
ten und über die Sach- und Rechtslage ausreichend 
unterrichteten Beamten oder Angestellten zu ent-
senden. 

§ 97 

(1) Das Gericht erhebt Beweis in der mündlichen 
Verhandlung. Es kann insbesondere Augenschein 
einnehmen, Zeugen und Sachverständige eidlich 
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oder uneidlich vernehmen und Urkunden heran-
ziehen. 

(2) In der mündlichen Verhandlung können auch 
Beteiligte eidlich vernommen werden. 

§ 98 

Die Beteiligten werden von allen Beweisterminen 
benachrichtigt und können der Beweisaufnahme bei-
wohnen. Sie können an Zeugen und Sachverstän-
dige sachdienliche Fragen richten lassen. Wird eine 
Frage beanstandet, so entscheidet das Gericht. 

§ 99 

Soweit dieses Gesetz nicht abweichende Vor-
schriften enthält, sind auf die Beweisaufnahme die 
§§ 358 bis 444 und 450 bis 494 der Zivilprozeß-
ordnung entsprechend anzuwenden. 

§ 100 

(1) Eine Behörde ist zur Vorlage von Urkunden 
oder Akten und zu Auskünften nicht verpflichtet, 
wenn die zuständige oberste Aufsichtsbehörde er-
klärt, daß das Bekanntwerden des Inhalts dieser 
Urkunden oder Akten und dieser Auskünfte dem 
Wohl des Bundes oder eines deutschen Landes nach-
teilig sein würde oder daß die Vorgänge nach einem 
Gesetz oder ihrem Wesen nach geheimgehalten wer-
den müssen. 

(2) Handelt es sich um Urkunden oder Akten und 
um Auskünfte einer obersten Bundesbehörde, so 
darf die Vorlage der Urkunden oder Akten und die 
Auskunft nur unterbleiben, wenn die Erklärung 
nach Absatz 1 von der Bundesregierung abgegeben 
wird. Die Landesregierung hat die Erklärung abzu-
geben, wenn diese Voraussetzungen bei einer ober-
sten Landesbehörde vorliegen. 

(3) Für die Vernehmung eines im öffentlichen 
Dienst Stehenden als Zeugen oder Sachverständigen 
gilt § 376 der Zivilprozeßordnung entsprechend. 

§ 101 

(1) Die Beteiligten können die dem Gericht vor-
gelegten Akten einsehen. 

(2) Sie können sich durch die Geschäftsstelle auf 
ihre Kosten Ausfertigungen, Auszüge und Abschrif-
ten erteilen lassen. 

(3) Die Entwürfe zu Urteilen, Beschlüssen und 
Verfügungen, die Arbeiten zu ihrer Vorbereitung, 
ferner die Schriftstücke, die Abstimmungen oder 
Strafverfügungen betreffen, werden weder vor-
gelegt noch abschriftlich mitgeteilt. 

§ 102 

(1) Das Gericht entscheidet, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, auf Grund mündlicher Verhandlung. 

(2) Mit Einverständnis der Beteiligten kann das 
Gericht ohne mündliche Verhandlung entscheiden. 

(3) Entscheidungen des Gerichts, die nicht Urteile 
sind, können ohne mündliche Verhandlung ergehen, 
soweit nichts anderes bestimmt ist. 

§ 103 

(1) Sobald der Termin zur mündlichen Verhand-
lung bestimmt ist, sind die Beteiligten mit einer 
Ladungsfrist von mindestens einer Woche, beim 
Bundesverwaltungsgericht von mindestens vier 
Wochen, zu laden. In dringenden Fällen kann der 
Vorsitzende die Frist abkürzen. 

(2) Bei der Ladung ist darauf hinzuweisen, daß 
beim Ausbleiben eines Beteiligten auch ohne ihn 
verhandelt und entschieden werden kann. 

§ 104 

(1) Der Vorsitzende eröffnet und leitet die münd-
liche Verhandlung. 

(2) Nach Aufruf der Sache trägt der Vorsitzende 
oder der Berichterstatter den wesentlichen Inhalt 
der Akten vor. 

(3) Hierauf erhalten die Beteiligten das Wort, 
um ihre Anträge zu stellen und zu begründen. 

§ 105 

(1) Der Vorsitzende hat die Streitsache mit den 
Beteiligten tatsächlich und rechtlich erschöpfend zu 
erörtern. 

(2) Der Vorsitzende hat jedem Beisitzer auf Ver-
langen zu gestatten, sachdienliche Fragen zu stellen. 
Wird eine Frage beanstandet, so entscheidet das 
Gericht. 

(3) Nach genügender Erörterung der Streitsache 
erklärt der Vorsitzende die mündliche Verhand-
lung für geschlossen. Das Gericht kann ihre Wieder-
eröffnung beschließen. 

§ 106 

(1) Zur mündlichen Verhandlung und zu jeder Be-
weisaufnahme wird ein vereidigter Schriftführer zu-
gezogen. Die wesentlichen Vorgänge der Verhand-
lung, vor allem die endgültige Fassung der von den 
Beteiligten gestellten Anträge sind in eine Nieder-
schrift aufzunehmen, die von dem Vorsitzenden 
oder vernehmenden Richter und vom Schriftführer 
zu unterzeichnen ist. 

(2) Die Niederschrift über die Aussage eines 
Zeugen, Sachverständigen oder Beteiligten ist die-
sem vorzulesen oder zur Durchsicht vorzulegen. 
In der Niederschrift ist zu vermerken, daß dies 
geschehen und sie genehmigt ist oder welche Ein-
wendungen erhoben sind. Bei Vernehmung außer-
halb der mündlichen Verhandlung soll der Ver-
nommene seine Aussage auch unterschreiben. 

§ 107 

Um den geltend gemachten Anspruch vollständig 
oder zum Teil zu erledigen, können die Beteiligten 
zur Niederschrift des Gerichts oder des beauftrag-
ten oder ersuchten Richters einen Vergleich schlie-
ßen, soweit sie über den Gegenstand der Klage ver-
fügen können. 
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10. ABSCHNITT 

Urteile und andere Entscheidungen 

§ 108 

Über die Klage wird, soweit nichts anderes be-
stimmt ist, durch Urteil entschieden. 

§ 109 

(1) Das Gericht entscheidet nach seiner freien, 
aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens gewon-
nenen Überzeugung. In dem Urteil sind die Gründe 
anzugeben, die für die richterliche Überzeugung 
leitend gewesen sind. 

(2) Das Urteil darf nur auf Tatsachen und Beweis-
ergebnisse gestützt werden, zu denen die Beteilig-
ten sich äußern konnten. 

§ 110 

Über die Zulässigkeit der Klage kann durch 
Zwischenurteil vorab entschieden werden. 

§ 111 

Ist nur ein Teil des Streitgegenstandes zur Ent-
scheidung reif, so kann das Gericht ein Teilurteil 
erlassen. 

§ 112 

Ist bei einer Leistungsklage ein Anspruch nach 
Grund und Betrag streitig, so kann das Gericht über 
den Grund vorab entscheiden. Das Gericht kann, 
wenn der Anspruch für begründet erklärt ist, anord-
nen, daß über den Betrag zu verhandeln ist. 

§ 113 

Das Urteil kann nur von den Richtern und ehren-
amtlichen Verwaltungsrichtern gefällt werden, die 
an der Verhandlung teilgenommen haben, die dem 
Urteil zugrunde liegt. 

§ 114 

(1) Hält das Gericht den Verwaltungsakt für 
rechtswidrig, so hebt es ihn und den Widerspruchs-
bescheid auf. Ist der Verwaltungsakt schon voll-
zogen, so kann das Gericht auf Antrag auch aus-
sprechen, daß und wie die Verwaltungsbehörde die 
Vollziehung rückgängig zu machen hat. Dieser Aus-
spruch ist nur zulässig, wenn die Behörde recht-
lich dazu in der Lage und diese Frage ohne weiteres 
spruchreif ist. Hat sich der Verwaltungsakt vorher 
durch Zurücknahme oder anders erledigt, so spricht 
das Gericht auf Antrag durch Urteil aus, daß der 
Verwaltungsakt rechtswidrig gewesen ist, wenn der 
Kläger ein berechtigtes Interesse an dieser Feststel-
lung hat. 

(2) Betrifft der angefochtene Verwaltungsakt eine 
Leistung in Geld oder anderen vertretbaren Sachen 
oder eine Feststellung, so kann das Gericht die Lei-
stung in anderer Höhe festsetzen oder die Fest-
stellung durch eine andere ersetzen. 

(3) Kann neben der Aufhebung eines Verwal-
tungsakts eine Leistung verlangt werden, so ist im 
gleichen Verfahren auch die Verurteilung zur Lei-
stung zulässig. 

(4) Hält das Gericht die Ablehnung oder Unter-
lassung des Verwaltungsakts für rechtswidrig, so 
spricht es die Verpflichtung der Verwaltungs-
behörde aus, die beantragte Amtshandlung vorzu-
nehmen, sonst die Verpflichtung, den Kläger unter 
Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts zu 
bescheiden. 

(5) Rechtswidrigkeit ist auch gegeben, wenn die 
Verwaltungsbehörde ermächtigt ist, nach ihrem Er-
messen zu handeln, die gesetzlichen Grenzen des 
Ermessens aber überschritten oder von dem Er-
messen in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht 
entsprechenden Weise Gebrauch gemacht hat. 

§ 115 

(1) Das Urteil wird, wenn eine mündliche Ver-
handlung stattgefunden hat, in der Regel in dem 
Termin, in dem die mündliche Verhandlung ge-
schlossen wird, verkündet, in besonderen Fällen in 
einem sofort anzuberaumenden Termin, der nicht 
über zwei Wochen hinaus angesetzt werden darf. 
Das Urteil ist den Beteiligten zuzustellen. 

(2) Statt der Verkündung ist die Zustellung des 
Urteils zulässig; dann ist das Urteil binnen zwei 
Wochen nach der mündlichen Verhandlung der Ge-
schäftsstelle zu übergeben. 

(3) Entscheidet das Gericht ohne mündliche Ver-
handlung, so ergeht das Urteil durch Zustellung an 
die Beteiligten. 

§ 116 

(1) Das Urteil ergeht „Im Namen des Volkes". Es 
ist schriftlich abzufassen und von den Richtern, die 
bei der Entscheidung mitgewirkt haben, zu unter-
zeichnen. Ist ein Richter verhindert, seine Unter-
schrift beizufügen, so wird dies mit dem Hinde-
rungsgrund vom Vorsitzenden und, wenn er ver-
hindert ist, vom dienstältesten beisitzenden Richter 
unter dem Urteil vermerkt. 

(2) Ein Urteil, das bei der Verkündung noch nicht 
vollständig abgefaßt war, ist vor Ablauf von zwei 
Wochen, vom Tage der Verkündung an gerechnet, 
vollständig der Geschäftsstelle zu übergeben. Kann 
dies ausnahmsweise nicht geschehen, so ist inner-
halb von zwei Wochen das von den Richtern unter-
schriebene Urteil ohne Tatbestand und Entschei-
dungsgründe der Geschäftsstelle zu übergeben. 
Dann sind Tatbestand und Entscheidungsgründe 
bald nachträglich anzufertigen, von den Richtern 
besonders zu unterschreiben und der Geschäfts-
stelle zu übergeben. 

(3) Das Urteil enthält 

1. die Bezeichnung der Beteiligten, ihrer gesetz-
lichen Vertreter und der Bevollmächtigten nach 
Namen, Stand oder Gewerbe, Wohnort und ihrer 
Stellung im Verfahren, 
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2. die Bezeichnung des Gerichts und die Namen der 
Mitglieder, die bei der Entscheidung mitgewirkt 
haben, 

3. die Urteilsformel, 

4. die gedrängte Darstellung des Sachverhalts, 

5. die Entscheidungsgründe, 

6. die Rechtsmittelbelehrung. 

(4) Der Urkundsbeamte der Geschäftstelle hat auf 
dem Urteil den Tag der Zustellung und im Falle 
des § 115 Abs. 1 Satz 1 den Tag der Verkündung 
zu vermerken und diesen Vermerk zu unterschrei-
ben. 

§ 117 

(1) Schreibfehler, Rechenfehler und ähnliche offen-
bare Unrichtigkeiten im Urteil sind jederzeit vom 
Gericht zu berichtigen. 

(2) Über die Berichtigung kann ohne vorgängige 
mündliche Verhandlung entschieden werden. Der 
Berichtigungsbeschluß wird auf dem Urteil und den 
Ausfertigungen vermerkt. 

§ 118 

(1) Enthält die Darstellung des Sachverhalts im 
Urteil andere Unrichtigkeiten oder Unklarheiten, 
so kann die Berichtigung binnen zwei Wochen nach 
Zustellung des Urteils beantragt werden. 

(2) Das Gericht entscheidet ohne Beweisaufnahme 
durch Beschluß. Der Beschluß ist unanfechtbar. Bei 
der Entscheidung wirken nur die Richter mit, die 
beim Urteil mitgewirkt haben. Ist ein Richter ver-
hindert, so entscheidet bei Stimmengleichheit die 
Stimme des Vorsitzenden. Der Berichtigungs-
beschluß wird auf dem Urteil und den Ausfertigun-
gen vermerkt. 

§ 119 

(1) Wenn ein nach der Darstellung des Sachver-
halts von einem Beteiligten gestellter Antrag oder 
die Kostenfolge bei der Entscheidung ganz oder 
zum Teil übergangen ist, so ist auf Antrag das Ur-
teil durch nachträgliche Entscheidung zu ergänzen. 

(2) Die Entscheidung muß binnen zwei Wochen 
nach Zustellung des Urteils beantragt werden. 

(3) Die mündliche Verhandlung hat nur den nicht 
erledigten Teil des Rechtsstreits zum Gegenstand. 

§ 120 

Rechtskräftige Urteile binden die Beteiligten und 
ihre Rechtsnachfolger soweit, als über den Streit-
gegenstand entschieden worden ist. 

§ 121 

(1) Die §§ 89, 109 Abs. 1 Satz 1, §§ 117, 118 und 119 
gelten entsprechend für Beschlüsse und Vorbe-
scheide. 

(2) Beschlüsse sind zu begründen, wenn sie durch 
Rechtsmittel angefochten werden können oder über 
ein Rechtsmittel entscheiden. Beschlüsse über Ver-
weigerung des Armenrechts (§ 163) und die Anord-
nung nach § 81 sind stets zu begründen. 

11. ABSCHNITT 

Einstweilige Anordnung 

§ 122 

(1) Auf Antrag kann das Gericht, auch schon vor 
Klageerhebung, eine einstweilige Anordnung in 
bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die 
Gefahr besteht, daß durch eine Veränderung des 
bestehenden Zustandes die Verwirklichung eines 
Rechts des Antragstellers vereitelt oder wesentlich 
erschwert werden könnte. Einstweilige Anordnun-
gen sind auch zur Regelung eines vorläufigen Zu-
standes in bezug auf ein streitiges Rechtsverhältnis 
zulässig, wenn diese Regelung, vor allem bei dau-
ernden Rechtsverhältnissen, um wesentliche Nach-
teile abzuwenden oder drohende Gewalt zu ver-
hindern oder aus anderen Gründen nötig erscheint. 

(2) Für den Erlaß einstweiliger Anordnungen ist 
das Gericht der Hauptsache zuständig. Dies ist das 
Gericht des ersten Rechtszugs und, wenn die Haupt-
sache im Berufungsverfahren anhängig ist, das Be-
rufungsgericht. § 81 Abs. 7 ist entsprechend anzu-
wenden. 

(3) Auf den Erlaß einstweiliger Anordnungen sind 
die §§ 920, 921, 923, 926, 928 bis 932, 938, 
939, 941 und 945 der Zivilprozeßordnung entspre-
chend anzuwenden. 

(4) Gegen die einstweilige Anordnung kann An-
trag auf mündliche Verhandlung gestellt werden. 
§§ 924, 925 der Zivilprozeßordnung gelten ent-
sprechend. 

TEIL III 

Rechtsmittel 
und Wiederaufnahme des Verfahrens 

12. ABSCHNITT 

Berufung 

§ 123 

(1) Gegen das Urteil eines Verwaltungsgerichts 
steht den Beteiligten die Berufung an das Ober-
verwaltungsgericht zu. Wegen der Kostenentschei-
dung allein kann das Urteil nicht angefochten 
werden. 

(2) Die Berufung ist beim Gericht, dessen Ent-
scheidung angefochten wird, innerhalb eines Mo-
nats nach Zustellung des Urteils schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts- 
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stelle einzulegen. Die Berufungsfrist ist auch ge-
wahrt, wenn die Berufung innerhalb der Frist beim 
Oberverwaltungsgericht eingeht. 

(3) Die Berufungsschrift muß das angefochtene 
Urteil bezeichnen und einen bestimmten Antrag 
enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen 
und Beweismittel sollen angegeben werden. 

§ 124 

Für das Berufungsverfahren gelten die Vorschrif-
ten über das Verfahren im ersten Rechtszug (Teil II) 
entsprechend, soweit sich aus den Vorschriften die-
ses Abschnitts nichts anderes ergibt. 

§ 125 

(1) Die Berufung kann bis zur Rechtskraft des Ur-
teils zurückgenommen werden. Die Zurücknahme 
nach Stellung der Anträge in der mündlichen Ver-
handlung setzt die Einwilligung des Beklagten und, 
wenn ein Vertreter des öffentlichen Interesses an 
der mündlichen Verhandlung teilgenommen hat, 
auch seine Einwilligung voraus. 

(2) Die Zurücknahme bewirkt den Verlust des 
eingelegten Rechtsmittels. Das Gericht entscheidet 
durch Beschluß über die Kostenfolge. 

§ 126 

Der Berufungsbeklagte und die anderen Beteilig-
ten können sich auch im Laufe der mündlichen Ver-
handlung, selbst wenn sie auf die Berufung ver-
zichtet haben, der Berufung anschließen. Wird die 
Anschlußberufung erst nach Ablauf der Berufungs-
frist eingelegt oder hatte der Beteiligte auf die 
Berufung verzichtet, so wird die Anschlußberufung 
unwirksam, wenn die Berufung zurückgenommen 
oder als unzulässig verworfen wird. 

§ 127 

Das Oberverwaltungsgericht prüft den Streitfall 
innerhalb des Berufungsantrages im gleichen Um-
fange wie das Verwaltungsgericht. Es berücksichtigt 
auch neu vorgebrachte Tatsachen und Beweismittel. 

§ 128 

Das Urteil des Verwaltungsgerichts darf nur so-
weit geändert werden, als eine Änderung bean-
tragt ist. 

§ 129 

(1) Das Oberverwaltungsgericht kann durch Urteil 
die angefochtene Entscheidung aufheben und die 
Sache an das Verwaltungsgericht zurückverweisen, 
wenn 

1. dieses die Klage abgewiesen hat, ohne in der 
Sache selbst zu entscheiden, 

2. das Verfahren an einem wesentlichen Mangel 
leidet, 

3. neue Tatsachen oder Beweismittel bekanntwerden, 
die für die Entscheidung wesentlich sind. 

(2) Das Verwaltungsgericht ist an die rechtliche 
Beurteilung der Berufungsentscheidung gebunden. 

§ 130 

(1) Für besondere Rechtsgebiete kann durch Ge-
setz die Berufung ausgeschlossen oder von einer 
besonderen Zulassung abhängig gemacht werden. 

(2) Wird die Berufung von einer besonderen Zu-
lassung abhängig gemacht, so ist die Zulassung von 
dem Verwaltungsgericht zu erteilen, wenn es von 
einer Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
oder des Oberverwaltungsgerichts abweicht oder 
wenn von der Zulassung die Klärung einer grund-
sätzlichen Rechtsfrage zu erwarten ist. 

(3) Die Nichtzulassung der Berufung kann selbst-
ständig durch Beschwerde innerhalb eines Monats 
nach Zustellung des Urteils angefochten werden. 
Die Beschwerde ist hei dem Verwaltungsgericht 
einzulegen. Die Einlegung der Beschwerde hemmt 
die Rechtskraft des Urteils des Verwaltungsgerichts. 

(4) Wird der Beschwerde nicht abgeholfen, so 
entscheidet das Oberverwaltungsgericht durch Be-
schluß. Mit der Ablehnung der Beschwerde durch 
das Oberverwaltungsgericht wird das Urteil rechts-
kräftig. Wird der Beschwerde stattgegeben, so be-
ginnt mit der Zustellung des Beschwerdebescheides 
der Lauf der Berufungsfrist. 

13. ABSCHNITT 

Revision 

§ 131 

(1) Die Revision gegen Urteile des Oberverwal-
tungsgerichts (§ 49 Nr. 1) kann vorbehaltlich des 
§ 132 Abs. 1 nur eingelegt werden, wenn sie von 
diesem Oberverwaltungsgericht zugelassen worden 
ist. 

(2) Sie ist zuzulassen, wenn 

1. die Klärung einer grundsätzlichen Rechtsfrage zu 
erwarten ist oder 

2. der Bund, vertreten durch oberste Bundesbehör-
den, Bundesoberbehörden oder oberste Landesbe-
hörden als Auftragsverwaltung des Bundes, die 
Deutsche Bundesbahn, vertreten durch den Vor-
stand oder den Verwaltungsrat, bundesunmittel-
bare Körperschaften oder bundesunmittelbare An-
stalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts be-
teiligt sind oder 

3. das Urteil von einer Entscheidung des Bundesver-
waltungsgerichts oder ein es Oberverwaltungs

-

gerichts abweicht. 

(3) Die Nichtzulassung der Revision kann selb-
ständig durch Beschwerde innerhalb eines Monats 
nach Zustellung des Urteils angefochten werden. 
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Die Beschwerde ist bei dem Gericht einzulegen, 
dessen Entscheidung angefochten werden soll. 

(4) Die Einlegung der Beschwerde hemmt die 
Rechtskraft des Urteils. 

(5) Wird der Beschwerde nicht abgeholfen, so 
entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch 
Beschluß. Mit der Ablehnung der Beschwerde durch 
das Bundesverwaltungsgericht wird das Urteil 
rechtskräftig. Wird der Beschwerde stattgegeben, 
so beginnt mit der Zustellung des Beschwerde-
bescheides der Lauf der Revisionsfrist. 

§ 132 

(1) Einer Zulassung zur Einlegung der Revision 
gegen Urteile des Oberverwaltungsgerichts (§ 49 
Nr. 1) bedarf es nicht, wenn nur wesentliche Mängel 
des Verfahrens gerügt werden und eine der Vor-
aussetzungen des § 131 Abs. 2 vorliegt. 

(2) Ein wesentlicher Mangel des Verfahrens liegt 
stets vor, wenn 

1. das erkennende Gericht nicht vorschriftsmäßig 
besetzt war, 

2. bei der Entscheidung ein Richter mitgewirkt hat, 
der von der Ausübung des Richteramtes kraft Ge-
setzes ausgeschlossen oder wegen Besorgnis der 
Befangenheit mit Erfolg abgelehnt war, 

3. einem Beteiligten das richterliche Gehör versagt 
war, 

4. ein Beteiligter im Verfahren nicht nach Vorschrift 
des Gesetzes vertreten war, außer wenn er der 
Prozeßführung ausdrücklich oder stillschweigend 
zugestimmt hat, 

5. das Urteil auf eine mündliche Verhandlung er-
gangen ist, bei der die Vorschriften über die 
Öffentlichkeit des Verfahrens verletzt worden 
sind, oder 

6. die Entscheidung nicht mit Gründen versehen ist. 

§ 133 

(1) Gegen Urteile eines Verwaltungsgerichts (§ 49 
Nr. 2) kann die Revision unter Übergehung der 
Berufungsinstanz eingelegt werden, wenn an dem 
Verfahren der Bund, vertreten durch oberste Bun-
desbehörden, Bundesoberbehörden oder oberste 
Landesbehörden als Auftragsverwaltung des Bun-
des, die Deutsche Bundesbahn, vertreten durch den 
Vorstand oder den Verwaltungsrat, bundesunmittel-
bare Körperschaften oder bundesunmittelbare An-
stalten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts be-
teiligt sind und der Rechtsmittelgegner zustimmt. 
Die schriftliche Zustimmung ist der Revisionsschrift 
beizufügen. 

(2) Die Einlegung der Revision und die Zustim-
mung gelten als Verzicht auf die Berufung. 

§ 134 

(1) Die Revision kann nur darauf gestützt wer-
den, daß das angefochtene Urteil auf der Nicht-

anwendung oder auf der unrichtigen Anwendung 
von Bundesrecht beruhe. In den Fällen des § 49 
Nr. 1 kann die Revision auch darauf gestützt wer-
den, daß das Verfahren an wesentlichen Mängeln 
leide. 

(2) Das Bundesverwaltungsgericht ist an die in 
dem angefochtenen Urteil getroffenen tatsächlichen 
Feststellungen gebunden, außer wenn in bezug auf 
diese Feststellungen zulässige und begründete 
Revisionsgründe vorgebracht sind. 

(3) Bei der  Rüge von Verfahrensmängeln sind 
nur die geltend gemachten Gründe nachzuprüfen. 
Im übrigen ist das Bundesverwaltungsgericht an die 
geltend gemachten Revisionsgründe nicht gebunden. 

§ 135 

(1) Die Revision ist bei dem Gericht, dessen Urteil 
angefochten wird, innerhalb eines Monats nach Zu-
stellung des Urteils oder nach Zustellung des Be-
schlusses über die Zulassung der Revision (§ 131 
Abs. 5) schriftlich oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle einzulegen und 
spätestens innerhalb eines weiteren Monats zu be-
gründen. Die Frist für die Revisionsbegründung 
kann auf einen vor ihrem Ablauf gestellten Antrag 
durch den Vorsitzenden verlängert werden. 

(2) Die Revision muß das angefochtene Urteil 
angeben und einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die Revisionsbegründung muß außerdem die ver-
letzte Rechtsnorm und, soweit Verfahrensmängel 
gerügt werden, die Tatsachen und Beweismittel be-
zeichnen, die den Mangel ergeben. 

(3) Das Gericht, bei dem die Revision eingelegt 
oder die Beschwerde wegen Nichtzulassung der 
Revision erhoben worden ist, legt die Revisions-
oder Beschwerdeschrift dem Bundesverwaltungs-
gericht mit den Akten vor. 

§ 136 

(1) Die Revision kann bis zur Rechtskraft des 
Urteils zurückgenommen werden. Die Zurücknahme 
nach Stellung der Anträge in der mündlichen Ver-
handlung setzt die Einwilligung des Revisionsbe-
klagten und, wenn der Oberbundesanwalt an der 
mündlichen Verhandlung teilgenommen hat, auch 
seine Einwilligung voraus. 

(2) Die Zurücknahme bewirkt den Verlust des 
Rechtsmittels. Das Gericht entscheidet durch Be-
schluß über die Kostenfolge. 

§ 137 

Für die Revision gelten die Vorschriften über die 
Berufung entsprechend, soweit sich aus diesem Ab-
schnitt nichts anderes ergibt. 

§ 138 

Klageänderungen und Beiladungen sind im Revi-
sionsverfahren unzulässig. 

§ 139 

Das Bundesverwaltungsgericht prüft, ob die Re- 
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vision statthaft und ob sie in der gesetzlichen Form 
und Frist eingelegt und begründet worden ist. Man-
gelt es an einem dieser Erfordernisse, so ist die Re-
vision unzulässig. 

§ 140 

(1) Ist die Revision begründet, so kann das Bun-
desverwaltungsgericht 

1. in der Sache selbst entscheiden, 

2. das angefochtene Urteil mit den ihm zugrunde 
liegenden tatsächlichen Feststellungen aufheben 
und die Sache zur anderweitigen Verhandlung 
und Entscheidung zurückverweisen. 

(2) Ist die Revision unbegründet, so weist das 
Bundesverwaltungsgericht die Revision zurück. 

(3) Ergeben die Entscheidungsgründe zwar eine 
Verletzung des bestehenden Rechts, stellt sich die 
Entscheidung selbst aber aus anderen Gründen als 
richtig dar, so ist die Revision zurückzuweisen. 

(4) Ist die Revision unzulässig, so verwirft sie 
das Bundesverwaltungsgericht durch Beschluß. 

(5) Verweist das Bundesverwaltungsgericht die 
Sache bei der Sprungrevision nach § 49 Nr. 2 und 
nach § 133 zur anderweitigen Verhandlung und 
Entscheidung zurück, so kann es nach seinem Er-
messen auch an das Oberverwaltungsgericht zurück-
verweisen, das für die Berufung zuständig gewesen 
wäre. Für das Verfahren vor dem Oberverwaltungs-
gericht gelten dann die gleichen Grundsätze, wie 
wenn der Rechtsstreit auf eine ordnungsgemäß ein-
gelegte Berufung beim Oberverwaltungsgericht an-
hängig geworden wäre. 

(6) Das Gericht, an das die Sache zur anderwei-
tigen Verhandlung und Entscheidung zurückver-
wiesen ist, hat seiner Entscheidung die rechtliche 
Beurteilung des Revisionsgerichts zugrunde zu legen. 

§ 141 

Soweit für Landesrecht nach § 130 die Berufung 
ausgeschlossen oder beschränkt wird, kann die Lan-
desgesetzgebung die Revision an das Oberverwal-
tungsgericht zulassen und bestimmen, daß die Vor-
schriften für das Revisionsverfahren vor dem Bun-
desverwaltungsgericht entsprechend gelten. 

14. ABSCHNITT 

Beschwerde 

§ 142 

(1) Gegen die Entscheidungen des Verwaltungs-
gerichts, die nicht Urteile oder Vorbescheide sind, 
und gegen Entscheidungen des Vorsitzenden dieses 
Gerichts steht den Beteiligten und sonst von der 
Entscheidung Betroffenen die Beschwerde an das 
Oberverwaltungsgericht zu, soweit nicht in diesem 
Gesetz etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Prozeßleitende Verfügungen, Aufklärungs-
anordnungen, Beschlüsse über eine Vertagung oder 
die Bestimmung einer Frist, Beweisbeschlüsse, Be-
schlüsse über Ablehnung von Beweisanträgen, über 
Verbindung und Trennung von Verfahren und An-
sprüchen können nicht mit der Beschwerde ange-
fochten werden. 

§ 143 

(1) Die Beschwerde ist beim Verwaltungsgericht 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle innerhalb von zwei 
Wochen nach Bekanntgabe der Entscheidung ein-
zulegen. 

(2) Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn 
die Beschwerde innerhalb der Frist beim Oberver-
waltungsgericht eingeht. 

§ 144 

Hält das Verwaltungsgericht oder der Vorsit-
zende, dessen Entscheidung angefochten wird, die 
Beschwerde für begründet, so ist ihr abzuhelfen, 
sonst ist sie unverzüglich dem Oberverwaltungs-
gericht vorzulegen. 

§ 145 

(1) Die Beschwerde hat nur dann aufschiebende 
Wirkung, wenn sie die Festsetzung einer Strafe zum 
Gegenstand hat. Das Gericht oder der Vorsitzende, 
dessen Entscheidung angefochten wird, kann auch 
sonst bestimmen, daß die Vollziehung der ange-
fochtenen Entscheidung einstweilen auszusetzen ist. 

(2) Die §§ 178 und 181 Abs. 2 des Gerichtsver-
fassungsgesetzes bleiben unberührt. 

§ 146 

Über die Beschwerde entscheidet das Oberver-
waltungsgericht durch Beschluß. 

§ 147 

Gegen die Entscheidungen des beauftragten oder 
ersuchten Richters oder des Urkundsbeamten kann 
innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe die 
Entscheidung des Gerichts beantragt werden. Der 
Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle des Gerichts zu 
stellen. Die §§ 143 bis 145 gelten entsprechend. 

§ 148 

(1) Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts 
können vorbehaltlich des § 131 Abs. 3 nicht mit der 
Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht an-
gefochten werden. 

(2) Im Verfahren vor dem Bundesverwaltungs-
gericht ist auf Entscheidungen des beauftragten oder 
ersuchten Richters oder des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle § 147 entsprechend anzuwenden. 
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15. ABSCHNITT 

Wiederaufnahme des Verfahrens 

§ 149 

(1) Ein rechtskräftig beendetes Verfahren kann 
nach den Vorschriften des Vierten Buchs der Zivil-
prozeßordnung wieder aufgenommen werden. 

(2) Die Befugnis zur Erhebung der Nichtigkeits-
klage und der Restitutionsklage steht auch dem 
Vertreter des öffentlichen Interesses, im Verfahren 
vor dem Bundesverwaltungsgericht im ersten und 
letzten Rechtszug auch dem Oberbundesanwalt zu. 

TEIL IV 

Kosten und Vollstreckung 

16. ABSCHNITT 

Kosten 

§ 150 

Parteien im Sinne dieses Abschnitts sind der 
Kläger und der Beklagte. 

§ 151 

(1) Die unterliegende Partei trägt die Kosten des 
Verfahrens. 

(2) Die Kosten eines ohne Erfolg eingelegten 
Rechtsmittels fallen demjenigen zur Last, der das 
Rechtsmittel eingelegt hat. 

(3) Dem Beigeladenen können Kosten nach seiner 
Beteiligung am Verfahren auferlegt werden. § 155 
Satz 2 bleibt unberührt. 

(4) Die Kosten des erfolgreichen Wiederaufnah-
meverfahrens können der Staatskasse auferlegt wer-
den, soweit sie nicht durch das Verschulden eines 
Beteiligten entstanden sind. 

§ 152 

(1) Wenn eine Partei teils obsiegt, teils unter-
liegt, so sind die Kosten gegeneinander aufzuheben 
oder verhältnismäßig zu teilen. Sind die Kosten 
gegeneinander aufgehoben, so fallen die Gerichts-
kosten jeder Partei zur Hälfte zur Last. Einer Partei 
können die Kosten ganz auferlegt werden, wenn 
die andere nur zu einem geringen Teil unterlegen 
ist. 

(2) Wer einen Antrag, eine Klage, ein Rechts-
mittel oder einen anderen Rechtsbehelf zurück-
nimmt, hat die Kosten zu tragen. 

(3) Kosten, die durch einen Antrag auf Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand entstehen, fallen 
dem Antragsteller zur Last. 

(4) Kosten, die durch Verschulden eines Beteilig-
ten entstanden sind, können diesem auferlegt 
werden. 

§ 153 

Hat der Beklagte durch sein Verhalten keine Ver-
anlassung zur Erhebung der Klage gegeben, so 
fallen dem Kläger die Prozeßkosten zur Last, wenn 
der Beklagte den Anspruch sofort anerkennt. 

§ 154 

(1) In der Kostenentscheidung können gesetz-
lichen Vertretern und Bevollmächtigten durch das 
Gericht die Kosten auferlegt werden, die sie durch 
grobes Verschulden veranlaßt haben. 

(2) Die Entscheidung kann selbständig nach § 142 
angefochten werden. 

§ 155 

Besteht der kostenpflichtige Teil aus mehreren 
Personen, so gilt § 100 der Zivilprozeßordnung ent-
sprechend. Kann das streitige Rechtsverhältnis dem 
kostenpflichtigen Teil gegenüber nur einheitlich ent-
schieden werden, so können die Kosten den meh-
reren Personen als Gesamtschuldnern auferlegt 
werden. 

§ 156 

Wird der Rechtsstreit durch gerichtlichen Ver-
gleich erledigt und haben die Beteiligten keine Be-
stimmung über die Kosten getroffen, so fallen die 
Gerichtskosten jeder Partei zur Hälfte zur Last. Die 
außergerichtlichen Kosten trägt jeder Beteiligte 
selbst. 

§ 157 

Das Gericht hat im Urteil oder, wenn das Ver-
fahren in anderer Weise beendet worden ist, durch 
Beschluß über die Kosten zu entscheiden. Wird das 
Verfahren anders beendet, so entscheidet das Ge-
richt durch Beschluß. 

§ 158 

Ist der Rechtsstreit in der Hauptsache erledigt, 
so entscheidet das Gericht außer in den Fällen des 
§ 114 Abs. 1 Satz 4 nach billigem Ermessen über 
die Kosten des Verfahrens durch Beschluß; der bis-
herige Sach- und Streitstand ist zu berücksichtigen. 

§ 159 

(1) Kosten sind die Gerichtskosten und die zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechts-
verteidigung notwendigen Aufwendungen der Be-
teiligten einschließlich der Kosten des Vorver-
fahrens. 

(2) Die Gebühren und Auslagen eines Rechts-
anwalts, eines Verwaltungsrechtsrats oder eines 
Rechtsbeistandes, in Steuersachen auch eines Steuer-
beraters, sind stets erstattungsfähig. Soweit ein 
Vorverfahren geschwebt hat, sind Gebühren nach 
den landesrechtlichen Vorschriften erstattungsfähig, 
wenn das Gericht die Zuziehung eines Bevollmäch-
tigten für das Vorverfahren für notwendig erklärt. 

(3) Die außergerichtlichen Kosten des Beigelade-
nen sind nicht erstattungsfähig. Das Gericht kann 
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jedoch aus Billigkeit diese Kosten der Staatskasse 
oder der unterliegenden Partei auferlegen. 

§ 160 

Bis zum Erlaß eines einheitlichen Gerichtskosten-
gesetzes für die Verwaltungsgerichtsbarkeit sind 
die bisher am Sitz des Gerichts des ersten Rechts-
zugs geltenden Vorschriften über die Erhebung von 
Gerichtskosten, für das Revisionsverfahren vor dem 
Bundesverwaltungsgericht die Vorschriften des Ge-
setzes über das Bundesverwaltungsgericht anzu-
wenden. Das gleiche gilt für die Ansprüche der 
Zeugen und Sachverständigen, ferner für die Ge-
bühren und Auslagen der Rechtsanwälte und Ver-
waltungsrechtsräte. 

§ 161 

Der Urkundsbeamte des Gerichts des ersten 
Rechtszugs setzt auf Antrag den Betrag der zu 
erstattenden Kosten fest. 

§ 162 

Die Beteiligten können die Kostenfestsetzung 
oder eine Wertfestsetzung nur nach dem 14. Ab-
schnitt dieses Gesetzes anfechten. 

§ 163 

(1) Auf die Bewilligung des Armenrechts sind die 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung entsprechend 
anzuwenden. Dem Beteiligten, dem das Armenrecht 
bewilligt ist, kann das Gericht auf Antrag zur vor-
läufigen unentgeltlichen Wahrnehmung seiner 
Rechte einen Vertreter beiordnen, wenn dies zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechts-
verteidigung notwendig erscheint. 

(2) Der das Armenrecht bewilligende Beschluß ist 
unanfechtbar. Im übrigen richtet sich das Be-
schwerdeverfahren nach dem 14. Abschnitt dieses 
Gesetzes. 

17. ABSCHNITT 

Vollstreckung 

§ 164 

(1) Soweit sich aus diesem Gesetz nichts anderes 
ergibt, gilt für die Vollstreckung das Achte Buch 
der Zivilprozeßordnung entsprechend. 

(2) Urteile auf Anfechtungs- und Verpflichtungs-
klagen können nicht für vorläufig vollstreckbar er-
klärt werden. 

§ 165 

(1) Vollstreckt wird 

1. aus rechtskräftigen und aus vorläufig vollstreck-
baren gerichtlichen Entscheidungen, 

2. aus einstweiligen Anordnungen, 

3. aus gerichtlichen Vergleichen, 

4. aus Kostenfestsetzungsbeschlüssen. 

(2) Für die Vollstreckung können den Beteiligten 
auf ihren Antrag Ausfertigungen des Urteils ohne 
Sachverhalt und ohne Entscheidungsgründe erteilt 
werden, deren Zustellung in den Wirkungen der 
Zustellung eines vollständigen Urteils gleichsteht. 

§ 166 

Soll zugunsten einer Behörde vollstreckt werden, 
so richtet sich die Vollstreckung nach dem Verwal-
tungsvollstreckungsgesetz. 

§ 167 

(1) Soll gegen den Bund, ein Land, einen Ge-
meindeverband, eine Gemeinde, eine Körperschaft, 
eine Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts 
wegen einer Geldforderung vollstreckt werden, so 
verfügt auf Antrag des Gläubigers das Gericht des 
ersten Rechtszugs die Vollstreckung. Es kann um 
die Durchführung der Vollstreckung oder einzelner 
Vollstreckungsmaßnahmen eine Behörde, ein Ge-
richt oder das nach Landesrecht zuständige Voll-
streckungsorgan ersuchen. Die ersuchten Stellen 
sind verpflichtet, dem Ersuchen nachzukommen. 

(2) Das Gericht hat vor Erlaß der Vollstreckungs-
verfügung die Behörde oder bei Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts, gegen die voll-
streckt werden soll, die gesetzlichen Vertreter, fer-
ner ihre vorgesetzte Behörde oder Aufsichtsbehörde 
von der beabsichtigten Vollstreckung zu benachrich-
tigen mit der Aufforderung, die Vollstreckung 
innerhalb einer vom Gericht zu bemessenden Frist 
abzuwenden. Auch der Bundesminister der Finan-
zen ist entsprechend zu benachrichtigen, -wenn in 
ein von einer anderen Bundesbehörde verwaltetes 
Vermögen vollstreckt werden soll. Das Land kann 
für die Landesbehörden Entsprechendes bestimmen. 

(3) Die Vollstreckung ist unzulässig in Sachen, die 
für die Erfüllung öffentlicher Aufgaben der Behörde 
unentbehrlich sind oder deren Veräußerung ein 
öffentliches Interesse entgegensteht. Über Einwen-
dungen, daß eine Sache unentbehrlich sei, entschei-
det das Vollstreckungsgericht nach Anhörung des 
zuständigen Bundesministers oder Landesministers. 

(4) Auf Bank- oder Kreditanstalten des öffent-
lichen Rechts sind die Absätze 1 bis 3 nicht anzu-
wenden. 

§ 168 

(1) Kommt die Behörde in den Fällen des § 114 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 4 der ihr im Urteil auferleg-
ten Verpflichtung nicht nach, so kann das Gericht 
des ersten Rechtszugs auf Antrag unter Fristsetzung 
eine Erzwingungsstrafe bis zweitausend Deutsche 
Mark durch Beschluß androhen und nach vergeb-
lichem Fristablauf festsetzen. Sie ist gegen die Be-
hörde anzudrohen und festzusetzen. Die Erzwin-
gungsstrafe kann wiederholt verhängt werden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für oberste Bundes- und 
oberste Landesbehörden. 
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TEIL V 

Schluß - und Übergangsbestimmungen 

§ 169 

Soweit dieses Gesetz keine Bestimmungen über 
das Verfahren enthält, sind das Gerichtsverfas-
sungsgesetz und die Zivilprozeßordnung entspre-
chend anzuwenden, wenn die grundsätzlichen 
Unterschiede der beiden Verfahrensarten dies nicht 
ausschließen. 

§ 170 

(1) Bis zu einer einheitlichen Regelung durch die 
Bundesrechtsanwaltsordnung sind Verwaltungs-
rechtsräte nach § 69 Abs. 3 als Bevollmächtigte und 
Beistände allgemein zugelassen. 

(2) Als Verwaltungsrechtsrat gilt auch der, der 
auf Grund der vorgeschriebenen Prüfungen die 
Fähigkeit zum höheren Verwaltungsdienst hat und 
dem das Auftreten vor den Gerichten und Verwal-
tungsgerichtsbarkeit allgemein gestattet ist. 

§ 171 

Bis zum Inkrafttreten des Verwaltungsvollstrek-
kungsgesetzes sind die am Vollstreckungsort gel-
tenden Vorschriften über den Verwaltungszwang 
und über die Vollstreckung öffentlich-rechtlicher 
Geldforderungen im Bereich der Verwaltung anzu-
wenden. 

§ 172 

Hat das Verfassungsgericht eines Landes die 
Nichtigkeit von Landesrecht festgestellt oder Vor-
schriften des Landesrechts für nichtig erklärt, so 
bleiben vorbehaltlich einer besonderen gesetzlichen 
Regelung durch das Land die nicht mehr anfecht-
baren Entscheidungen der Gerichte der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit, die auf der für nichtig erklär-
ten Norm beruhen, unberührt. Die Vollstreckung 
aus einer solchen Entscheidung ist unzulässig. § 767 
der Zivilprozeßordnung gilt entsprechend. 

§ 173 

Die Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit kön-
nen Sitzungen auch außerhalb des Gerichtssitzes 
abhalten, wenn dies zur schleunigen und sach-
gemäßen Erledigung notwendig ist. 

§ 174 

Bei Kriegsteilnehmern gelten die Voraussetzun-
gen des § 15 Abs. 3 als erfüllt, wenn sie den für sie 
geltenden besonderen Vorschriften genügt haben. 

§ 175 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Gesetzes über die Stellung des Landes Berlin im 
Finanzsystem des Bundes (Dritter Überleitungs-
gesetz) vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

§ 176 

Die Landesgesetzgebung kann bestimmen, daß 
das Oberverwaltungsgericht die bisherige Bezeich-
nung „Verwaltungsgerichtshof" weiterführt. 

§ 177 

Bis zum Erlaß des Richtergesetzes gelten für die 
persönliche Rechtsstellung der Richter der Gerichte 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit die Vorschriften des 
Gerichtsverfassungsgesetzes entsprechend. 

§ 178 

Die Landesgesetzgebung kann unter Regelung des 
Verfahrens den Gerichten der Verwaltungsgerichts-
barkeit Dienststrafgerichte angliedern und Auf-
gaben der Schiedsgerichtsbarkeit bei Vermögens-
auseinandersetzungen öffentlicher Verbände über-
tragen. 

§ 179 

(1) Bei den Gerichten der Verwaltungsgerichts-
barkeit sind für die Sachgebiete der allgemeinen 
öffentlichen Fürsorge und der sozialen Fürsorge für 
Kriegsopfer Kammern und Senate zu bilden. Soweit 
bei dem Sachgebiet der allgemeinen öffentlichen 
Fürsorge ehrenamtliche Verwaltungsrichter mitwir-
ken, müssen sie hierin besondere Erfahrungen auf-
weisen. Soweit bei den Sachgebieten der sozialen 
Fürsorge für Kriegsopfer ehrenamtliche Verwal-
tungsrichter mitwirken, müssen sie dem Personen-
kreis der Leistungsempfänger der sozialen Fürsorge 
oder der Versorgung für Kriegsopfer angehören 
und auf diesen Gebieten besondere Erfahrungen, 
aufweisen. Gerichtskosten (Gebühren und Auslagen) 
werden in den Verfahren der allgemeinen öffent-
lichen Fürsorge und der sozialen Fürsorge für 
Kriegsopfer nicht erhoben. 

(2) Die Vorschriften des § 3 des Sozialgerichts-
gesetzes vom 	 (Bundesgesetzbl 	 
bleiben unberührt. 

§ 180 

(1) Das Gesetz tritt am 	  in Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes werden 
alle Vorschriften früherer Gesetze und Verordnun-
gen, die den gleichen Gegenstand regeln, aufge-
hoben, soweit sie nicht bereits außer Kraft getreten 
sind, besonders 

1. das Gesetz über das Bundesverwaltungsgericht 
vom 23. September 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 625), soweit nicht für das Bundesverwaltungs-
gericht die Vorschriften über die Erhebung von 
Gerichtskosten nach § 160 bis zum Erlaß eines 
einheitlichen Gerichtskostengesetzes für die Ver-
waltungsgerichtsbarkeit weiter anzuwenden sind; 

2. die Verordnung Nr. 165 über die Verwaltungs-
gerichtsbarkeit in der britischen Zone vom 
15. September 1948 (Verordnungsblatt für die 
britische Zone S. 263) 
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3. Gesetz über die Verwaltungsgerichtsbarkeit in 

a) Bayern vom 25. September 1946 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 281) in der Fassung des 
Gesetzes vom 30. September 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 258), 

b) Bremen vom 5. August 1947 (Gesetzblatt 
S.  171)  und vom 11. Oktober 1948 (Gesetzblatt 
S. 201), 

c) Hessen vom 31. Oktober 1946 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 194) in der Fassung des 
Gesetzes vorn 30. Juni 1949 (Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt S. 137), 

d) Württemberg-Baden vom 16. Oktober 1946 
(Regierungsblatt S. 221); 

4. die Landesverordnung über den Aufbau der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit in Baden vom 30. März 
1947 (Amtsblatt S. 89); 

5. die Rechtsanordnungen über die Verwaltungsge-
richtsbarkeit im bayerischen Kreis Lindau vorn 
25. September 1948 (Amtsblatt Nr. 74/48) und vorn 
9. März 1949 (Amtsblatt Sondernummer); 

6. das Landesgesetz über die Verwaltungsgerichts-
barkeit in Rheinland-Pfalz vom 14. April 1950 
(Gesetz- und Verordnungsblatt S. 103) ; 

7. die Rechtsanordnung über die Verwaltunas-
rechtspflege in Württemberg-Hohenzollern vom 
19. August 1946 (Amtsblatt S. 224) und Gesetz zur 
Änderung des Verfahrens vor dem Verwaltungs-
gerichtshof und vor den Verwaltungsbehörden in 
Württemberg-Hohenzollern vom 17. Oktober 1950 
(Regierungsblatt S. 301) mit allen Ausführungs-
gesetzen und -verordnungen und Verwaltungs-
vorschriften. 
(3) Die §§ 20 und 21 der Gewerbeordnung werden 

aufgehoben. 

(4) In § 6 des Getreidegesetzes vorn 24. Novem-
ber 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 901) werden in Ab-
satz 1 die Sätze 1 und 2 durch folgende Vorschriften 
ersetzt: 

„Gegen Einzelverfügungen der Mühlenstelle steht 
dem Betroffenen binnen zwei Wochen nach ihrer 
Bekanntgabe der Widerspruch an einen Beschwerde-
ausschuß zu, der bei der Mühlenstelle gebildet 
wird. Der Bundesminister ernennt die Mitglieder 
des Beschwerdeausschusses. Der Widerspruch hat 
keine aufschiebende Wirkung." 

(5) Soweit in anderen Gesetzen und Verordnun-
gen auf die durch dieses Gesetz aufgehobenen oder 
geänderten Vorschriften verwiesen worden ist, 
treten die entsprechenden Vorschriften dieses Ge-
setzes an ihre Stelle. 

(6) Für die Überleitung gelten folgende Vor-
schriften: 

1. Das Amt der bei dem Inkrafttreten des Gesetzes 
berufenen ehrenamtlichen Verwaltungsrichter 
endet spätestens ein Jahr nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes. Die Vorschlagslisten nach § 29 sind 
erstmals innerhalb von sechs Monaten nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes aufzustellen. 

2. In den Ländern, in denen das Verwaltungsgericht 
oder Oberverwaltungsgericht bisher anders als 
nach den Vorschriften der § 3 Abs. 3 und § 9 
Abs. 3 besetzt war, können diese Gerichte bis 
zum Ablauf eines Jahres nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes in der bisherigen Besetzung ent-
scheiden. 

3. In Sachen, in denen der Lauf einer Frist für ein 
Rechtsmittel oder einen Rechtsbehelf vor dem 
Inkrafttreten des Gesetzes begonnen hat, richtet 
sich die Frist und die Zuständigkeit für die Ent-
scheidung über den Rechtsbehelf nach den bis-
herigen Vorschriften, das weitere Verfahren nach 
den Vorschriften des Gesetzes. In den Fällen, in 
denen nach den bisherigen Vorschriften der Lauf 
einer Frist nicht begonnen hat, weil eine aus-
reichende Rechtsmittelbelehrung fehlte, kann der 
Rechtsbehelf nur bis zum Ablauf eines Jahres 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes erhoben 
werden. § 62 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

4. Die Zulässigkeit eines Rechtsmittels oder eines 
Rechtsbehelfs gegen die vor dem Inkrafttreten 
des Gesetzes ergangenen Entscheidungen richtet 
sich nach den bisher geltenden Vorschriften. 

5. Ist bei dem Inkrafttreten des Gesetzes Klage bei 
einem Gericht erhoben, so richtet sich die Zustän-
digkeit nach den bisher geltenden Vorschriften. 

6. Wird ein vor dem Inkrafttreten des Gesetzes er-
gangenes Urteil nach dem Inkrafttreten des Ge-
setzes vom Rechtsmittelgericht aufgehoben und 
die Sache zurückverwiesen, so findet das weitere 
Verfahren vor dem Gericht statt, das nach den 
neuen Vorschriften zuständig ist. 

7. Die Vorschriften des § 15 Abs. 4 Satz 2 und Abs. 5 
sind erst drei Jahre nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes anzuwenden. 

8. Das Land regelt im Rahmen der Nummern 1 und 2 
dieses Absatzes durch Rechtsverordnung die 
Überleitung der bisherigen Gerichtsverfassung 
auf die neue Gerichtsverfassung. 

9. Die Bundesregierung gibt im Bundesgesetzblatt 
den Zeitpunkt bekannt, mit dem der neue Ge-
richtsaufbau als errichtet gilt. 
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Begründung 

Allgemeiner Teil 

A. 

Entwicklung der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Von 1863 bis zur Weimarer Reichsverfassung hat-
ten die meisten deutschen Länder Verwaltungsge-
richte geschaffen. Ein wirkungsvoller und umfas-
sender Verwaltungsrechtsschutz war damit jedoch 
noch nicht erreicht, da die Unabhängigkeit dieser 
Verwaltungsgerichte nicht überall in hinreichender 
Weise sichergestellt und die Zulässigkeit der An-
fechtungsklage meist nach dem Enumerationsprinzip 
auf die gesetzlich besonders festgelegten Fälle be-
schränkt war. 

Unter der Weimarer Reichsverfassung war es 
nicht zu einer einheitlichen Gesetzgebung auf dem 
Gebiete der Verwaltungsgerichtsbarkeit gekommen. 
Die seit etwa 1920 ausgearbeiteten Entwürfe für die 
Errichtung eines Reichsverwaltungsgerichts wurden 
nicht Gesetz. Nur das Reichswirtschaftsgericht 
wurde errichtet (Gesetze von 1915, 1920 und 1938). 

Erst mit Erlaß vom 3. April 1941 (RGBl. I S. 201) 
wurde durch Zusammenlegung des Preuß. Ober-
verwaltungsgerichts, des Reichsdienststrafhofes und 
einiger Sonderverwaltungsgerichte ein Gericht mit 
der Bezeichnung „Reichsverwaltungsgericht" in Ber-
lin gebildet. Diese Regelung stellte jedoch in keiner 
Hinsicht eine befriedigende Lösung dar, da die bis-
her vorhandenen Mängel der Organisation nicht 
beseitigt wurden. Mit dem Zusammenbruch 1945 
endete die Tätigkeit des Reichsverwaltungsgerichts. 

Nach 1946 ist die Verwaltungsgerichtsbarkeit in 
den süddeutschen Ländern durch Ländergesetze, in 
Norddeutschland durch Verordnung der Militär-
regierung hinsichtlich der Gerichtsverfassung, des 
Verfahrens und besonders hinsichtlich der Zulässig-
keit des Verwaltungsrechtsweges (Generalklausel) 
auf eine völlig neue Grundlage gestellt worden. Da-
mit erst war eine umfassende Rechtskontrolle der 
Verwaltung durch unabhängige Gerichte garantiert. 
Die Verwaltungsgerichte hatten sich von der Selbst-
kontrolle der Verwaltung zu Trägern echter Ge-
richtsbarkeit entwickelt. Mit der Errichtung des 
Bundesverwaltungsgerichts war diese Entwicklung 
abgeschlossen. 

B. 

Zuständigkeit des Bundes 

Die Regelung der Verwaltungsgerichtsbarkeit fällt 
nach überwiegender Auffassung gemäß Artikel 74 
Nr. 1 GG in die konkurrierende Gesetzgebungs-
zuständigkeit des Bundes: „Die konkurrierende Ge-
setzgebung erstreckt sich auf folgende Gebiete: 
1. Das bürgerliche Recht, das Strafrecht und den 
Strafvollzug, die Gerichtsverfassung, das gericht-
liche Verfahren, die Rechtsanwaltschaft, das Nota-
riat und die Rechtsberatung . . .". 
Zwar läßt sich die Auffassung vertreten, daß sich 
die Worte „Gerichtsverfassung" und „das gericht

-

liche Verfahren" nur auf die zuvor genannten Ma

-

terien, also auf das bürgerliche Recht, das Strafrecht 
und den Strafvollzug erstrecken. Doch ist diese 
Auslegung keineswegs zwingend und bei näherer 
Betrachtung wohl nicht einmal angängig. Gerichts-
verfassung und gerichtliches Verfahren stehen ohne 
beschränkenden Zusatz in Artikel 74 Nr. 1. Die 
Verwaltungsgerichte sind aber echte Gerichte, ihre 
Verfassung daher Gerichtsverfassung und das Ver-
fahren vor ihnen gerichtliches Verfahren. Es ist 
nicht zulässig, allein aus der Tatsache, daß im Vor-
hergehenden einige materielle Sachgebiete ange-
führt sind, die gleichfalls der konkurrierenden Ge-
setzgebung unterstellt werden, zu schließen, daß die 
nachfolgenden, in sich geschlossenen und aus sich 
selbst auslegbaren Begriffe nur auf diese bezogen 
werden sollten. Der Umstand, daß das materielle 
Verwaltungsrecht, soweit es nicht im Rahmen der 
im Einzelfall gegebenen Zuständigkeit des Bundes 
gesetzt ist, zur Länderzuständigkeit gehört und 
daher nicht in Artikel 74 Nr. 1 GG aufgezählt ist, 
kann daran nichts ändern. Andernfalls müßten auch 
die Gerichtsverfassung und das gerichtliche Ver-
fahren der Arbeits- und Sozialgerichte von Artikel 
74 Nr. 1 ausgenommen werden, da das materielle 
Sozialrecht gleichfalls nicht in Nummer 1 (sondern 
in Nummer 12) aufgezählt wird; denn es vermag 
keinen Unterschied zu machen, ob eine Materie in 
Artikel 74 überhaupt nicht oder lediglich außerhalb 
der Nummer 1 aufgeführt ist. Im übrigen sprengen 
die Begriffe „Rechtsanwaltschaft", „Notariat" und 
„Rechtsberatung" den sachlichen Bereich des bür-
gerlichen Rechts und des Strafrechts gleichfalls, da 
sie darüber hinaus auch gerade für das öffentliche 
Recht Bedeutung haben. Und doch wird man nicht 
schließen wollen, daß etwa die Rechtsanwaltschaft 
und die Rechtsberatung nur im Zusammenhang mit 
dem Zivil- und Strafrecht bundesgesetzlich ge-
regelt werden könnten. 

Der Wortlaut des Artikels 74 Nr. 1 GG spricht so-
mit keineswegs gegen die konkurrierende Gesetz-
gebungszuständigkeit des Bundes hinsichtlich der 
Regelung der Verfassung und des Verfahrens der 
Verwaltungsgerichte, bei richtiger Betrachtung 
zwingt er vielmehr zu dieser Auffassung. Hätte der 
Gesetzgeber Gerichtsverfassung und gerichtliches 
Verfahren nur auf das Zivil- und Strafrecht be-
ziehen wollen, so hätte er dies durch einen ein-
schränkenden Zusatz zum Ausdruck bringen 
müssen. 

Nur diese Auffassung wird auch der Tatsache 
gerecht, daß der Bund nach Artikel 96 Abs. 1 GG 
verpflichtet ist, für das Gebiet der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit ein oberes Bundesgericht zu er-
richten. Denn das Verfahren vor dem Bundesver-
waltungsgericht als Rechtsmittelinstanz läßt sich 
einheitlich und erfolgreich nur regeln, wenn das 
Verfahren und insbesondere der Instanzenzug der 
Verwaltungsgerichte der Länder einheitlich ist. 
Für die hier gefundene Auslegung des Artikels 74 
Nr. 1 GG spricht auch dessen Entstehungsgeschichte. 
Während Artikel 36 des Herrenchiemseer Entwur-
fes dem Bund die Gesetzgebungszuständigkeit auf 
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dem Gebiete der Gerichtsverfassung und des ge

-

gerichtlichen Verfahrens nur „für die der Bundes

-

gesetzgebung zustehenden Gebiete" übertragen 
wollte, war man in der 30. Sitzung des Hauptaus-
schusses des Parlamentarischen Rates am 6. Januar 
1949 fast einstimmig der Auffassung, daß Gerichts-
verfassung und gerichtliches Verfahren sich auf 
sämtliche Gerichte, also auch auf die Verwaltungs-
gerichte, erstrecken sollten. Man wählte demgemäß 
die Formulierung „das gesamte gerichtliche Ver-
fahren". Diese Fassung erfuhr später noch verschie-
dentliche Änderungen. Aus den Verhandlungen 
läßt sich aber nichts dafür entnehmen, daß beim 
endgültigen Beschluß des jetzigen Artikels 74 Nr. 1 
von der Auffassung des Hauptausschusses in der 
30. Sitzung hätte abgewichen werden wollen. 

Die hier dargelegte Auffassung wird auch im 
Schrifttum fast einhellig vertreten. Vgl. Bachof 
DRZ 50, 169, derselbe SJZ 50, 161, derselbe DRZ 50, 
341, Dernedde DV 49, 315, Friesenhahn DV 49, 481, 
van Husen DV 50, 545, Jellineck DOV 50, 513, 
Loening DOV 49, 325, derselbe SJZ 50, 255, Ule DV 
50, 1, derselbe „Das Bonner Grundgesetz und die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit" (Hefte der Akademie 
Speyer, Heft 5, 1950), Zinn DOV 49, 278, derselbe 
Arch. Off. R. 75 (1949) S. 300. Weiter vertreten diese 
Auffassung von Mangold „Das Bonner Grundge-
setz" Anm. 2 zu Artikel 74, der Bonner Kommen-
tar Anm. II 2 zu Artikel 74, die Entschließung des 
Instituts zur Förderung öffentlicher Angelegen-
heiten auf der Weinheimer Tagung vom 22. Okto-
her 1949 (Bundesrecht und Bundesgesetzgebung 
S. 192), der Beschluß der Vereinigung der Präsi-
denten der Verwaltungsgerichte des Bundesgebie-
tes vom 20. Januar 1950 (Bonn) und der Deutsche 
Juristentag in Frankfurt 1950. Anderer Ansicht ist 
Winghofer DOV 50, 70. 

Das Bedürfnis zum Erlaß einer einheitlichen Ver-
waltungsgerichtsordnung nach Artikel 72 Abs. 2 GG 
ist ebenfalls zu bejahen. 

Wie schon erwähnt, ist der Bund nach Artikel 96 GG 
verpflichtet, für die Verwaltungsgerichtsbarkeit ein 
oberes Bundesgericht zu errichten. Dem Begriff nach 
ist dieses Gericht in erster Linie Rechtsmittelgericht. 
Das Verfahren vor einem Rechtsmittelgericht kann 
aber kaum erfolgreich geregelt werden, wenn nicht 
auch die Verfahren und besonders der Instanzenzug 
vor den unteren Gerichten einheitlich sind. 

Darüber hinaus bedeutet die Unterschiedlichkeit 
des formalen Rechts für den Rechtsuchenden eine 
Beeinträchtigung des im Rechtsstaat selbstverständ-
lichen allumfassenden Rechtsschutzes. Es ist in 
einem Gemeinwesen, wie es die Bundesrepublik 
darstellt, eine natürliche Gegebenheit, daß die recht-
lichen Interessen des einzelnen sich häufig nicht auf 
ein Land beschränken, sondern über das ganze Ge-
biet der Bundesrepublik verzweigt sind. Dann aber 
bedeutet es nicht nur für den Laien, sondern auch 
für den Anwalt eine kaum zu überwindende Schwie-
rigkeit, wenn Rechte in verschiedenen Ländern je-
weils nach verschiedenen Verfahren erkämpft oder 
verteidigt werden müssen. Schon allein die nicht- 

einheitliche Bezeichnung der Gerichte kann wegen 
möglicher Mißverständnisse zu Fehlleitungen der 
Rechtsbehelfe und damit zu Rechtsnachteilen führen. 
Viel gefährlicher wirkt sich jedoch die Unterschied-
lichkeit der Fristen und der Rechtsmittel überhaupt 
sowie auch die weitgreifenden Abweichungen in 
der Behandlung der einstweiligen Verfügung, im 
Kosten- und im Vollstreckungsrecht aus. 

Gegen eine einheitliche Regelung kann auch nicht 
die Tatsache angeführt werden, daß für das mate-
rielle Verwaltungsrecht überwiegend die Länder 
zuständig sind. An dieser Zuständigkeit soll durch 
die Verwaltungsgerichtsordnung nichts geändert 
werden. Gerade weil aber die Länder die Zuständig-
keit für das materielle Verwaltungsrecht besitzen 
und  damit dem Staatsbürger bei der Wahrnehmung 
seiner Rechte an sich schon die Kenntnis einer Viel-
zahl von Rechtsbestimmungen zugemutet werden 
muß, ist es dringend geboten, daß wenigstens im 
Prozeßverfahren Einheit besteht. Der ausgeklügeltste 
Rechtsschutz nützt nichts, wenn er so gestaltet wird, 
daß der Durchschnittsbürger wegen der Unüber-
sichtlichkeit der Verfahrensbestimmungen nicht in 
der Lage ist, seine Rechte wahrzunehmen. 

Es darf in diesem Zusammenhang darauf hinge-
wiesen werden, daß auch im Zivilrecht die Verein-
heitlichung des Verfahrens (Erlaß der ZPO 1879) 
der des materiellen Rechts (Erlaß des BGB 1900) 
um .Jahrzehnte voranging. So wie sich aber bereits 
vor 70 .Jahren das unabweisbare Bedürfnis für eine 
einheitliche Zivilprozeßordnung herausstellte, ist 
dies heute bei der Verwaltungsgerichtsbarkeit der 
Fall. Die öffentliche Gewalt drängt sich mehr und 
mehr in die Sphäre des Bürgers; dies bedingt aber 
andererseits eine allumfassende und wirkungsvolle 
Verwaltungsgerichtsbarkeit als Damm gegen jed-
welchen Mißbrauch. 

Für das unabweisbare Bedürfnis einer einheit-
lichen Verfahrensordnung spricht auch die Tatsache, 
daß im Jahre 1946 bereits die süddeutschen Länder 
einheitliche Verwaltungsgerichtsgesetze schufen und 
daß die Gesetze für Norddeutschland und für Rhein-
land-Pfalz der süddeutschen Regelung dann weit-
gehend angepaßt wurden. 

In Erkenntnis dieser Notwendigkeit hat man sich 
auch in der Literatur fast einhellig für eine Ver-
waltungsgerichtsordnung ausgesprochen. Es darf 
auf das oben zitierte Schrifttum, vor allem aber auf 
den zitierten Beschluß der Vereinigung der Ver-
waltungsgerichtspräsidenten, deren Sachkenntnis 
hier wohl unbestritten ist, verwiesen werden. 

Dem immer stärker werdenden Ruf nach einer 
einheitlichen Verfahrensordnung folgend, haben 
sich dann im Jahre 1949 sämtliche Innenministerien 
der Länder und die Präsidenten der Verwaltungs-
gerichte je zu einer Arbeitsgemeinschaft zusammen-
getan, um einen Entwurf für eine Verwaltungs-
gerichtsordnung zu erstellen. Die Arbeitsergebnisse 
beider Gremien wurden schließlich koordiniert; sie 
haben die Grundlage für den vorliegenden Entwurf 
gebildet. 
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C. 

Aufbau und Methodik des Entwurfs 

Der Entwurf gliedert sich in 5 Teile: 

Teil I Gerichtsverfassung 

Teil II Verfahren 

Teil III Rechtsmittel und Wiederaufnahme des 
Verfahrens 

Teil IV Kosten und Vollstreckung 

Teil V Schluß- und Übergangsbestimmungen. 

Der Entwurf regelt also nicht nur das Verwaltungs-
gerichtsverfahren, sondern auch die Gerichtsverfas-
sung im Bereich der Verwaltungsgerichtsbarkeit. 

Aus Gründen der Gesetzesökonomie wurden nur 
die Besonderheiten des Verwaltungsgerichtspro-
zesses herausgestellt. Wo Vorschriften des GVG 
und der ZPO ohne weiteres in den Verwaltungs-
gerichtsprozeß übernommen werden konnten, ist 
dies zur Vermeidung von Wiederholungen durch 
Einzelverweisung und subsidiär durch die allge-
meine Verweisung in § 169 geschehen. 

Auf diese Weise werden Regeln, die für jedes Ver-
fahren erforderlich sind, in altbewährter und ge-
wohnter Form für den Verwaltungsgerichtsprozeß 
dienstbar gemacht. Schließlich läßt dieser Weg in 
Verbindung mit der Ermächtigung der Gerichte, bei 
vorhandenen Lücken das Verfahren frei zu gestal-
ten, für eine Fortentwicklung des Verwaltungs-
gerichtsprozesses Raum, so daß empirisch allmäh-
lich das für die Verwaltungsgerichtsbarkeit Beste 
und Zweckmäßigste aus der Praxis heraus ge-
wonnen werden kann. 

Es ließ sich um des Zusammenhangs der einzelnen 
Vorschriften willen häufig nicht vermeiden, daß 
Bestimmungen der ZPO oder des GVG inhaltlich 
in den Text übernommen oder daß einzelne Vor-
schriften ausdrücklich für anwendbar erklärt wur-
den. Andere Vorschriften wurden wiederum aus 
dem Grunde ausdrücklich aufgeführt, um jeden 
Zweifel an ihrer Anwendbarkeit auszuschließen. 
Aus der Tatsache allein, daß die eine oder andere 
Bestimmung der ZPO oder des GVG im Entwurf 
ausdrücklich Aufnahme fand, kann daher nicht 
argumento e contrario geschlossen werden, daß 
andere mit diesen in Zusammenhang stehende Be-
stimmungen für unanwendbar erklärt werden soll-
ten. Insoweit haben vielmehr Theorie und Praxis 
im Einzelfall zu prüfen, ob die nicht übernommene 
Bestimmung dem Wesen des Verwaltungsgerichts-
prozesses entspricht und daher anwendbar ist oder 
nicht. 

In den Vorberatungen des Entwurfs traten Mei-
nungsverschiedenheiten darüber auf, ob die freie 
Gestaltung des Verfahrens durch das Gericht schon 
einsetzen darf, wenn das vorliegende Gesetz keine 
ausdrückliche Bestimmung enthält oder erst, wenn 
auch durch entsprechende Anwendung der ZPO 
oder des GVG die erforderliche Regelung nicht ge-
funden werden kann. Der Entwurf schließt sich der 
zweiten Lösung an, weil damit die Rechtssicherheit 
besser gewährleistet erscheint. 

Besonderer Teil 

TEIL I 

Gerichtsverfassung 

1. ABSCHNITT 

Gerichte 

Zu §1 

„Verwaltungsgerichtsbarkeit" ist hier im weitesten 
Sinn zu verstehen. Sie umfaßt nicht nur die Ge-
richtsbarkeit über die allgemeine Verwaltung, son-
dern auch die der Sonderverwaltungen. Soweit für 
letztere nicht ein besonderer Rechtsweg eröffnet 
ist, oder soweit ein etwa dort vorgesehenes Ver-
fahren nicht den Voraussetzungen des § 1 gerecht 
wird, insbesondere weil die Unabhängigkeit der 
zur Entscheidung berufenen Organe nicht gewähr-
leistet ist und sie daher nicht als Gerichte anzu-
sehen sind, ist der Rechtsweg zu den allgemeinen 
Verwaltungsgerichten eröffnet. Damit soll sicher-
gestellt werden, daß für alle Gebiete der Verwal-
tung auch wirklich die Entscheidung echter Gerichte 
nachgesucht werden kann. Dies ist die notwendige 
Folgerung, die aus Artikel 19 Abs. 4 GG in Verbin-
dung mit Artikel 92 und 97 GG zu ziehen ist. 
Artikel 19 Abs. 4 eröffnet den Rechtsweg gegen 
alle Rechtsverletzungen der öffentlichen Gewalt; 
Artikel 92 legt die rechtsprechende Gewalt aus-
schließlich in die Hand der Richter, und Artikel 97 
bestimmt, daß die Richter unabhängig und nur dem 
Gesetz und (in Verbindung mit Artikel 20) dem 
Recht unterworfen sind. Soweit in Verfahren, die 
für Sonderverwaltungen eingeführt werden, diese 
Voraussetzungen nicht erfüllt werden und deshalb 
dem Erfordernis des Grundgesetzes nach Rechts-
schutz gegenüber der öffentlichen Gewalt nicht ge-
nügt wird, sind nunmehr die Gerichte der allge-
meinen Verwaltungsgerichtsbarkeit zuständig. So-
weit es sich um öffentlich-rechtliche Streitigkeiten 
handelt, wird damit die in Artikel 19 Abs. 4 des 
Grundgesetzes vorgesehene subsidiäre Zuständigkeit 
der Zivilgerichte ausgeschlossen und dem allge-
meinen Grundsatz entsprochen, daß alle öffentlich-
rechtlichen Streitigkeiten vor die Gerichte der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit gehören. 

Das Erfordernis der richterlichen Unabhängigkeit ist 
in Artikel 97 GG festgelegt; sie muß sowohl in 
sachlicher wie in persönlicher Beziehung gegeben 
sein. 

Die Trennung von den Verwaltungsbehörden stellt 
einmal klar, daß Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht 
mehr Verwaltungsselbstkontrolle, sondern im Sinne 
der Gewaltenteilung echte Gerichtsbarkeit ist, daß 
sie also nicht mit der Exekutive verquickt werden 
darf. Andererseits aber steht dieses Erfordernis 
im engsten Zusammenhang mit dem Gebot der Un-
abhängigkeit der Richter. Nur bei völliger Los-
gelöstheit von der Verwaltung kann die Verwal-
tungsgerichtsbarkeit ihre vornehmste Aufgabe, 
eben diese Verwaltung zu kontrollieren, erfüllen. 
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Zu §2 

Die Frage der Bezeichnung der Gerichte der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit ist in den Vorberatungen 
lebhaft erörtert worden, da das untere Verwal-
tungsgericht zur Zeit „Verwaltungsgericht", „Lan-
desverwaltungsgericht" und „Bezirksverwaltungs-
gericht" heißt. Der Ausdruck „Bezirksverwaltungs-
gericht" wurde allgemein abgelehnt, da er insbeson-
dere in den Ländern mit nur einem einzigen un-
teren Verwaltungsgericht (z. Z. Berlin, Bremen, 
Hamburg und Schleswig-Holstein) mißverstanden 
wird und die Stadtstaaten darüber hinaus noch eine 
Verwechslung mit der Organisation der Bezirks-
verwaltung befürchten. „Landesverwaltungsgericht" 
paßt für die sechs Länder mit mehreren unteren 
Verwaltungsgerichten nicht. Die auch gemachten 
Vorschläge „Landverwaltungsgericht" und „Unter-
verwaltungsgericht" befriedigen aus sprachlichen 
Gründen nicht. Das untere Verwaltungsgericht soll 
deshalb „Verwaltungsgericht" heißen; bei der 
Sammelbezeichnung aller drei Gerichtsstufen soll 
aber nicht mehr von „Verwaltungsgerichten", son-
dern von den „Gerichten der Verwaltungsgerichts-
barkeit" gesprochen werden. 

Im Interesse der Rechtsuchenden ist es geboten, 
den Instanzenzug im Bundesgebiet einheitlich zu 
gestalten. Der dreistufige Aufbau mit zwei Tat-
sachen- und einer Revisionsinstanz hat sich bewährt 
und soll daher grundsätzlich auch für die Verwal-
tungsgerichtsbarkeit übernommen werden. 

Die Verwaltungsgerichtsordnung will sich auf die 
Regelung des im Interesse der Einheit unbedingt 
Notwendigen beschränken. Die Bestimmung der 
Zahl, des Sitzes und des Bezirks der Verwaltungs-
gerichte ist daher der Landesgesetzgebung über-
lassen worden. Die bisherigen Regelungen der 
Länder bleiben weiterhin in Geltung. 

Die Möglichkeit, einzelne Kammern oder Senate 
der Verwaltungs- und Oberverwaltungsgerichte 
außerhalb des Gerichtssitzes zu errichten, erscheint 
im Interesse des Rechtsuchenden wünschenswert. 
Auf diese Weise kann in der Verwaltungsgerichts-
barkeit eine ortsnahe Rechtsprechung erreicht wer-
den, die den Rechtsschutz wesentlich vertieft, ohne 
daß damit die Kosten eines ganzen Gerichts-
apparates in Kauf genommen werden müssen. 

Zu §3 

Die Zahl der Direktoren, der weiteren Richter und 
der ehrenamtlichen Verwaltungsrichter sowie die 
Zahl der Kammern überhaupt wird von den Län-
dern bestimmt. 

In der Besetzung der Kammern folgt der Entwurf 
der bisherigen süddeutschen Regelung. Die Mit-
wirkung von ehrenamtlichen Verwaltungsrichtern 
in der ersten Instanz hat sich in der Praxis bewährt, 
und ihre Zweckmäßigkeit ist hier allgemein aner-
kannt. Meinungsverschiedenheiten bestehen über 
die Gesamtzahl der Richter und über das Verhältnis 
von Berufsrichtern und ehrenamtlichen Verwaltungs-
richtern. Die bisherige Besetzung in Norddeutsch-
land mit zwei Berufsrichtern und drei ehrenamt-
lichen Verwaltungsrichtern wird der Tatsache nicht 

gerecht, daß es sich bei den Entscheidungen der 
Verwaltungsgerichte oft um schwierige Rechts-
fragen handelt und daß bei der Besetzung mit nur 
zwei Berufsrichtern das Übergewicht bei der Ent-
scheidung von Rechtsfragen zu sehr beim Vor-
sitzenden liegt. Schließlich wäre bei Entscheidun-
gen, die ohne Mitwirkung von ehrenamtlichen Ver-
waltungsrichtern ergehen (§ 3 Abs. 3 Satz 2), eine 
Mehrheitsbildung nicht möglich. Auch die Besetzung 
mit zwei Berufsrichtern und einem ehrenamtlichen 
Verwaltungsrichter wie in Rheinland-Pfalz ist nicht 
zweckmäßig, wobei hier noch das psychologische 
Moment zu berücksichtigen ist, daß sich e i n 
ehrenamtlicher Verwaltungsrichter gegenüber den 
Berufsrichtern immer verloren vorkommen wird, 
so daß, wenn es sich nicht gerade um eine beson-
ders starke Persönlichkeit handelt, seine Mitwir-
kung zur Formsache wird. Die hier vorgesehene 
Besetzung läßt das Laienelement hinreichend zum 
Zuge kommen, sie gewährleistet andererseits für 
reine Rechtsfragen und bei den Beschlüssen außer-
halb der mündlichen Verhandlung und den Vor

-

bescheiden (§ 85), die ohne Mitwirkung der ehren-
amtlichen Verwaltungsrichter ergehen, eine wirk-
liche Kollegialentscheidung. Eine Ermächtigung der 
Länder, die Kammerbesetzung anderweitig festzu-
tegen, wobei bestimmte Mindestforderungen er-
füllt sein müßten, ist im Interesse der Einheitlich-
keit und der Gleichwertigkeit der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit im Bundesgebiet untunlich. 

Eine Mitwirkung der ehrenamtlichen Verwaltungs-
richter außerhalb der mündlichen Verhandlung und 
bei den Vorbescheiden ist sachlich nicht geboten. 
Sie wirkt sich nur prozeßverschleppend aus und 
verteuert das Verfahren unnötig. 

Zu §§ 4 bis 8 

Der Entwurf lehnt sich, wie auch schon die bis-
herigen Verwaltungsgerichtsgesetze, im wesent-
lichen an die Regelung des GVG an. Zur Beseiti-
gung von Zweifeln ist bestimmt, daß die Berech-
nung des Dienstalters vom Tag der Ernennung zum 
Verwaltungsrichter oder Direktor abhängig ist. Dies 
ist für die Verwaltungsgerichtsbarkeit von beson-
derer Bedeutung, weil in sie häufig Verwaltungs-
beamte mit langem Dienstalter übernommen wer-
den, die aber in der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
selbst noch nicht ausreichende Erfahrungen besitzen, 
um etwa den Senats- oder Kammervorsitz zu über-
nehmen oder im Präsidium mitzuwirken; daher soll 
auf die längere Erfahrung in der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit abgestellt werden. 

Zu § 9 

Auch hier folgt der Entwurf der süddeutschen Rege-
lung. Eine Mitwirkung von ehrenamtlichen Ver-
waltungsrichtern ist beim Oberverwaltungsgericht 
nicht geboten, da dessen Entscheidungen vorwie-
gend reine Rechtsfragen zum Gegenstand haben. 
Die Besetzung mit 5 Richtern ist der bisherigen Be-
setzung in Norddeutschland mit 3 Richtern vorzu-
ziehen, um das Gewicht der Oberverwaltungs-
gerichte gegenüber der 5- Mann-Besetzung der Ver-
waltungsgerichte zu wahren; darüber hinaus ist 
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diese Besetzung mit Rücksicht auf die Schwierigkeit 
der Rechtsfindung — im weiten Umfang werden die 
Oberverwaltungsgerichte auch fernerhin letzte 
Instanz bleiben — auf dem Gebiete des weitgehend 
nicht kodifizierten Verwaltungsrechts erforderlich. 

Zu § 10 

Über das Erfordernis einer Besetzung mit 5 Berufs-
richtern besteht Einmütigkeit. Auf die Ausführun-
gen zu § 9 kann verwiesen werden. 

Zu §§ 11 und 12 

§ 11 ist den §§ 136, 137 und 138 GVG nachgebildet 
und findet sich bereits im süddeutschen VGG. Diese 
Vorschrift soll eine einheitliche Linie in der Recht-
sprechung sichern, die für das öffentliche Recht bei 
der Vielzahl der ungeschriebenen Rechtssätze im 
Interesse des Rechtsschutzes dringend erforderlich 
ist. In Norddeutschland hat es sich als schwerer 
Mangel erwiesen, daß die Möglichkeit bindender 
Plenarentscheidungen fehlt. 

Für die Oberverwaltungsgerichte bedarf es dieser 
Bindung nur, soweit die Revision an das Bundes-
waltungsgericht nicht gegeben und daher das Bundes-
verwaltungsgericht nicht für eine einheitliche Recht-
sprechung zu sorgen vermag. Die Zulässigkeit der 
Revision ist in den §§ 131 ff. des Entwurfs geregelt. 
Ausschlaggebend ist, ob die Revision allgemein, 
nicht ob sie im Einzelfall zugelassen ist. Da es sich 
bei den Fällen, in denen die Revision schlechthin 
ausgeschlossen ist, stets um Landesrecht handelt, 
ist für die Oberverwaltungsgerichte nur eine Bin-
dung an die Entscheidungen der Senate des glei-
chen Gerichts, nicht auch an die Entscheidungen der 
übrigen OVG, vorzusehen, denn für Landesrecht 
ist im allgemeinen das Bedürfnis für eine einheit-
liche Rechtsprechung nur innerhalb des Landes ge-
geben. 

Zu § 13 

Die näheren Vorschriften über die Geschäftsstelle 
werden von den Ländern erlassen. 

Zu § 14 

Die allgemein übliche Vorschrift über Rechts- und 
Amtshilfe enthielten auch das süddeutsche VGG in 
§ 20 und VO Nr. 165 in § 12. 

2. ABSCHNITT 

Richter 

Zu §§ 15 bis 19 

Grundsätzlich müssen die Richter hauptamtlich und 
auf Lebenszeit ernannt werden. Erst dadurch wird 
auf sie Artikel 97 Abs. 2 GG anwendbar, der die 
Unabhängigkeit der Richter gewährleistet. 

Daneben muß aber auch die Möglichkeit vorgese-
hen werden, Richter im Nebenamt oder Hilfsrichter 
für die Verwaltungsgerichtsbarkeit einzusetzen, da 
besonders zur Zeit der Bedarf an Verwaltungsrich-
tern mangels geeigneter Persönlichkeiten nicht ge-
deckt werden kann. Darüber hinaus können häufig 
nur durch die Möglichkeit, Richter im Nebenamt zu 
ernennen, besondere Spezialisten der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit dienstbar gemacht werden. So wird 
es vielfach mit Rücksicht auf das Ineinandergreifen 
der einzelnen Rechtsmaterien sehr erwünscht sein, 
daß bei den Verwaltungsgerichten Richter mit her-
vorragenden Kenntnissen, insbesondere des Zivil-
rechts, aber auch anderer vom allgemeinen Ver-
waltungsrecht etwas abseits liegender Gebiete 
mitwirken. Die Institution des Richters im Neben-
amt bedeutet keine Auflockerung des Grundsatzes 
der Unabhängigkeit der Richter, da nach dem Ent-
wurf nur auf Lebenszeit ernannte Richter anderer 
Gerichte oder ordentliche Professoren des öffent-
lichen Rechts ernannt werden dürfen. Bei den Rich-
tern ist die Unabhängigkeit gemäß Artikel 97 
Abs. 2 GG an sich schon gewährleistet, und bei den 
ordentlichen Professoren ergibt sie sich aus deren 
besonderen beamtenrechtlichen Stellung. Um aber 
die Unabhängigkeit auch insofern sicherzustel-
len, daß nebenamtliche Richter, die sich vielleicht 
zufolge ihrer Rechtsauffassung mißliebig machen, 
nicht willkürlich abberufen werden können, ist vor-
gesehen, daß sie von vornherein für eine be-
stimmte Zeit, mindestens aber für 2 Jahre ernannt 
werden müssen. 

Die Verwendung von Hilfsrichtern ist zwar gerade 
bei den Verwaltungsgerichten wegen der den Hilfs-
richtern praktisch fehlenden Unabhängigkeit uner-
wünscht; trotzdem ist sie aus folgenden Gründen 
nicht zu umgehen: Einmal kann sich bei den Ge-
richten von Zeit zu Zeit ein besonderer Arbeits-
anfall ergeben, der seiner Natur nach nur von vor-
übergehender Dauer ist. Will die Verwaltungs-
gerichtsbarkeit erfolgreich sein und sich Vertrauen 
in der breiten Öffentlichkeit erwerben, so ist es ein 
unabweisbares Erfordernis, daß die bei den Ver-
waltungsgerichten anhängigen Verfahren innerhalb 
kürzester Frist durchgeführt werden. Andererseits 
geht es aber bei den Finanzschwierigkeiten des 
Bundes und der Länder nicht an, wegen eines vor-
übergehenden außergewöhnlichen Arbeitsanfalls für 
die zusätzlich benötigten Kräfte die entsprechen-
den Planstellen zu schaffen und damit wegen der 
Unabsetzbarkeit und Unversetzbarkeit der Richter 
die Etats auf lange Sicht zu belasten. Hier bietet 
die Einrichtung des Hilfsrichters die geeignete Aus-
weichmöglichkeit. 

Des weiteren ist die Institution des Hilfsrichters 
auch der geeignete Weg der Nachwuchsauslese. Bei 
der Schwierigkeit der Rechtsfindung im öffentlichen 
Recht ist eine sorgfältige Auswahl der Verwal-
tungsrichter ein besonderes Bedürfnis. Dadurch, daß 
die für die Verwaltungsgerichtsbarkeit in Aussicht 
genommenen Juristen zunächst als Hilfsrichter ver-
wendet werden, kann deren Eignung wesentlich zu-
verlässiger geprüft werden, so daß Fehlernennun-
gen auf Planstellen weitgehend ausgeschaltet wer-
den. 
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Da den Hilfsrichtern aber die Vorrechte des Ar-
tikels 97 Abs. 2 GG nicht zukommen, muß dafür 
Sorge getragen werden, daß nicht über die Einrich-
tung der Hilfsrichter der Grundsatz der Unabhän-
gigkeit ausgehöhlt wird. Dies geschieht einmal da-
durch, daß bei den Oberverwaltungsgerichten nur 
hauptamtlich angestellte Richter anderer Gerichte 
als Hilfsrichter verwendet werden dürfen und daß 
Hilfsrichter, die nicht bereits hauptamtliche Richter 
sind, im übrigen für eine bestimmte Zeit, minde-
stens aber für 1 Jahr, ernannt werden müssen, wo-
bei die Entschädigung von vornherein für die ganze 
Beschäftigungsdauer festzusetzen ist. Darüber hin-
aus ist noch bestimmt, daß Hilfsrichter wie auch 
Richter im Nebenamt nicht Vorsitzende eines Se-
nats oder einer Kammer sein können, und schließ-
lich, daß einem Senat oder einer Kammer nicht 
mehr als 1 Hilfsrichter oder Richter im Nebenamt 
angehören darf. 

Vornehmstes Ziel muß es sein, die Verwaltungs-
gerichte fachlich hervorragend zu besetzen. Es ist 
daher selbstverständliche Voraussetzung, daß jeder 
Verwaltungsrichter, gleichgültig ob hauptamtlicher, 
nebenamtlicher oder Hilfsrichter, eine hinreichend 
theoretische Ausbildung in der Rechtswissen-
schaft besitzt, daß er also entweder die Fähig-
keit zum Richteramt für die Zivil- und Straf-
gerichte nach dem GVG, oder daß er nach dreijäh-
rigem juristischem Studium und dreijähriger Aus-
bildung im öffentlichen Dienst die Fähigkeit zum 
höheren Verwaltungsdienst erlangt hat. Für alle 
Richter muß darüber hinaus gefordert werden, daß 
sie auch bereits praktische Erfahrungen im öffent-
lichen Recht gesammelt haben; dies stellen § 15 
Abs. 3, Abs. 4 und Abs. 5 sicher. Für die haupt-
amtlichen Richter am Bundesverwaltungsgericht und 
an den Oberverwaltungsgerichten besteht zusätz-
lich ein Bedürfnis nach verwaltungsgerichtlicher Er-
fahrung, es ist daher vorgeschrieben, daß minde-
stens die Hälfte der Senatspräsidenten und der 
Richter 3 Jahre als Richter an einem Verwaltungs-
gericht tätig gewesen sein muß. Schließlich ist für 
die planmäßigen Richter am Bundesverwaltungs-
gericht und an den Oberverwaltungsgerichten 
neben der fachlichen Eignung auch noch die Reife 
der Persönlichkeit zu verlangen; in Anlehnung an 
§ 125 Abs. 2 GVG wird daher für die Ernennung 
die Vollendung des 35. Lebensjahres zur Bedingung 
gemacht. 

Um sachfremde Gesichtspunkte auszuschalten und 
um  den Verwaltungsgerichten auch in personal-
politischer Beziehung größtmögliche Unabhängig-
keit zu sichern, ist den Präsidenten der Oberver-
waltungsgerichte eine gewisse Einflußnahme auf 
die Ernennungen der planmäßigen Richter vor der 
Ernennung eines Direktors oder eines Richters 
eines Verwaltungsgerichts dadurch gewährt, daß er 
angehört werden muß. Eine entsprechende Rege-
lung soll hinsichtlich der Mitwirkung des Präsidiums 
bei dem OVG und dem BVwG gelten. Dabei ist die 
Vorschrift für das BVwG deshalb besonders for-
muliert, weil zwischen der Ernennung eines Bundes-
richters zum Senatspräsidenten und der Berufung 
zum Bundesrichter unterschieden werden muß. 

3. ABSCHNITT 

Ehrenamtliche Verwaltungsrichter 

Zu §§ 20 bis 34 

Die ehrenamtlichen Verwaltungsrichter haben alle 
Rechte und Pflichten der Richter. Die Vorschriften 
über ihre Rechtsstellung, Wahl, Qualifikation usw. 
sind im wesentlichen den §§ 28 ff. GVG, betr. die 
Schöffen, nachgebildet. Entgegen der Regelung in 
Süddeutschland, aber in Übereinstimmung mit der 
Regelung in Norddeutschland und in Rheinland-
Pfalz, können nach dem Entwurf Mitglieder der ge-
setzgebenden Körperschaften, Beamte, Behörden-
angestellte, Richter anderer Gerichte, Rechtsanwälte 
und andere Personen, die zur geschäftsmäßigen Be-
sorgung fremder Rechtsangelegenheiten zugelassen 
sind, nicht ehrenamtliche Verwaltungsrichter sein. 
Dies ist sowohl zur Vermeidung von Interessen 
und Pflichtenkollisionen als auch aus dem richtig 
verstandenen Sinn einer Laienbeteiligung erfor-
derlich. Dagegen erscheint der Ausschluß auch der 
Mitglieder der Vertretungen der Selbstverwaltungs-
körperschaften nicht angängig, da hierdurch ein zu 
großer Kreis von Personen, die sich kraft ihrer 
Persönlichkeit für das Laienrichtertum besonders 
eignen, ausgeschaltet würde. Mögliche Interessen-
kollisionen werden durch § 55 Abs. 3 ausgeräumt. 

Meinungsverschiedenheiten bestanden in den Be-
ratungen über die Höhe der Entschädigung für die 
Laienbeisitzer. Ebenso wie die Arbeitsgemeinschaft 
der Innenministerien läßt der Entwurf die Bestim-
mungen für Schöffen entsprechend anwenden. 

4. ABSCHNITT 

Vertreter des öffentlichen Interesses 

Zu § 35 

Beim BVwG ist der Oberbundesanwalt mit den 
gleichen Aufgaben wie in § 8 des Gesetzes über 
das BVwG vorgesehen. Er ist nur an Weisungen 
der Bundesregierung als Kollegium gebunden, die 
Vertretung von Parteiinteressen kann ihm nicht 
übertragen werden, da er ausschließlich für die 
Durchsetzung des Rechts zu sorgen hat und über 
den Parteien steht. 

Ob beim OVG und beim VG ein Vertreter des öf-
fentlichen Interesses bestellt wird und mit welchen 
Funktionen dieser ausgestattet wird, wird von den 
Ländern bestimmt. Eine bindende Vorschrift ist nur 
für die Fähigkeiten des Vertreters des öffentlichen 
Interesses durch den Bundesgesetzgeber vor-
gesehen. 

5. ABSCHNITT 

Gerichtsverwaltung 

Zu §§ 36 und 37 

In den Vorberatungen des Entwurfs ist der sehr 
beachtliche Vorschlag gemacht worden, die Gerichte 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit ganz zu verselb- 
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ständigen, sie also auch hinsichtlich der behörd-
lichen Gerichtsverwaltung ebenso wie hinsichtlich 
der Rechtsprechung und der im Rahmen der Ge-
richtsverfassung liegenden Aufgaben ganz von der 
Exekutive zu lösen. Dabei ist auch auf die Vorbilder 
in der französischen und italienischen Verfassung 
verwiesen worden, nach denen die Unabhängigkeit 
der „Dritten Gewalt" auch in dieser Beziehung weit-
gehend verwirklicht worden ist. Der Vorschlag sah 
zur Erreichung dieses Zieles vor, daß das OVG und 
das BVwG die gleiche staats-, verwaltungs- und 
haushaltsrechtliche Stellung wie die Rechnungs-
höfe erhalten sollten. Obgleich die Gerichtsverwal-
tung bei der Verwaltungsgerichtsbarkeit wegen der 
ihr übertragenen Aufgabe der Kontrolle der Ver-
waltung problematischer als z. B. bei der Zivilge-
richtsbarkeit ist, läßt es sich zur Zeit nicht vertre-
ten, das Problem losgelöst von den anderen Zwei-
gen der Gerichtsbarkeit für die Verwaltungsge-
richtsbarkeit vorweg und gesondert zu behandeln. 
Für das BVwG sind auch verfassungsrechtliche Be-
denken mit Rücksicht auf Artikel 65 GG geäußert 
worden. Danach könne es begrifflich keinen Zweig 
der staatlichen Tätigkeit geben — außer der Ge-
setzgebung und der speziellen Rechtsprechung —, 
der nicht zum Geschäftsbereich eines Bundesmini-
sters gehöre. Nur der Bundesrechnungshof mache 
hier eine traditionelle Ausnahme. Das Problem 
bedarf noch eingehender Klärung, insbesondere 
unter verfassungsrechtlichen und verfassungspoli-
tischen Gesichtspunkten. 

Ein unumstößliches Erfordernis für die Unabhängig-
keit der Gerichte und nur eine Spezifizierung des 
in § 1 enthaltenen Grundsatzes ist es, daß weder 
das Gericht noch der einzelne Richter mit Verwal-
tungsaufgaben außerhalb der Gerichtsbarkeit befaßt 
werden darf. Lediglich mit einem anderen Richter-
amt oder mit einem Lehramt an einer Hochschule 
oder mit Aufgaben der Ausbildung und Prüfung 
des Beamtennachwuchses kann ein Richter, und 
auch dies nur mit seiner Zustimmung, betraut wer-
den, da hierdurch eine Gefährdung der Unabhän-
gigkeit nicht zu befürchten ist. 

6. ABSCHNITT 

Verwaltungsrechtsweg und Zuständigkeit 

Zu § 38 
Der Regelung des § 38 kommt eine mehrfache Be-
deutung bei. 

Der Verwaltungsrechtsweg wird für alle öffentlich-
rechtlichen Streitigkeiten eröffnet. Damit wird einer-
seits dem Artikel 19 Abs. 4 GG Rechnung getragen, 
indem jeder, der durch Maßnahmen der öffentlichen 
Gewalt in seinen Rechten verletzt wird, die Verwal-
tungsgerichte anrufen kann. Darüber hinaus wird 
aber der Verwaltungsrechtsweg für alle Streitig-
keiten des öffentlichen Rechts schlechthin freige-
geben, gleichgültig, ob eine Maßnahme der öffent-
lichen Gewalt vorliegt oder nicht, ja gleichgültig, 
ob die öffentliche Gewalt überhaupt unmittelbar an 
dem Streitverhältnis beteiligt ist. Auch für die soge

-

nannten Parteistreitigkeiten wird also entsprechend 
den Regelungen in den neuen Verwaltungsgerichts-
gesetzen der Verwaltungsrechtsweg allgemein er-
öffnet. Der § 38 nimmt von der verwaltungsgericht-
lichen Zuständigkeit aber die Verfassungsstreitig-
keiten aus, da diese meist besonderen Gerichten 
(Bundesverfassungsgericht, Verfassungsgericht oder 
Staatsgerichtshof der Länder) übertragen sind. 

Damit ist keine nicht verfassungsrechtliche Streitig-
keit des öffentlichen Rechts mehr denkbar, die nicht 
vor die Verwaltungsgerichte gebracht werden 
könnte, soweit nicht durch ausdrückliche Zuweisung 
die Zuständigkeit eines anderen Gerichts begründet 
ist. Insbesondere werden von den allgemeinen Ver-
waltungsgerichten, wie schon zu § 1 ausgeführt, 
auch alle die Fälle mit aufgefangen, in denen für 
besondere Gebiete des öffentlichen Rechts Sonder-
verwaltungsgerichte errichtet sind, wenn deren 
Kompetenz dieses Gebiet nicht in seiner Gesamtheit 
erfaßt, oder wenn derartige „Gerichte" nicht den 
Anforderungen entsprechen, die das Grundgesetz 
insbesondere an die Unabhängigkeit der Gerichte 
stellt. Den allgemeinen Verwaltungsgerichten 
kommt somit auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechts gegenüber den besonderen Verwaltungs-
gerichten in jedem Fall eine subsidiäre Zuständig-
keit bei. 

Darüber hinaus stellt § 38 das Gegenstück zu § 13 
GVG dar, indem er den vor den Verwaltungsgerich-
ten gegebenen Rechtsweg von den anderen Rechts-
wegen abgrenzt. Grundsätzlich werden alle nicht 
verfassungsrechtlichen öffentlich-rechtlichen Strei-
tigkeiten den Verwaltungsgerichten zugewiesen. 
Auf eine nähere Bestimmung darüber, wann eine 
Streitsache als öffentlich-rechtliche anzusehen ist, 
mußte verzichtet werden, weil der Begriff der 
öffentlich-rechtlichen Streitigkeit noch nicht ge-
nügend bestimmt ist. Die Klärung bleibt der Recht-
sprechung und der Rechtswissenschaft überlassen. 

Von der Regel, daß die Verwaltungsgerichte zur 
Entscheidung aller öffentlich-rechtlichen Streitig-
keiten berufen sind, wird als Ausnahme nur zuge-
lassen, daß der Rechtsstreit einem anderen Gericht 
zugewiesen ist oder wird. Diese Zuweisung muß 
eine ausdrückliche sein. Sie kann durch Gesetz oder 
Verordnung, durch den Reichs-, Bundes- oder Lan-
desgesetzgeber getroffen sein. 

Damit wird ausgeschlossen, daß künftighin die 
Zivilgerichte ihre Zuständigkeit lediglich aus dem 
traditionellen Besitzstand der ordentlichen Gerichte 
herleiten (sogenannte Zivilprozeßsachen kraft Über-
lieferung). Ein Bedürfnis dafür, daß die Zivilgerichte 
sich zur Entscheidung auch öffentlich-rechtlicher 
Streitigkeiten für zuständig erklärten, wenn diese 
Sachen nur nach der zur Zeit des Erlasses des Ge-
richtsverfassungsgesetzes geltenden Rechtsauffas-
sung oder nach der Auffassung des in Betracht kom

-

menden späteren Gesetzes durch die ordentlichen 
Gerichte zu entscheiden waren, bestand solange, als 
die Verwaltungsgerichtsbarkeit noch nicht genügend 
ausgebaut war, so daß solche Streitigkeiten einer 
richterlichen Nachprüfung überhaupt entzogen ge-
wesen wären. Nachdem nunmehr die Verwaltungs- 
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gerichtsbarkeit sich zu echter Gerichtsbarkeit ent-
wickelt hat und gleichwertig neben die Zivilgerichts-
barkeit getreten ist, ist die innere Berechtigung für 
eine Zuständigkeit der Zivilgerichte kraft Über-
lieferung entfallen. Es ist deshalb erforderlich, daß 
die Gerichte, und zwar sowohl die Verwaltungs-
gerichte wie die Zivilgerichte in jedem einzelnen 
Fall untersuchen, ob die ihnen zur Entscheidung 
unterbreitete Sache öffentlich-rechtlicher oder bür-
gerlich-rechtlicher Natur ist. Ergibt die Prüfung, daß 
der geltend gemachte Anspruch als öffentlich-recht-
licher anzusehen ist, so sind die Verwaltungsgerichte 
zuständig, auch wenn bisher ein derartiger Rechts-
streit als Zivilprozeßsache kraft Überlieferung für die 
Zivilgerichte in Anspruch genommen wurde. Ist aber 
auch nach der geltenden Auffassung die Streitsache 
als privatrechtliche anzuerkennen, so ist der Rechts-
weg vor den Zivilgerichten weiterhin gegeben, auch 
wenn der geltend gemachte Anspruch mit einem 
öffentlich-rechtlichen Verhältnis im Zusammenhang 
steht. 

Zu § 39 

§ 39 stellt das Gegenstück zu § 17 GVG dar. Gleich-
zeitig übernimmt § 39 aber auch den Gedanken, der 
in § 22 VO Nr. 165 behandelt ist. 

An sich wäre der Platz für diese Vorschriften nicht 
in der VwGO, sondern in einem alle Gerichtsbar-
keiten gemeinsam behandelnden Gesetz, das dann 
auch die Kompetenzen des Obersten Bundesgerichts 
festzulegen hätte. Da die Frage aber nicht zurück-
gestellt werden kann, folgt sie unmittelbar im An-
schluß an die Vorschrift über die Abgrenzung des 
Verwaltungsrechtswegs. Dabei ist zu erwarten, daß 
die Gesetze über die Finanz- und Sozialgerichts-
barkeit entsprechende Vorschriften erhalten werden. 

Absätze 1 und 2 

Nach dem Grundsatz der Priorität ist die rechts-
kräftige positive oder negative Entscheidung über 
die Zulässigkeit des beschrittenen Rechtswegs bei 
den fünf in Artikel 96 GG genannten Zweigen der 
Gerichtsbarkeit bindend. Allerdings ist die Bindung 
nur bei einer positiven Entscheidung absolut. Bei 
einer negativen Entscheidung hat die Bindung nur 
die bedingte Wirkung, daß keine andere Gerichts-
barkeit im Gegensatz hierzu die Gerichtsbarkeit für 
zuständig erklären kann, die selbst im negativen 
Sinne entschieden hat. 

Absätze 3 und 4 

Hier ist rechtspolitisch im Interesse eines lücken-
losen Rechtsschutzes neben der Bindung an positive 
und negative Entscheidungen über die Zulässigkeit 
des beschrittenen Rechtswegs eine echte Ver-
weisungsmöglichkeit von einer Gerichtsbarkeit zu 
der anderen auf Antrag des Klägers vorgesehen. 
Damit ist an die Regelung in § 81 des Gesetzes über 
das BVwG angeknüpft, diese aber nicht nur auf 
die oberen Bundesgerichte, sondern auf alle Gerichte 
sämtlicher Gerichtszweige ausgedehnt worden. Da-
durch, daß die Verweisung stets im Urteil auszu

-

sprechen ist, wird ermöglicht, daß der Rechtsstreit 
über die Zulässigkeit des beschrittenen Rechtswegs 
in höhere Instanzen gezogen werden kann. 

Wie schon erwähnt, ist die Vorschrift auf die in 
Artikel 96 GG genannten fünf „ordentlichen" Ge-
richtsbarkeiten beschränkt worden, weil sich z. Z. 
nur bei diesen übersehen läßt, daß sie die volle Un-
abhängigkeit besitzen oder besitzen werden. 

Zu § 40 

Der Entwurf zählt die verschiedenen Klagearten 
auf, um nicht durch die ausdrückliche Erwähnung 
der Anfechtungs-, Verpflichtungs- und Feststellungs-
klage in den §§ 41 und 42 den Rückschluß zu ge-
statten, daß neben der Feststellungsklage nur diese 
Arten der Gestaltungsklage zugelassen seien und 
die Leistungsklage im verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahren ausgeschlossen sei. 

Dabei konnten ebenso wie in § 49 Abs. 3 des Ge-
setzes über das BVwG und in § 65 Abs. 1 Satz 2 des 
Verwaltungsgerichtsgesetzes für Rheinland-Pfalz die 
Begriffe der Gestaltungs- und Leistungsklage ohne 
weiteres als feststehend betrachtet werden. 

Mit der Leistungsklage sind alle Ansprüche ver-
folgbar, die auf ein Tun, Dulden oder Unterlassen 
gerichtet sind. Da auch mit der Verpflichtungsklage 
eine Leistung, nämlich der Erlaß eines Verwaltungs-
akts begehrt wird, besteht insoweit eine Einschrän-
kung. Die Leistungsklage ist ausdrücklich erwähnt, 
um klarzustellen, daß auch der Verwaltungs-
gerichtsprozeß geeignet ist, Vermögensansprüche 
durchzusetzen, so daß keine rechtsstaatlichen Be-
denken bestehen, Zivilprozeßsachen kraft Zu-
weisung den Verwaltungsgerichten zu übertragen. 
Ergänzt werden muß diese Vorschrift, wenn ihr 
effektiver Wert beikommen soll, noch durch eine 
erfolgreiche Zwangsvollstreckung ;  dies ist in den 
§§ 164 ff. geschehen. 

Zu § 41 

Die Anfechtungsklage, mit der die Beseitigung 
eines Verwaltungsakts angestrebt wird, ist die häu-
figste Klageart. 

Die Verpflichtungsklage bildet das Gegenstück zur 
Anfechtungsklage ;  der Rechtsschutz gegenüber der 
öffentlichen Gewalt wird durch sie abgerundet. 

Die Verpflichtungsklage umfaßt sowohl den Fall, 
daß der Kläger Anspruch nur auf das Tätigwerden 
der Behörde überhaupt hat, daß er also z. B. einen 
Bescheid zu erhalten hat, wie auch den Fall, daß 
sein Anspruch auf ein ganz bestimmt geartetes 
Tätigwerden gerichtet ist, etwa auf die Erteilung 
einer konkreten Erlaubnis. Der letzte Fall schließt 
den ersten mit ein. Welcher Anspruch im einzelnen 
vorliegt, bemißt sich nach dem materiellen Recht. 

Anfechtungsklage und Verpflichtungsklage ergän-
zen sich, wie schon betont, gegenseitig. Dies zeigt 
sich am besten dann, wenn etwa ein Antrag auf 
Erteilung einer Erlaubnis abgelehnt wird. Der ab-
lehnende Bescheid stellt einen beschwerenden 
Verwaltungsakt dar und kann daher mit der An- 
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fechtungsklage beseitigt werden. Ist der Kläger mit 
dieser Klage durchgedrungen, so hat er das erstrebte 
Ziel jedoch noch keineswegs erreicht, da er sich 
nicht besser steht als vor Erlaß des ablehnenden 
Bescheids. Um sein Ziel zu erreichen, muß er zu-
sätzlich die Verpflichtungsklage erheben mit dem 
Antrag, daß die Behörde für verpflichtet erklärt 
wird, ihm nunmehr die Erlaubnis auch tatsächlich 
zu erteilen. 

Gleichwohl unterscheiden sich Anfechtungs- und 
Verpflichtungsklage ihrem Wesen nach. Die Anfech-
tungsklage führt den erstrebten Erfolg mit dem Ur-
teil ipso jure herbei. Sie ist eine Gestaltungsklage 
und daher mit Ausnahme vom Kostenpunkt einer 
Vollstreckung nicht fähig. Die Verpflichtungsklage 
dagegen ist eine Unterart der Leistungsklage und 
spricht in ihrem Urteil demgemäß nur den Befehl 
zu einem späteren Verhalten aus. Zur Realisierung 
bedarf es noch eines weiteren Tätigwerdens, das 
gegebenenfalls im Vollstreckungsweg erzwungen 
werden muß. 

Die Fassung des § 41 weicht bewußt von den bis-
herigen Regelungen in den Verwaltungsgerichts-
gesetzen der Länder ab, indem sie sich nur auf das 
formelle Klagerecht beschränkt. Dies gilt auch für 
Absatz 2, der nur eine Abgrenzung zur Popula r

-

klage darstellt. Die „Behauptung" kann hier nur 
im Sinne der Zulässigkeit der Klage verstanden 
werden. Ob der Kläger tatsächlich beschwert ist, 
gehört zur Frage der Begründetheit der Klage. 

Besonders ist im Zusammenhang hiermit noch auf 
folgendes hinzuweisen: 

Mit der Fassung des § 41 übergeht die VwGO an 
dieser Stelle die Frage, wann eine Klage begrün-
det ist, weil dies Sache des materiellen Verwal-
tungsrechts ist. In § 114 wird aber bei der Behand-
lung des Urteilsinhalts hierüber ausgeführt, daß 
der Verwaltungsakt und der Widerspruchsbescheid 
aufzuheben sind, wenn das Gericht den Verwal-
tungsakt für rechtswidrig hält (§ 114 Abs. 1 Satz 1). 
Die entsprechende Vorschrift für den Fall der 
rechtswidrigen Ablehnung oder Unterlassung des 
Verwaltungsakts enthält § 114 Abs. 4. Schließlich 
ist in § 114 Abs. 5 auch bestimmt, daß Rechtswid-
rigkeit auch bei der Überschreitung oder dem Miß-
brauch des Ermessens gegeben ist. Dieser Zusatz 
ist bei den Vorschriften über den Urteilsinhalt ge-
boten, weil diese Vorschriften des materiellen Ver-
waltungsrechts nach der Aufhebung der Verwal-
tungsgerichtsgesetze der Länder sonst in keinem 
formellen Gesetz des allgemeinen Verwaltungs-
rechts niedergelegt sind und eine Lücke in dieser 
Hinsicht u. U. unangenehme Folgen haben kann. 
Insbesondere sollte eindeutig klargestellt werden, 
daß die Verwaltungsgerichtsbarkeit nur Rechtskon-
trolle ausübt, innerhalb der Ermessensgrenze da-
gegen Fragen der Zweckmäßigkeit, Unbilligkeit und 
Angemessenheit außer acht zu lassen hat. 

Zu § 42 

Die Feststellungsklage ist in Anlehnung an die bis

-

herige Regelung der Verwaltungsgerichtsgesetze 
gestaltet. In Abweichung von § 256 ZPO ist nicht 

auf das rechtliche, sondern auf das berechtigte 
Interesse an der alsbaldigen Feststellung abgestellt, 
da die Entscheidung der Frage, ob ein rechtliches 
oder nur ein berechtigtes (wirtschaftliches) Interesse 
vorliegt, in der Praxis zu erheblichen Schwierig-
keiten führt. Sachlich rechtfertigt auch ein rein 
wirtschaftliches Interesse die Feststellungsklage; 
dies hat in der ZPO tatsächlich auch zu einer immer 
weiteren Ausdehnung des Begriffs „rechtliches" 
Interesse geführt. 

Die Zulässigkeit der Feststellungsklage bei nich-
tigen Verwaltungsakten ist ausdrücklich ausgespro-
chen. Nach den bisherigen Regelungen ist primär 
die Anfechtungsklage gegeben, und es ist bestrit-
ten, ob der nichtige Verwaltungsakt überhaupt Ge-
genstand der Feststellungsklage sein kann. Damit 
wird man aber weder dem Wesen des nichtigen Ver-
waltungsakts noch dem Wesen der Anfechtungs-
klage gerecht. Der nichtige Verwaltungsakt ist ein 
nullum, und dies muß zu jeder Zeit und unabhän-
gig von Fristen und dgl. festgestellt werden kön-
nen. Andererseits ist die Anfechtungsklage eine 
Gestaltungsklage; hei der Aufhebung eines nich-
tigen Verwaltungsakts handelt es sich jedoch nur 
um eine Feststellung, gekleidet in die Form einer 
Aufhebung. Es ist daher geboten, die nichtigen 
Verwaltungsakte primär der Feststellungsklage zu 
unterstellen. Dadurch soll aber nicht ausgeschlos-
sen werden, daß ein nichtiger Verwaltungsakt mit 
der Anfechtungsklage angegangen wird; denn häu-
fig ist es sehr schwer zu beurteilen, ob der einem 
Verwaltungsakt anhaftende Fehler dessen Nichtig-
keit oder nur dessen Anfechtbarkeit (im materiel-
len Sinn) zur Folge hat. Nach der hier vorgesehe-
nen Regelung kann der nichtige Verwaltungsakt 
also sowohl zum Gegenstand der Anfechtungsklage 
wie auch der Feststellungsklage gemacht werden. 
Nach Ablauf der Anfechtungsfrist bleibt nur mehr 
die Feststellungsklage. 

In Absatz 2 wird die Subsidiarität der Feststel-
lungsklage zum Ausdruck gebracht. Mit Rücksicht 
auf bisher herrschende Zweifel wird klargestellt, 
daß die Feststellungsklage auch dann ausgeschlos-
sen ist, wenn eine Gestaltungsklage (d. h. Anfech-
tungs- oder Verpflichtungsklage) oder Leistungs-
klage (für letztere selten praktisch) zwar nicht mehr 
erhoben werden kann, aber hätte erhoben werden 
können. 

Zu § 43 

Die sogenannte objektive Klagehäufung ist der Re-
gelung des § 260 ZPO nachgebildet, ist aber be-
schränkt auf Klagebegehren, die miteinander im 
Zusammenhang stehen. Damit ist, was nach den 
bisherigen Regelungen zumindest bestritten war, 
deutlich gemacht, das Anfechtungs-(Verpflichtungs-) 
Klagen mit sonstigen Klagen verbunden werden 
können; hierdurch wird es ermöglicht, mehrere zu-
sammenhängende Ansprüche in einem Verfahren 
zu erledigen. 

Mit § 43 wird nicht argumento e contrario die Ver-
bindung anderer Klagebegehren ausgeschlossen; 
die Prüfung der Zulässigkeit soll vielmehr der 
Rechtsprechung überlassen bleiben. 
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Nicht geregelt ist hier die sogenannte Prozeßver-
bindung; auf sie findet § 94 Anwendung. 

Zu 44 

Ebenso wie in dem Gesetz über das BVwG (§ 11) 
soll das Verwaltungsgericht grundsätzlich für alle 
Klagen sachlich zuständig sein ohne Rücksicht dar-
auf, ob es sich um den Verwaltungsakt einer Bun-
des-, Landes- oder Gemeindebehörde handelt oder 
ob eine dieser Stellen bei Parteistreitigkeiten be-
teiligt ist. Die zur Zeit noch bestehende Zuständig-
keit des OVG für Anfechtungsklagen gegen Ver-
waltungsakte oberster Landesbehörden nach den 
VGG für Bayern, Bremen, Rheinland-Pfalz und 
Württemberg-Baden ist damit beseitigt. Ausnahmen 
sollen nur noch bestehen für bestimmte, genau in 
§ 50 aufgezählte Verwaltungsakte oberster Bundes-
behörden, die Fälle der Normenkontrolle (§ 46) und 
etwa später vorgesehene weitere Fälle einer be-
sonderen sachlichen Zuständigkeit des BVwG. 

Zu 45 

Das Oberverwaltungsgericht ist grundsätzlich 
zweite Tatsacheninstanz, ausnahmsweise Revi-
sionsinstanz. 

Zu 46 

Die Zulässigkeit der abstrakten Normenkontrolle 
ist bisher nur in den süddeutschen Verwaltungs-
gerichtsgesetzen vorgesehen. Aus diesem Grunde 
und wegen der weitgehenden Überschneidung mit 
der Normenkontrolle durch die Verfassungsge-
richtsbarkeit ist von einer unmittelbaren Regelung 
der abstrakten Normenkontrolle durch die Ober-
verwaltungsgerichte abgesehen worden. Da in den 
süddeutschen Ländern aber sehr günstige Erfah-
rungen mit der abstrakten Normenkontrolle ge-
macht worden sind, sollen Zweifel darüber ausge-
schlossen werden, ob die Landesgesetzgebung die 
abstrakte Normenkontrolle nach Erlaß der Verwal-
tungsgerichtsordnung einführen kann. Gleichzeitig 
sind zur Vermeidung von Überschneidungen mit 
dem Grundgesetz und dem Gesetz über das Bundes-
verfassungsgericht sowie mit dem Strafrecht be-
stimmte Grundsätze für den Landesgesetzgeber 
aufgestellt worden. Die Ausdehnung der abstrakten 
Normenkontrolle auf Bundesrecht und die Über-
tragung dieser Aufgabe an das Bundesverwaltungs-
gericht erscheint nicht zweckmäßig. Das Grundgesetz 
und das Gesetz über das Bundesverfassungsgericht 
geben diesem Gericht so weitgehende Aufgaben 
bei der Normenkontrolle, daß für eine Tätigkeit des 
Bundesverwaltungsgerichts kein nennenswerter 
Raum übrigbleibt. 

Die Normenkontrolle ist dem § 25 südd. VGG, 
einer Regelung, die sich im allgemeinen bewährt 
hat, nachgebildet. Der Zweck der abstrakten Nor-
menkontrolle liegt darin, durch eine einzige Ent-
scheidung eine Reihe von Einzelklagen zu ver-
meiden und dadurch die Verwaltungsgerichte zu 
entlasten. 

Schwierigkeiten bereitet eine zweckentsprechende 
Zuständigkeitsabgrenzung. Ausgenommen von der 

Normenkontrolle durch die Oberverwaltungsgerichte 
müssen einmal die Fälle werden, für die nach dem 
Grundgesetz (Artikel 93) und nach dem Bundes-
verfassungsgerichtsgesetz (§ 13) das Bundesverfas-
sungsgericht zuständig ist. Dabei liegt der Vorrang 
des Bundesverfassungsgerichts auch dann vor, wenn 
der Antrag nur von bestimmten Verfassungsorganen 
gestellt werden kann. Weiter sind alle die Fälle 
ausgenommen, für die eine besondere gesetzliche 
Zuständigkeit — gedacht ist vor allem an die der 
Verfassungsgerichte und Staatsgerichtshöfe der 
Länder — begründet ist; denn mit Ausnahme der 
Frage nach der Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz 
und dem Bundesrecht ist es vor allem Sache der 
Länder, wie sie die Prüfung des Landesrechts auf 
seine Gesetzmäßigkeit gestalten wollen. Im übrigen 
gehört die Normenkontrolle ihrem Wesen nach an 
sich zur Verfassungsgerichtsbarkeit, so daß es nicht 
angezeigt ist, bestehende Zuständigkeiten der Ver-
fassungsgerichte und Staatsgerichtshöfe zu besei-
tigen. 

Die Zuständigkeit der allgemeinen Verwaltungs-
gerichte für die Normenkontrolle muß aber noch 
eine weitere Einschränkung erfahren: Es ist sachlich 
nicht vertretbar, daß die Oberverwaltungsgerichte 
für Landesrecht andere Gerichte für Streitigkeiten 
präjudizieren, zu deren Entscheidung im Einzelfall 
letztere ausschließlich zuständig sind. Eine derartige 
Überordnung der Oberverwaltungsgerichte liefe dem 
Grundsatz der Gleichwertigkeit der einzelnen Zweige 
der Gerichtsbarkeit zuwider und störte das gegen-
seitige Verhältnis. Eine solche Position kann nur 
der Verfassungsgerichtsbarkeit kraft des ihr eige-
nen Ausnahmecharakters zukommen. „Im Rahmen 
seiner Gerichtsbarkeit" bedeutet daher, daß die 
Verwaltungsgerichte für Normenkontrolle soweit 
zuständig sind, als sie Streitigkeiten um die zu kon-
trollierende Norm im Einzelfall zu entscheiden 
haben. 

Für § 25 südd. VGG ist es streitig, ob die Normen-
kontrolle auch beantragt werden kann, wenn im 
Einzelfall die Anfechtungsklage (Verpflichtungs-
klage) gegeben ist. Dies wird hier eindeutig für zu-
lässig erklärt, da nur auf diese Weise der prozeß-
ökonomische Zweck, durch eine einzige Entschei-
dung eine Mehrzahl von Streitigkeiten zu vermei-
den und dadurch die Gerichte zu entlasten, erreicht 
werden kann. 

Das in § 25 südd. VGG enthaltene Antragsrecht der 
Behörde ist beseitigt, da die Normenkontrolle 
ihrem Sinne nach in erster Linie den Rechtsschutz 
des einzelnen bezweckt. Ein solches Antragsrecht 
müßte auch zu staatsrechtlichen Schwierigkeiten 
(Frage des Weisungsrechts usw.) führen, insbeson-
dere dann, wenn die unterstellte Behörde etwa die 
von der übergeordneten Behörde erlassene Ver-
ordnung vor die Gerichte bringen will. Hält eine 
Verwaltungsbehörde eine Verordnung für rechts-
widrig, so mag sie auf dem Dienstweg vorstellig 
werden. Gegebenenfalls ist die Frage im Schoße 
der Staatsregierung zu klären. 

Eine mündliche Verhandlung soll bei der Normen

-

kontrolle nicht ausgeschlossen werden. Die Mit

-

wirkung aller fünf Richter des Senats ist unbedingt 
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erforderlich, so daß die Entscheidung nicht mehr 
als Beschluß — wie nach § 25 südd. VGG — zu er-
gehen hat, sondern in der Form eines Urteils. 

Die Entscheidung ist öffentlich bekanntzugeben, 
wenn die Rechtsnorm für ungültig erklärt wird. 
Die Allgemeinverbindlichkeit der Entscheidung ist 
durch die Natur der Sache bedingt; es werden ins-
besondere auch sämtliche Gerichte, gleichgültig 
welcher Gerichtsbarkeit sie angehören, gebunden. 
Ein Bedürfnis für die Allgemeinverbindlichkeits-
erklärung liegt aber nur für negative Entscheidun-
gen vor, da die nachzuprüfenden Vorschriften u. U. 
in großem Umfang Rechtsgebiete umfassen, die nicht 
im Rahmen der Verwaltungsgerichtsbarkeit liegen. 

Zu § 47 
Die Zuständigkeit des BVwG und des OVG aus 
§ 129 a StGB beruht auf dem Strafrechtsänderungs-
gesetz vom 30. August 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 739). Sie mußte hier und in § 50 aufgeführt wer-
den, um den Überblick über den Zuständigkeits-
katalog an diesen Stellen zu ermöglichen. 

Zu § 48 
Die §§ 46 und 47 übertragen dem OVG Entschei-
dungen, die keine Berufungsverfahren sind. Es 
mußte daher bestimmt werden, welches Verfahren 
für diese Fälle anzuwenden ist, da die Vorschriften 
über das Berufungsverfahren hier nicht passen. 

Zu § 49 
Das Bundesverwaltungsgericht ist mit Ausnahme 
der eininstanzlichen Zuständigkeit in § 50 nur Re-
visionsgericht (vgl. im übrigen die Ausführungen 
zu § 44). 

Zu § 50 
§ 50 behandelt den schon als Ausnahme bei § 44 
erwähnten Fall der sachlichen Zuständigkeit des 
BVwG im ersten und letzten Rechtszug. Die Rege-
lung entspricht dem § 9 des Gesetzes über das 
BVwG. Wie schon in der Begründung zu diesem 
Gesetz ausgeführt worden war, soll die eininstanz-
liche Zuständigkeit dieses Gerichts einen Ausnahme-
fall bilden, da die Bezeichnung des Bundesverwal-
tungsgerichts als eines „oberen Bundesgerichts" 
durch das Grundgesetz auf eine Zuständigkeit ver-
weist, die grundsätzlich erst in letzter Instanz ge-
geben ist. 

In der Regel werden also Verwaltungsakte der 
Bundesbehörden durch Klage bei den Verwaltungs-
gerichten der Länder anzufechten sein. Es würde 
also in verwaltungsrechtlicher Hinsicht für die Bun-
desbehörden der gleiche Zustand herrschen wie bei 
zivilrechtlichen Klagen gegen den Bund vor den 
ordentlichen Gerichten der Länder. 

Dieser Zustand wird bei den Anfechtungsklagen 
gegen die oberen, mittleren und unteren Bundes-
behörden in der Regel hinzunehmen sein. Aus-
nahmen werden geschaffen werden müssen, wenn 
aus Gründen des öffentlichen Interesses ähnlich wie 
in der Gerichtsbarkeit des Bundesverfassungsge

-

richts eine baldige höchstrichterliche rechtskräftige 
Entscheidung erforderlich ist. Im Gesetz wird daher 
für einzelne Verwaltungsakte der obersten Bundes-
behörden die Möglichkeit eröffnet, das Bundesver-
waltungsgericht auch erstinstanzlich zuständig wer-
den zu lassen. Auch das frühere Reichsgericht sowie 
das frühere Preußische Oberverwaltungsgericht 
konnten in erster Instanz tätig werden. Der Entwurf 
eines Gesetzes über die Errichtung des Reichsver-
waltungsgerichts von 1930 kannte ebenfalls die 
erstinstanzliche Zuständigkeit dieses Gerichts für 
Anfechtungsklagen gegen Verwaltungsakte von 
Reichsbehörden. 

Absatz 1 

Bei der Devisenbewirtschaftung und der Wirt-
schaftslenkung handelt es sich um so einschneidende 
Wirtschaftsverwaltungsakte, daß in der Regel ein 
mehrinstanzliches Verfahren im Interesse des Volks-
ganzen unterbleiben muß. Die gleichen Gründe lie-
gen im Arbeitsrecht, im Verkehrswesen und bei der 
Wasserwirtschaft vor, wenn in Ausnahmefällen 
eine oberste Bundesbehörde einen Verwaltungsakt 
erläßt. Die Tätigkeit der Dienststellen des Auswär-
tigen Amts, das mit allen seinen Außenstellen als 
einheitliches Ganzes betrachtet wird, ist so ein-
malig und so weitgehend spezialrechtlich, daß auch 
hierbei die Zuständigkeit des Bundesverwaltungs-
gerichts gerechtfertigt erscheint. 

Für Klagen gegen Verwaltungsakte oberer, mittle-
rer und unterer Bundesbehörden sind die Verwal-
tungsgerichte der Länder zuständig, soweit nicht 
durch Bundesgesetz für einzelne Bundesoberbehör-
den besondere Zuständigkeiten geschaffen werden. 

Außerdem weist das Grundgesetz dem Bundes-
verwaltungsgericht für erstinstanzliche Entscheidun-
gen die Zuständigkeiten des Artikels 93 Abs. 1 
Nr. 4 (Entscheidungen in anderen öffentlich-recht-
lichen Streitigkeiten zwischen dem Bund und den 
Ländern und zwischen verschiedenen Ländern) zu. 
Die Zuständigkeit sollte primär das Bundesverfas-
sungsgericht haben, subsidiär aber einem anderen 
Gericht zugewiesen werden. Soweit es sich bei 
diesen Streitigkeiten um typisch öffentlich-rechtliche, 
für die Verwaltungsgerichte in Frage kommende 
Klagen nichtverfassungsrechtlicher Art zwischen 
dem Bund und den Ländern sowie zwischen ver-
schiedenen Ländern handelt, wird hier das Bundes-
verwaltungsgericht an die Stelle des Bundesverfas-
sungsgerichts zu treten haben, wie es dem Sinne 
des Artikels 93 GG entspricht. 

Schließlich soll das Bundesverwaltungsgericht in 
erster Instanz über Feststellungsklagen gegen eine 
oberste Bundesbehörde in Fällen entscheiden, in 
denen seine erstinstanzliche Zuständigkeit auch für 
Anfechtungsklagen begründet ist. 

Absatz 2 

Um die erstinstanzliche Zuständigkeit auch bei dem 
sonstigen Vorliegen der Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 noch weiter einzuschränken, sind die An-
gelegenheiten von geringerer Bedeutung und von 
fehlender Eilbedürftigkeit zur Entscheidung an das 
Verwaltungsgericht zu verweisen. 
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Absatz 3 

Damit ein negativer Kompetenzkonflikt des Bun-
desverfassungsgerichts und des Bundesverwaltungs-
gerichts vermieden wird, ist der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts bindende Wirkung bei-
gelegt. 

Absatz 4 

Die notwendige Einschränkung hinsichtlich der Zu-
ständigkeit anderer Rechtswege, wie z. B. des Bun-
desverfassungsgerichts und der anderen oberen 
Bundesgerichte für die Finanz-, Arbeits- und Sozial-
gerichtsbarkeit enthält Absatz 4. 

Zu § 51 

Es kann auf die Ausführungen zu § 48 verwiesen 
werden. 

Zu § 52 

Wie schon in der Begründung zu § 47 ausgeführt 
worden ist, beruht die Zuständigkeit des OVG und 
des BVwG zur Feststellung darüber, ob eine Ver-
einigung gemäß Artikel 9 Abs. 2 GG verboten ist, 
auf § 129 a StGB. Ebenso wie im Gesetz über das 
BVwG (§ 78) war in dem Entwurf zu regeln, wie 
widersprechende Entscheidungen des BVwG und 
des OVG im „Feststellungsverfahren" auszuschlie-
ßen sind. Ebenso mußte Bestimmung darüber getrof-
fen werden, in welchem Verhältnis anhängige 
„Feststellungsverfahren" dieser Art und andere an-
hängige Verfahren bei den Verwaltungsgerichten 
stehen sollten. 

Absatz 1 

Die Vorschrift ist dem § 43 Abs. 2 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht nachgebildet. 

Absatz 2 erzeugt für alle Verfahren vor den OVG 
und den Verwaltungsgerichten eine Sperrwirkung, 
d. h. alle Verfahren sind auszusetzen, solange beim 
Bundesverwaltungsgericht ein Verfahren nach 
§ 129 a StGB schwebt. 

Absatz 3 legt der Entscheidung des Bundesverwal-
tungsgerichts im Anschluß an die Sperrwirkung des 
Absatzes 2 bindende Kraft bei, so daß für alle OVG 
und Verwaltungsgerichte ebenso wie für die Straf-
gerichte in den anhängigen Verfahren eine Vorab-
entscheidung darüber getroffen wird, ob die Ver-
einigung gemäß Artikel 9 Abs. 2 GG verboten ist. 

Absatz 4 überträgt die Sperrwirkung und die 
Bindung auf die Landesebene, falls nur bei einem 
Oberverwaltungsgericht eines Landes ein Verfah-
ren gemäß § 129 a StGB schwebt. 

Zu § 53 

Die Regelung der örtlichen Zuständigkeit ist in den 
Nummern 1, 3 und 4 im wesentlichen dem § 26 des 
südd. VGG nachgebildet. 

Im Vordergrund steht das forum rei sitae, das 
gegenüber dem § 24 ZPO auch auf ortsgebundene 
Rechte und Rechtsverhältnisse ausgedehnt ist. Da

-

mit sollen nicht nur die sogenannten radizierten 
Realrechte, sondern auch andere Rechte, die mit 
einem bestimmten Territorium in besonderer Be-
ziehung stehen, erfaßt werden. Liegen das Ver-
mögen oder das Recht in den Bezirken verschiede-
ner Verwaltungsgerichte, so ist die Zuständigkeit 
vom gemeinsamen höheren Gericht (nach § 54) fest-
zustellen. 

Der Gerichtsstand zu Nummer 1 schließt jede an-
dere Zuständigkeit aus. 

Für die Anfechtungs- und Verpflichtungsklage ist 
vorbehaltlich der Nummer 1 zwischen Verwaltungs-
akten einer Bundesbehörde (Nummer 2) und ande-
ren Behörden (Nummer 3) unterschieden. Für die 
Normierung einer besonderen örtlichen Zuständig-
keit des Verwaltungsgerichts am Sitz der Behörde 
sind annähernd die gleichen Gründe maßgebend 
wie für die Zulassung der eininstanzlichen Zustän-
digkeit des BVwG nach § 50. Dort verlangte das 
unabweisbare Bedürfnis nach einer baldigen rechts-
kräftigen Entscheidung bei den sogenannten Mam-
mutverwaltungsakten eine Ausnahme von der Re-
gel. Hier müssen die Bundesoberbehörden der Wirt-
schafts- und Ernährungsressorts die Möglichkeit 
haben, die fast ausnahmslos auf spezialrechtlichen 
Vorschriften beruhenden Verfahren bei einem Ge-
richt durchzuführen, das sich allmählich gründlich 
in dieses Spezialgebiet einarbeiten und dementspre-
chend schnell entscheiden kann. Dieser Zweck würde 
nicht erreicht werden, wenn — wie z. B. bei der 
Mühlenstelle mit rund 17 000 Mühlen — die Ver-
fahren bei allen Verwaltungsgerichten im Bundes-
gebiet gleichzeitig anhängig werden könnten. Eine 
unbillige Belastung des Staatsbürgers hinsichtlich 
des Weges zur Gerichtsstelle ist mit dieser Rege-
lung der örtlichen Zuständigkeit nicht verbunden, 
da es sich bei den Klägern meist um wirtschaftlich 
stärkere Kreise handelt. Eine unerträgliche Über-
lastung einzelner Verwaltungsgerichte ist nicht zu 
befürchten, da die Bundesoberbehörden einiger-
maßen gleichmäßig auf das Bundesgebiet verteilt 
werden. 

Gleiche Verhältnisse liegen vor, wenn es sich um 
den Verwaltungsakt einer obersten Bundesbehörde 
handelt, bei dem die Klage nach § 50 Abs. 2 an das 
Verwaltungsgericht verwiesen wird. Auch in diesen 
Fällen sollte sich bei einem bestimmten Verwal-
tungsgericht allmählich eine gründliche Kenntnis 
der speziellen Rechtsgebiete herausbilden. 

Bei den mittleren und unteren Bundesbehörden liegt 
kein entsprechendes Bedürfnis für eine von Num-
mer 3 abweichende Regelung vor. Es erschien aber 
untunlich, den Katalog der örtlichen Zuständigkeit 
durch die Unterscheidung der einzelnen Bundes-
behörden noch weiter zu komplizieren. 

Handelt es sich nicht um den Verwaltungsakt einer 
Bundesbehörde, so ist grundsätzlich das Gericht zu-
ständig, in dessen Bezirk der Verwaltungsakt er-
lassen ist. Davon ist entsprechend der bayer. und 
hessischen Regelung eine Ausnahme für die Lan-
deszentralbehörden gemacht; in diesen Fällen soll 
das Gericht zuständig sein, in dessen Bezirk der 
Beschwerte Sitz oder Wohnsitz hat. Diese Aus-
nahme ist erwünscht, einmal um eine Überlastung 



Drucksache  55 	 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 

des für den Sitz der Landeszentralbehörde zustän-
digen Gerichts zu vermeiden, vor allem aber, um 
eine gewisse Ortsnähe der Verwaltungsgerichtsbar-
keit zu gewährleisten. 

Soweit nicht eine besondere Zuständigkeit gegeben 
ist, bemißt sich der Gerichtsstand nach dem Wohn-
sitz oder Aufenthalt des Beklagten (allgemeiner 
Gerichtsstand). Beim Bund oder bei den Ländern 
hat es dabei darauf anzukommen, wo die vertre-
tungsberechtigte Behörde ihren Sitz hat. 

Der besondere Gerichtsstand der Widerklage ergibt 
sich bereits aus § 90; im übrigen ist die Frage eines 
Gerichtsstandes des Sachzusammenhangs nicht 
berührt. 

Zu § 54 

Im Gegensatz zu § 39 wird hier die Zuständigkeit 
innerhalb der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbar-
keit geregelt. Das zuständige Gericht wird durch 
Beschluß, der wegen § 148 unanfechtbar ist, be-
stimmt. 

Der Entwurf verzichtet auf eine Vorschrift, ob Ver-
einbarungen der Beteiligten über die örtliche Zu-
ständigkeit rechtliche Wirkungen haben. Es kann 
der Entwicklung durch die Rechtsprechung über-
lassen bleiben, inwieweit hier für Parteistreitig-
keiten oder Anfechtungsprozesse u. U. verschiedene 
Grundsätze anzuwenden sind. 

TEIL II 

Verfahren 

7. ABSCHNITT 

Allgemeine Verfahrensvorschriften 

Zu§ 55 

Für die Ausschließung und Ablehnung von Ge-
richtspersonen kann grundsätzlich auf die Regelung 
der ZPO verwiesen werden. 

Mit Rücksicht darauf, daß sehr viele Verwaltungs-
richter aus der Verwaltung kommen, ist es not-
wendig, Richter, die im Verwaltungsverfahren be-
reits mitgewirkt haben, kraft Gesetzes von der 
richterlichen Tätigkeit insoweit auszuschließen. Bei 
ehrenamtlichen Verwaltungsrichtern wird dies in 
der Regel nur selten praktisch werden. Absatz 3 
geht sachlich weiter, da die Ablehnung wegen Be-
fangenheit schon allein durch die Tatsache begrün-
det ist, daß die Gerichtsperson einer Vertretung 
der Körperschaft angehört. 

Zu § 58 

An dieser Stelle sollte der fundamentale Grundsatz 
des Rechts auf Gehör, der den ganzen Gesetzent-
wurf beherrscht, unmißverständlich zum Ausdruck 
gebracht werden. 

Zu 59 

Im wesentlichen ist die bisherige Regelung der Ver-
waltungsgerichtsgesetze übernommen. Das Ver-
waltungszustellungsgesetz vom 10. Juli 1952 (BGBl. I 
S. 379) ist dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
besser angepaßt als die ZPO. 

Zu § 60 

Absatz i bezweckt die Vermeidung von Schwierig-
keiten bei der Feststellung des Fristbeginns. 

Zu § 61 

Absatz 1 

Ebenso wie in § 21 Abs. 1 des Gesetzes über das 
Bundesverwaltungsgericht ist hier die Pflicht aller 
Bundesbehörd en zu einer erschöpfenden Rechts-
mittelbelehrung niedergelegt. Eine Ausdehnung auf 
die Landesbehörden überschreitet die Befugnisse 
des Bundesgesetzgebers, da hier nicht nur das ge-
richtliche Verfahren, sondern auch das Verwal-
tungsverfahren behandelt wird. Der Begriff „Bun-
desbehörden" wird so weit wie möglich auszulegen 
sein. Wird trotz dieser Vorschrift eine Rechtsmittel-
belehrung unterlassen, so hat dies nur die sich aus 
den Absätzen 2 und 3 ergebenden Folgen. 

Absatz 2 

Im Interesse der Beweisvereinfachung ist entgegen 
der bisherigen Regelung ausdrücklich Schriftlichkeit 
der Rechtsmittelbelehrung vorgeschrieben. 

Klargestellt wird, daß auch die unrichtige Rechts-
mittelbelehrung die Frist nicht in Lauf setzt. 

Absatz 3 

Gegenüber den bisherigen Gesetzen bedeutet es 
eine wichtige Neuerung, daß bei fehlender oder un-
richtiger Rechtsmittelbelehrung die Einlegung des 
Rechtsbehelfs grundsätzlich nur innerhalb eines 
Jahres von dem Zeitpunkt an zulässig ist, zu dem 
die Rechtsmittelfrist bei ordnungsmäßiger Beleh-
rung zu laufen begonnen hätte. Die Begrenzung der 
Rechtsmitteleinlegung auf i Jahr ist im Interesse 
der Rechtssicherheit dringend geboten. Hier liegt 
die gleiche rechtspolitische Forderung zugrunde, 
die zur Ausgestaltung der Rechtskraft führte. Der 
Ausschlußtermin ist mit Rücksicht auf die ent-
sprechende Regelung bei der Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand gewählt. 

Zu 62 

Die Bestimmung folgt im wesentlichen der bewähr-
ten Regelung der bisherigen Verwaltungsgerichts-
gesetze. Der in der VO Nr. 165 verwendete Aus-
druck „Nachsicht" ist nicht übernommen. Im Ge-
gensatz zu § 36 Abs. 1 VO Nr. 165 wird nicht auf 
das eigene Verschulden abgestellt; damit soll 
geklärt werden, daß auch das Verschulden des Ver-
treters die Wiedereinsetzung ausschließt. Dies ent-
spricht der Regelung im Zivilprozeßrecht. 
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Zu § 63 

Im Gegensatz zum Zivilprozeß kennt das verwal-
tungsgerichtliche Verfahren nur Beteiligte und 
keine Parteien (vgl. aber § 150). Dies ist schon 
wegen der Teilnahme des Beigeladenen und des 
VöI am Verfahren notwendig. 

Zu § 64 

Die Parteifähigkeit ist gegenüber der ZPO er-
weitert. Anders als in Zivilprozeßsachen stehen in 
den Verwaltungsgerichtsprozessen nicht die ver-
mögensrechtlichen Streitigkeiten, sondern die Be-
ziehungen zur Gemeinschaft im Vordergrund. Es 
besteht daher ein Bedürfnis, daß nicht rechtsfähige 
Personenvereinigungen, gleichgültig ob sie dem 
Privatrecht oder dem öffentlichen Recht zuzurech-
nen sind, als solche, also ohne den Umweg über die 
Mitglieder, ihre öffentlich-rechtlichen Ansprüche 
vor den Verwaltungsgerichten vertreten können. 

Mit dieser Regelung ist die noch in der VO 
Nr. 165 anerkannte Parteifähigkeit einer Behörde 
endgültig beseitigt. Hierfür besteht auch kein Be-
dürfnis mehr. Denn ebenso wie im Zivilprozeß 
bleibt es der Bundes- und jeder Landesregierung 
überlassen, auf Grund des Organisationsrechts die 
Stelle zu bestimmen, die ihre Vertretung im Ver-
fahren wahrnehmen soll. So könnte z. B. auch be-
stimmt werden, daß jeweils die Stelle vertretungs-
berechtigt sein soll, die den Verwaltungsakt er-
lassen hat. Dadurch wäre der gleiche Zustand her-
gestellt, wie er jetzt im Geltungsbereich der VO 
Nr. 165 besteht. Hiergegen kann auch nicht ein-
gewendet werden, daß dem Staatsbürger im allge-
meinen nicht die Kenntnis solcher Organisations-
verfügungen zugemutet werden könne. Denn nach 
§ 79 genügt für die Klageerhebung in jedem Fall 
die Bezeichnung der Behörde, die den ursprüng-
lichen Verwaltungsakt erlassen hat. Es ist dann 
u. U. die Aufgabe des Gerichts, den richtigen Be-
klagten zu ermitteln. 

Wie schon in der Begründung zu § 46 ausgeführt 
worden ist, besteht auch kein Anlaß dazu, für 
Behörden desselben Rechtsträgers durch die Ver-
leihung der Parteifähigkeit die Möglichkeit zur 
Führung von Verwaltungsgerichtsprozessen gegen-
einander zu schaffen. Es fehlt in einem solchen Falle 
an einem wirkli chen Rechtsschutzbedürfnis. 

Zu § 65 

Im wesentlichen ist die Regelung der Prozeß-
fähigkeit des § 54 des südd. VGG übernommen. 

Zu § 66 

Die Streitgenossenschaft war in den bisherigen 
Verwaltungsgerichtsgesetzen nicht geregelt. Gleich-
wohl war man einhellig der Auffassung, daß sie 
auch für den Verwaltungsgerichtsprozeß zulässig 
und zweckmäßig ist. Dies gilt sowohl für die ein-
fache wie für die notwendige Streitgenossenschaft. 
Die Zulassung der Streitgenossenschaft entspricht. 
vor allem bei Leistungsklagen einem prozeß-
ökonomischen Bedürfnis, da hierdurch viele Einzel-
prozesse mit einem im wesentlichen einheitlichen 
Sachverhalt vermieden werden können. 

Zu §§ 67 und 68 

Die Beiladung ist das spezifische prozessuale Mittel, 
im Verwaltungsgerichtsprozeß, insbesondere im 
Anfechtungs-(Verpfliditungs-)Prozeß eine Nicht-
partei am Rechtsstreit zu beteiligen, wenn der 
Streit sie in Mitleidenschaft ziehen kann. Gleich-
zeitig ermöglicht sie dem Gericht eine allumfassende 
Untersuchung des Streitverhältnisses; die Bei

-

ladung liegt aber auch im Interesse der Prozeß-
ökonomie, da sie dazu dient, größere Streitkomplexe 
in einer Entscheidung zu erledigen und wider-
sprechende Entscheidungen zu verhindern. . 

Die Beiladung unterscheidet sich von der Streit

-

genossenschaft dadurch, daß der Beigeladene Drit-
ter, während der Streitgenosse unmittelbar Partei 
(Kläger oder Beklagter) ist. Die Streitgenossen-
schaft ist, von der notwendigen Streitgenossen-
schaft abgesehen. Sache des Parteiwillens, die Bei-
ladung geschieht hingegen von Amts wegen. 
Gewisse Ähnlichkeiten weist die Beiladung mit 
der Hauptintervention, der Nebenintervention, der 
Streitverkündung und der Benennung des Besitz-
urhebers auf. Sie unterscheidet sich von diesen 
Institutionen aber, abgesehen von anders gearteten 
materiellen Voraussetzungen,' prozessual dadurch, 
daß letztere der ,Parteidisposition unterliegen. Das 
Verhältnis der Beiladung zu den zivilprozessualen 
Möglichkeiten einer Drittbeteiligung kann so aus-
gedrückt werden, daß die Beiladung diese Möglich-
keiten der Drittbeteiligung mitumfaßt, ohne sich 
aber auf sie zu beschränken. 
Im wesentlichen wird die bisherige Regelung der 
Verwaltungsgerichtsgesetze übernommen. Geklärt 
wurde, daß ein Rechtsanspruch auf Beteiligung nur 
besteht, wenn ein Fall der sogenannten notwen-
digen Beiladung vorliegt, wobei eine Beiladung als 
notwendig dann anzusehen ist, wenn zu erwarten 
steht, daß der zwischen den Prozeßparteien herr-
schende Streit nicht entschieden werden kann, ohne 
daß zugleich die Rechtssphäre Dritter unmittelbar 
mit in die Entscheidung einbezogen wird. Insbeson-
dere ist dies der Fall, wenn Verwaltungsakte Streit-
gegenstand sind, die, insoweit sie den einen 
beschweren, zugleich einen anderen begünstigen. In 
diesen Fällen erscheint es geboten, dem Dritten 
einen Rechtsanspruch auf Beteiligung am Rechts-
streit zu gewähren. Im übrigen aber soll die Bei-
ladung dem pflichtgemäßen Ermessen des Gerichts 
überlassen bleiben, weil nicht immer genügend 
deutlich erkennbar ist, welche Dritte durch eine Ent-
scheidung in ihren rechtlichen Interessen — viel-
leicht nur ganz entfernt — „berührt werden" kön-
nen; es soll aber nicht ein Herd für prozessuale 
Mängel geschaffen werden, die den Querulanten 
willkommene Möglichkeiten böten. Die Interessen 
Dritter werden dadurch in keiner Weise gefährdet, 
da ihnen gegenüber, wenn sie nicht beigeladen 
sind, keine Rechtskraftwirkung entsteht. 

Zu § 69 

Die Regelung des § 61 VGG über Bevollmächtigte 
und Beistände ist für das Verwaltungsgericht und 
das Oberverwaltungsgericht im wesentlichen un-
verändert übernommen. 
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Für das Bundesverwaltungsgericht gelten die glei-
chen Grundsätze wie im § 24 des Gesetzes über das 
Bundesverwaltungsgericht. Die Gleichstellung der 
Verwaltungsrechtsräte bis zum Erlaß der Bundes-
rechtsanwaltsordnung enthält § 170. 

8. ABSCHNITT 

Besondere Vorschriften 
für Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen 

Zu 70 
Das verwaltungsgerichtliche Vorverfahren der bis-
herigen Verwaltungsgerichtsgesetze ist äußerst 
problematisch. Auf der einen Seite ist anzuerken-
nen, daß es mit zu der unbedingt erforderlichen 
Entlastung der Verwaltungsgerichte beiträgt, indem 
es die Verwaltungsbehörde zwingt, ihre Entschei-
dung ein zweites Mal zu überprüfen. Dies ist ins-
besondere dann von Bedeutung, wenn es sich um 
Massenbescheide handelt, die im einzelnen arbeits-
mäßig eine eingehende Prüfung nicht zulassen. Vor 
allem bietet das Vorverfahren aber auch dem Rechts-
schutzsuchenden selbst unmittelbare Vorteile, da 
es eine nochmalige Überprüfung auch im Ermes-
senspunkt vorschreibt, während er vor den Ver-
waltungsgerichten nur mit Rechtsrügen durchdringen 
kann. Andererseits verzögert das Vorverfahren aber 
die verwaltungsgerichtliche Entscheidung; es kann 
daher, wenn es nicht in sich selbst erfolgreich ge-
staltet wird, tatsächlich zu einer Beeinträchtigung 
des Rechtsschutzes führen. 

Schon bald hat sich gezeigt, daß das bisherige 
Vorverfahren die gestellten Erwartungen nicht voll 
erfüllte. Als schwerwiegendster Nachteil stellte sich 
das Nebeneinander von  Einspruch und förmlicher 
Beschwerde heraus. Selbst bei Rechtsanwälten und 
Behörden entstanden Unklarheiten über den ein-
zulegenden Rechtsbehelf, und ein unerfreuliches 
Nebeneinander und Durcheinander von Beschwerde-, 
Einspruchs- und Gerichtsentscheid war die Folge. 

Das Vorverfahren kann die ihm zugedachte Auf-
gabe nur erfüllen, wenn die Zweitentscheidung 
grundsätzli ch  von einer übergeordneten Behörde zu 
erlassen ist. Gleichzeitig muß aber im Interesse der 
Rechtsklarheit und damit der Rechtssicherheit auch 
die Doppelgleisigkeit von Verwaltungsvorverfahren 
und Verwaltungsbeschwerde überhaupt beseitigt 
werden. 

Der Entwurf hat sich grundsätzli ch  für die Bei-
behaltung des Verwaltungsvorverfahrens entschie-
den und regelt auch das Verfahren im einzelnen. 

Soweit Verwaltungsakte von obersten Bundes- oder 
Landesbehörden erlassen werden, kann von einem 
Vorverfahren abgesehen werden, da zufolge der 
bei diesen Behörden zu unterstellenden fachlichen 
Qualifikation das Vorverfahren vielfach nur un-
nütze Verzögerung der verwaltungsgerichtlichen 
Entscheidung bedeuten würde. 

Die Einschränkung in Absatz I Satz 2 „ ... wenn 
ein Gesetz dies für besondere Fälle bestimmt . . ." 

bezieht sich auch auf bereits vorhandene Spezial-
gesetze, nicht aber auf die bisherigen allgemeinen 
Verwaltungsgerichtsgesetze, die mit dem Erlaß die-
ser Verwaltungsgerichtsordnung außer Kraft treten. 
Gleiches gilt für Nummer 2 a. a. O. 

Absatz 2 hat hinsichtlich der Verpflichtungsklage 
nach abgelehntem Verwaltungsakt nur deklarato-
rische Bedeutung, weil für die hier gleichzeitig zu 
erhebende Anfechtungsklage das Vorverfahren an 
sich schon stattzufinden hat. 

Zu §§ 71 bis 74 

Die Nachprüfung im Vorverfahren erfolgt grund-
sätzlich durch die nächsthöhere Behörde. Dieser 
Grundsatz erfordert eine Durchbrechung, soweit 
nächsthöhere Behörde eine oberste Bundes- oder 
Landesbehörde ist, um diese nicht zu stark mit Ver-
waltungseinzelaufgaben zu belasten. Insoweit lehnt 
sich der Entwurf an die bisherige bayer. Rege-
lung an. 

In Selbstverwaltungsangelegenheiten ist eine 
nächsthöhere Behörde nicht vorhanden; eine Er-
messensnachprüfung durch die staatliche Aufsichts-
behörde stellte aber einen unzulässigen Eingriff in 
das Selbstverwaltungsrecht dar. 

Das Vorverfahren verbindet demnach sowohl die 
Vorteile des Einspruchsverfahrens wie des Be-
schwerdeverfahrens; um Verwechslungen auszu-
schließen, wurde für den Rechtsbehelf die neutrale 
Bezeichnung „Widerspruch" gewählt. 

Im Interesse der Rechtssicherheit ist vorgeschrie-
ben, daß der Widerspruch schriftlich oder zur 
Niederschrift einzulegen ist, und zwar bei der Be-
hörde, die den Verwaltungsakt erlassen hat. Ent-
sprechend § 39 Abs. 3 hess. VGG ist die Rechts-
mittelfrist auch gewahrt, wenn der Widerspruch 
bei der nächsthöheren Behörde rechtzeitig ein-
gelegt wird. 

Die Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen hat, 
ist aus verfahrensökonomischen Gründen befugt, 
dem Widerspruch selbst abzuhelfen, auch wenn 
nach § 74 die nächsthöhere Behörde für den Erlaß 
des Widerspruchsbescheids zuständig wäre. 

Die 2-Wochen-Frist, die der südd. Regelung ent-
nommen ist, erscheint ausreichend. 

Zu § 75 

Mit Rücksicht darauf, daß der verwaltungsgericht-
liche Prozeß einen Anwaltszwang nicht kennt, ist es 
angezeigt, die Klagefrist nicht wie nach dem südd. 
VGG auf 2 Wochen, sondern in Anlehnung an die 
VO Nr. 165 auf 1 Monat festzulegen, um auch dem 
unerfahrenen Rechtsuchenden ausreichende Über-
legungsfrist zu gewähren. 

Zu § 76 

Im Interesse der Beschleunigung des Verwaltungs-
rechtsschutzes mußte ein Weg gefunden werden, 
der die Klage ohne Widerspruchsbescheid ermög-
licht, wenn die Behörde diesen Bes cheid ungebühr-
lich hinauszögert. Die Regelung des südd. VGG 
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erscheint trotz der vielen Zweifelsfragen, die sich 
an sie knüpfen, zur Übernahme in abgewandelter 
Form am geeignetsten. Bei der eigentlichen Untätig-
keitsklage ist die Vorschrift für den Beginn der 
Klagefrist genau den Regeln für den Fall des unge-
bührlich hinausgezögerten Widerspruchsbescheids 
angepaßt, da beide Fälle im wesentlichen gleichge-
lagert sind. 

In beiden Fällen ist als Regelfrist eine Zeit von 
3 Monaten festgesetzt, die aber vom Gericht ver-
kürzt oder verlängert werden kann, um den be-
sonderen Umständen des Falles gerecht zu wer-
den. Läßt sich eine Angelegenheit trotz eifrigen 
Bemühens nicht innerhalb von 3 Monaten er-
ledigen, so wird ein zureichender Grund für die 
Verzögerung vorliegen und sich ein gerichtliches 
Eingreifen erübrigen. 

Diese Regelung schließt sich eng an § 4 der Ersten 
Landesverordnung zur Durchführung des VGG in 
Rheinland-Pfalz an. 

Zu § 77 

Für die Fälle, in denen über den Widerspruch 
oder den Antrag auf Vornahme eines Verwaltungs-
akts sachlich nicht entschieden ist, wird in Anleh-
nung an die Regelung des § 61 Abs. 3 des Entwurfs 
(unterbliebene Rechtsmittelbelehrung) der Aus-
schlußtermin ebenfalls auf 1 Jahr ausgedehnt. Da-
durch soll auch bezüglich der Fristen eine weit-
gehende Einheitlichkeit geschaffen werden, um 
Irrtümer möglichst auszuschalten. 

Ausnahmsweise kann in diesen Fällen aber auch 
eine Wiedereinsetzung zugelassen werden, wenn 
die Angelegenheit auch nicht in Jahresfrist erledigt 
werden konnte, wie z. B. die Genehmigung einer 
Wasserkraftanlage oder der Bescheid über die An-
erkennung als Saatgut, bei dem mehrjährige Ver-
suche erforderlich sind. 

Zu § 78 

Die Bestimmung hat den Sinn, Vorschriften in an-
deren Bundesgesetzen, die das Einspruchs- oder 
Beschwerdeverfahren regeln, zu beseitigen. Für das 
Landesrecht kann ein Bundesgesetz die gleiche Be-
reinigung nur im Rahmen des verwaltungsgericht-
lichen Vorverfahrens vornehmen, im übrigen aber 
nicht in das Verwaltungsverfahren eingreifen. 

Trotz dieser hinsichtlich des Landesrechts be-
schränkten Bereinigung dieses Rechtsgebiets (siehe 
auch die Ausführungen zu § 70) ist mit dieser 
Vorschrift ein wesentlicher Schritt im Sinne einer 
sachlichen Verwaltungsreform zurückgelegt. Dieser 
Erfolg ist aber nur dann von bleibendem Wert, 
wenn sich auch spätere Bundesgesetze genauestens 
an den Grundsatz des § 78 halten und an keiner 
Stelle auch nur die geringste Ausnahme zulassen. 
Bei den Vorberatungen hat fast jedes Bundesressort 
zunächst Ausnahmen von dem Grundsatz des § 78 
angeregt. Erst eine Gesamtschau hat alle Ressorts 
von dem großen Wert dieser Vorschrift überzeugen 
können. Jede spätere Ausnahme hat zwangsläufig 

zur Folge, daß auch andere Ressorts Ausnahmen 
fordern und damit der bisherige völlig unübersicht-
liche Zustand wiederhergestellt wird. 

Zu § 79 

Diese Vorschrift soll dem Kläger die Entscheidung 
abnehmen, wer Beklagter ist (vgl. dazu die Aus-
führungen zu § 64). Die Frage, welche Körperschaft 
(vgl. § 64) zu verklagen ist, bemißt sich also danach, 
wer den ursprünglichen Verwaltungsakt erlas-
sen hat. 

Zu § 80 

Die Vorschrift des § 45 südd. VGG wird in ver-
besserter Form wiedergegeben. Es ist klargestellt, 
daß Verwaltungsakt und Widerspruchsbescheid für 
das gerichtliche Verfahren nicht selbständig neben-
einander stehen, sondern eine Einheit bilden. Das 
Schwergewicht liegt aber beim ursprünglichen Ver-
waltungsakt, so daß sich die örtliche Zuständigkeit 
nach § 53 Nr. 2 und 3 Satz 1 stets nach dem Sitz 
der Behörde bemißt, die den Verwaltungsakt er-
lassen hat. 

Zu § 81 

Die grundsätzlich aufschiebende Wirkung von 
Widerspruch und Anfechtungsklage entspricht 
rechtsstaatlichen Grundsätzen. Von der aufschieben-
den Wirkung wird jeder Verwaltungsakt erfaßt, 
gleichgültig, ob er eines besonderen Vollzuges be-
darf oder nicht, wenn er nur begrifflich einer auf-
schiebenden Wirkung fähig ist. Der Verwaltungs-
rechtsschutz würde erheblich an Wirksamkeit ein-
büßen, wenn die Behörde es in der Hand hätte, bis 
zur verwaltungsgerichtlichen Entscheidung ihren 
Willen durchzusetzen und damit für einen meist 
nicht unerheblichen Zeitraum vollendete Tatsachen 
zu schaffen. Andererseits ergeben sich im Gemein-
schaftsleben Situationen, in denen mit Rücksicht auf 
die öffentlichen Interessen die Behörden Sofort-
maßnahmen ergreifen müssen, ohne daß eine 
gerichtliche Entscheidung abgewartet werden kann. 
Es mußte also zwischen dem Individualinteresse 
und dem öffentlichen Interesse ein tragbarer Aus-
gleich gefunden werden. 

Wie schon nach den bisherigen Verwaltungs-
gerichtsgesetzen ist daher den Behörden in Ab-
satz 2 die Möglichkeit eingeräumt, die aufschie-
bende Wirkung auszuschließen. Diese Befugnis ist 
aber, soweit ein Vorverfahren stattfindet, nicht der 
Behörde eingeräumt, die den Verwaltungsakt er-
lassen hat, sondern der Behörde, die für den Erlaß 
des Widerspruchsbescheids zuständig ist, also 
grundsätzlich der nächsthöheren Behörde. Es soll 
damit verhindert werden, daß in Überbewertung 
der eigenen Maßnahmen mit dem Erlaß des Ver-
waltungsakts zugleich schablonenmäßig die auf-
schiebende Wirkung ausgeschlossen wird. Freilich 
kann diese Gefahr nicht ganz beseitigt werden, 
weil nach § 74 in vielen Fällen die für den Wider-
spruchsbescheid zuständige Behörde mit derjenigen, 
die den Verwaltungsakt erlassen hat, identisch ist. 
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Nur wenn das öffentliche Interesse am sofortigen 
Vollzug im Einzelfall das Privatinteresse an der 
aufschiebenden Wirkung tatsächlich überwiegt, darf 
die sofortige Vollziehung angeordnet werden. 

Für Abgaben und Kosten ist mit Rücksicht auf die 
Steuergesetzgebung, die eine aufschiebende Wir-
kung nicht kennt, eine aufschiebende Wirkung nicht 
vorgesehen. 

Bei Gefahr im Verzug kann es erforderlich sein, 
Notmaßnahmen zu treffen, die keinerlei Verzöge-
rung zulassen. In Absatz 5 ist daher für ganz eng 
begrenzte Fälle die Befugnis, die aufschiebende 
Wirkung auszuschließen, auch der Behörde gegeben, 
die den Verwaltungsakt erlassen hat. Es handelt 
sich hier nur um einen Unterfall der im Absatz 2 
vorgesehenen Befugnis. 

Um jeden Mißbrauch mit der aufschiebenden Wir-
kung auszuschließen, ist, wie schon bisher, den Be-
troffenen die Möglichkeit gegeben, die Entschei-
dung des Gerichts herbeizuführen. Im Hinblick auf 
entstandene Streitigkeiten war klarzustellen, daß 
dieser Antrag schon vor Erhebung der Anfechtungs-
klage gestellt werden kann und daß das Gericht, 
wenn der Verwaltungsakt bereits vollzogen ist, die 
Rückgängigmachung anordnen kann. Die Wieder-
herstellung der aufschiebenden Wirkung kann, 
wenn Mißbräuche ausgeschlossen werden sollen, 
auch für die Notmaßnahmen des Absatzes 5 nicht 
entbehrt werden. Eine Behinderung der Verwaltung 
ist dadurch nicht zu befürchten, da den Gerichten 
das erforderliche Verständnis für unverschiebbare 
Verwaltungsmaßnahmen wohl zugebilligt werden 
darf. Die Wiederherstellung der aufschiebenden 
Wirkung kann von der Leistung einer Sicherheit 
oder von anderen geeigneten Auflagen abhängig 
gemacht werden, um zu verhindern, daß der Betrof-
fene die spätere Vollziehung des Verwaltungsakts 
durch Gegenmaßnahmen vereitelt. 

Mit Rücksicht auf den vorläufigen Charakter des 
Verfahrens auf Wiederherstellung der aufschieben-
den Wirkung ist gegen diesen Beschluß eine Be-
schwerde nicht zugelassen. Dadurch wird ein un-
erfreuliches und verwirrendes Hin und Her im Voll-
zug vermieden. Sollten sich nachträglich neue Ge-
sichtspunkte ergeben, so kann dies jederzeit dem 
Gericht unterbreitet werden, das dann von sich aus 
die nötige Konsequenz ziehen wird. 

9. ABSCHNITT 

Verfahren vor dem Verwaltungsgericht 

Zu § 82 

Wegen der zwingend vorgeschriebenen schrift-
lichen Rechtsmittelbelehrung, die auch genaue An-
gaben zu enthalten hat, bei welcher Stelle der 
Rechtsbehelf einzulegen ist, kann hier, wo es sich 
um die Einleitung des verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahrens handelt — anders als bei § 72 Abs. 1, wo 
ein einheitliches Verwaltungsverfahren vorliegt —, 
auf eine dem § 49 Abs. 1 Satz 2 südd. VGG und 
§ 53 Abs. 2 VO Nr. 165 entsprechende Bestimmung 

verzichtet werden, daß auch die rechtzeitige Ein-
legung der Klage bei der Behörde, die den Ver-
waltungsakt oder Widerspruchsbescheid erlassen 
hat, die Anfechtungsfrist wahrt. 

Zu § 83 

Die Vorschrift, daß die angefochtene Verfügung 
und der Widerspruchsbescheid in Urschrift oder Ab-
schrift der Klage beigegeben werden sollen, wird 
dem Gericht eine sofortige Prüfung ermöglichen, 
ob etwa mangels Zuständigkeit eine Verweisung 
oder wegen offenbarer Unzulässigkeit oder Un-
begründetheit der Klage ein Vorbescheid am 
Platze ist. 

Zu § 84 

Diese Vorschrift ist dem § 276 ZPO nachgebildet. 

Zu § 85 

Im Anschluß an die in Bayern und Rheinland-
Pfalz geltende Regelung kann die Klage in allen 
Fällen der Unzulässigkeit oder der offenbaren Un-
begründetheit abgewiesen werden, nicht nur wie 
nach den übrigen Verfahrensordnungen in bestimm-
ten Fällen der Unzulässigkeit. Diese Ausdehnung 
ist erforderlich, um den Parteien zur Zeit- und 
Kostenersparnis möglichst bald Klarheit zu geben 
sowie um die Gerichte vor einer Überflutung mit 
von vornherein aussichtslosen Prozessen zu schüt-
zen. Selbstverständlich müssen an die Unzulässig-
keit oder an die „offenbare" Unbegründetheit 
strenge Maßstäbe angelegt werden. Daher ist auch 
nicht wie in der VO Nr. 165 und nach dem VGG 
von Rheinland-Pfalz der Vorsitzende allein zum 
Erlaß des Vorbescheides ermächtigt. Weiter ist der 
Vorbescheid nur bis zur Anberaumung der münd-
lichen Verhandlung zugelassen, da anzunehmen ist, 
daß dann, wenn Termin zur mündlichen Verhand-
lung bereits angesetzt ist, die Unzulässigkeit oder 
die Unbegründetheit dem Gericht doch nicht so 
„offenbar" erscheint, wie es der Vorbescheid vor-
aussetzt. 

Der Vorbescheid ist bei allen Klagearten zulässig. 

Zu § 86 

Im Falle des Erlasses eines Vorbescheides bedarf 
es der Klagezustellung nicht. 

Zu § 87 

Hier werden im Verwaltungsgerichtsprozeß seit 
jeher bewährte allgemeine Verfahrensgrundsätze 
wiedergegeben. 

Zu § 88 

Neben bewährten Grundsätzen zur Beschleunigung 
des Verfahrens sind hier Erfahrungen verwertet, 
die bei Vergleichen im Verwaltungsgerichtsprozeß 
und aus der Tätigkeit des Einzelrichters im Zivil-
prozeß gemacht worden sind. Es kann den Betei-
ligten insbesondere erspart bleiben, zum Vergleich 
vor dem Kollegium des Gerichts erscheinen zu 
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müssen. Es ist auch zweckmäßig, ausdrücklich auf 
die in § 272 b ZPO niedergelegten Grundsätze zu 
verweisen. 

Zu § 89 

Diese Bestimmung, die dem § 308 ZPO nachgebildet 
ist, ist wörtlich aus § 74 der VO Nr. 165 über-
nommen. 

Wenn der Verwaltungsgerichtsprozeß auch von der 
Offizialmaxime beherrscht wird, so ist es doch ge-
boten, die Gerichtstätigkeit im Rahmen der Anträge 
der Beteiligten zu halten. Es ist nicht Aufgabe der 
Verwaltungsgerichte, staatsanwaltschaftliche Funk-
tion zu übernehmen, sondern die Verwaltungstätig-
keit in dem Rahmen zu überprüfen, in dem sich die 
Beteiligten beschwert fühlen. So wie es Sache der 
Beteiligten ist, das verwaltungsgerichtliche Verfah-
ren überhaupt in Gang zu bringen, so ist es auch 
ihre Sache, den Umfang des Verfahrens abzustek-
ken. Dieser Grundsatz wurde in der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit, auch soweit er nicht ausdrücklich 
festgelegt war, schon bisher anerkannt. 

Zu § 90 

Absatz i entspricht wörtlich dem § 33 Abs. 1 ZPO. 
Der in der ZPO herrschende Streit, ob der rechtliche 
Zusammenhang Zulässigkeitsvoraussetzung der 
Widerklage überhaupt oder nur Voraussetzung des 
besonderen Gerichtsstandes ist, ist durch die Stel-
lung der Vorschrift im 9. Abschnitt zugunsten der 
ersten Auffassung entschieden. 

Der Anfechtungs- und der Verpflichtungsklage, die 
ein Subordinationsverhältnis voraussetzen, ist die 
Widerklage nicht wesensgemäß. 

Zu § 91 

Der § 263 ZPO wird inhaltlich übernommen. Die 
hier enthaltenen Grundsätze sind in der Verwal-
tungsgerichtsbarkeit seit jeher anerkannt. 

Zu § 92 

Ebenso wie nach § 95 südd. VGG und § 67 VO 
Nr. 165 ist die Klageänderung nur zulässig, wenn 
die übrigen Beteiligten einwilligen oder das Ge-
richt sie für sachdienlich hält. 

Die Frage, ob eine Klageänderung überhaupt vor-
liegt, bemißt sich nach § 268 ZPO. Absatz 3 ent-
spricht dem § 270 ZPO. 

Zu § 93 

Für die einseitige Klagerücknahme ist die 
Stellung der Anträge als äußerster Zeitpunkt fest-
gelegt. Die VO Nr. 165 kannte eine derartige Be-
grenzung überhaupt nicht, während das südd. VGG 
auf den Beginn der mündlichen Verhandlung und 
die ZPO auf den Beginn der mündlichen Verhand-
lung des Beklagten zur Hauptsache abstellen. Eine 
Begrenzung ist erforderlich; hat der Beklagte zur 
Sache bereits verhandelt, so soll er es auch in der 
Hand haben, eine Entscheidung zu erzwingen. Der 

Kläger darf sich, wenn der Verlauf der Verhand-
lung seine Unterlegenheit bereits deutlich erken-
nen läßt, nicht mehr ohne Einwilligung des Beklag-
ten dem abweisenden Urteil entziehen können. Die 
bisherigen Endtermine sind in der Praxis häufig 
nur mit Schwierigkeiten festzustellen. Im Entwurf 
ist daher auf den Zeitpunkt der Stellung der An-
träge abgestellt, da dieser in der Regel leicht ermit-
telt werden kann. Die einseitige Rücknahme der 
Klage wird erst ausgeschlossen, wenn auch der Be-
klagte Anträge gestellt hat. Das Erfordernis der 
Einwilligung des VöI ist auf dessen besondere 
Funktion zurückzuführen. Darauf, daß er selbst An-
träge gestellt hat, kommt es nicht an. 

Zu § 94 

Diese Vorschrift über Verbindung von Verfahren 
dient der Prozeßökonomie. Sie entspricht dem § 93 
südd. VGG. 

Zu § 95 

Der Rechtsgedanke des § 148 ZPO ist übernommen. 
Die Aussetzung, das Ruhen und die Unterbrechung 
des Verfahrens regeln sich in entsprechender An-
wendung der Vorschriften der ZPO. 

Zu § 96 

Die Befugnis, das persönliche Erscheinen der Betei-
ligten anzuordnen, entspricht der prozessualen Mit-
wirkungspflicht der Beteiligten, vor allem aber auch 
der Inquisitionsmaxime. Daher ist es den Beteilig-
ten auch nicht wie in § 141 ZPO freigestellt, einen 
Vertreter zu entsenden. Darauf, ob ein Beteiligter 
sich am Verfahren tatsächlich beteiligen will, 
kommt es nicht an. Die Vorschrift entspricht dem 
§ 67 südd. VGG. 

Zu §§ 97 bis 99 

Es werden ausschließlich bewährte und selbstver-
ständliche Verfahrensgrundsätze wiedergegeben. Im 
einzelnen kann auf die ZPO verwiesen werden. 

Zu § 100 

Das öffentliche Interesse an der Wahrheitsfindung 
durch das Gericht und das an der Geheimhaltung 
bestimmter Tatsachen, insbesondere aus Gründen 
der Staatssicherheit, können kollidieren. Die ge-
legentlich erhobene Forderung, die Entscheidung 
über das Erfordernis der Geheimhaltung den Ge-
richten zu übertragen, wird der Problematik der 
Geheimhaltung nicht gerecht. Einmal kann es Dinge 
geben, die selbst dem Gericht nicht unterbreitet 
werden können, zum andern handelt es sich oft um 
politische Entscheidungen. Es mußte daher die Ent-
scheidung über die Notwendigkeit einer Geheim-
haltung den Behörden übertragen werden. Um 
jedoch Mißbräuche nach Möglichkeit auszuschalten, 
ist die Entscheidung der obersten Aufsichtsbehörde 
herbeizuführen. Um Interessenkollisionen zu ver-
meiden, ist — ebenso wie in § 41 Abs. 2 des Ge

-

setzes über das Bundesverwaltungsgericht — eine 
Kabinettsentscheidung gefordert, wenn es sich um 
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eigene Akten usw. der obersten Bundes- oder Lan-
desbehörde handelt. Im Anschluß an die bayerische 
Regelung erfahren die dem Gericht vorgelegten 
Behördenakten jedoch so lange keine Sonderbe-
handlung, als dies von den Behörden nicht aus-
drücklich beantragt wird. Sie können also, ohne daß 
eine besondere Zustimmung der Behörde einge-
fordert werden muß, den Beteiligten zur Einsicht 
überlassen werden. 

Soweit Akten dem Gericht nicht vorgelegt werden 
oder den Parteien Einsicht nicht gewährt wird, 
können sie nicht zum Gegenstand der Entscheidung 
gemacht werden (vgl. § 109 Abs. 2). 

Für die Vernehmung von Personen, die im öffent-
lichen Dienst stehen oder standen, soll nicht von 
dem Grundsatz des § 376 ZPO abgewichen werden. 

Zu § 101 

Diese Vorschrift über die Einsicht in Prozeßakten 
entspricht § 20 des Gesetzes über das Bundesver-
fassungsgericht und § 44 des Gesetzes über das 
Bundesverwaltungsgericht. § 299 ZPO ist ebenfalls 
zu berücksichtigen, hier aber klarzustellen, daß alle 
Akten, die dem Gericht vorliegen, auch für die Be-
teiligten offen sind. 

Zu § 102 

Diese Vorschrift entspricht dem § 32 VO Nr. 165. 
Eine Entscheidung ohne mündliche Verhandlung auf 
Grund stillschweigenden Verzichts entsprechend 
dem § 62 Abs. 2 bayer. VGG ist nicht vorgesehen, 
da dieser Regelung in der Praxis keine Bedeutung 
beikommt. 

Zu § 103 

Entsprechend der Regelung des § 262 Abs. 1 ZPO 
ist eine Einlassungsfrist vorgeschrieben, um den 
Beteiligten eine ausreichende Vorbereitung für die 
mündliche Verhandlung zu sichern. Für besonders 
dringende Fälle mußte aber eine Verkürzung der 
Frist vorgesehen werden. 

Absatz 2 entspricht den bisherigen Regelungen. 
Die Beteiligten können durch ihr Fernbleiben nicht 
das Ruhen des Verfahrens herbeiführen; anderer-
seits ist auch ein Versäumnisverfahren nicht mög-
lich, da dies mit der Inquisitionsmaxime unverein-
bar wäre. 

Zu §§ 104 bis 106 

Es werden bewährte allgemein gültige Verfahrens-
grundsätze wiedergegeben. 

Zu § 107 

Diese Vorschrift entspricht den §§ 99 südd. VGG 
und 68 VO Nr. 165. Die Zulässigkeit des Prozeß-
vergleichs bedeutet an sich eine Durchbrechung des 
Offizialprinzips. Soweit die Beteiligten über den 
Streitgegenstand verfügen können, kann jedoch aus 
prozeßökonomischen wie auch aus psychologischen 
Gründen darauf nicht verzichtet werden. 

10. ABSCHNITT 

Urteile und andere Entscheidungen 

Zu §§ 108 und 109 

Es werden selbstverständliche Verfahrensgrund

-

sätze wiedergegeben. Die Regelung entspricht im 
wesentlichen den §§ 78 VGG und 71, 72 VO Nr. 165. 

Wie in der ZPO kann das Urteil Sach- oder Pro-
zeßurteil sein. Vom Inhalt her betrachtet sind 
Leistungs-(Verpflichtungs-), Gestaltungs- und Fest-
stellungsurteile, von der Prozeßlage aus End-, Zwi-
schen- und Vorbehaltsurteile zu unterscheiden. Mit 
der besonderen Erwähnung eines Falles des Zwi-
schenurteils in § 110 soll die Zulässigkeit anderer 
Zwischenurteile nicht ausgeschlossen werden. Eben-
sowenig soll durch die Nichterwähnung die Unzu-
lässigkeit etwa der Vorbehaltsurteile zum Ausdruck 
gebracht werden. Inwieweit diese Möglichkeiten des 
Zivilprozesses für den Verwaltungsgerichtsprozeß 
übernommen werden können, ist vielmehr der Ent-
scheidung durch die Rechtsprechung überlassen. 
Gleiches gilt für das Verzichts- und Anerkenntnis-
urteil, soweit diese nicht aus dem materiellen 
Grunde der mangelnden Verfügungsmacht über den 
Streitgegenstand an sich unmöglich sind. 

Zu § 110 

Der besonderen Erwähnung des Zwischenurteils 
über die Zulässigkeit der Klage bedarf es, weil die 
entsprechende Klage des § 275 ZPO auf die p ro

-zeßhindernden Einreden des § 274 ZPO beschränkt 
ist. Diese Beschränkung ist schon für den Zivilpro-
zeß als unbegründet empfunden worden. Im Ver-
waltungsgerichtsprozeß ist es aber vor allem für die 
Anfechtungs- und Verpflichtungsklage erforderlich, 
die Zulässigkeit des Zwischenurteils auf sämtliche 
Klagevoraussetzungen, insbesondere auf die Frist-
wahrung, auszudehnen. 

Zu § 111 
Das Teilurteil ist besonders für die Leistungsklage 
von Bedeutung; es ist ausdrücklich erwähnt, um 
jeden Zweifel an der Zulässigkeit auszuschließen. 

Zu 112 
Da bei Leistungsklagen ein besonderes Bedürfnis 
nach einer Vorabentscheidung im Sinne von § 304 
ZPO vorliegen kann, ist hier eine entsprechende 
Bestimmung aufgenommen. 

Zu § 113 
Diese Vorschrift entspricht dem § 309 ZPO. Die dem 
Urteil zugrunde liegende Verhandlung ist die letzte 
mündliche Verhandlung. Bei Richterwechsel zwi-
schen Schlußverhandlung und Beschlußfassung ist 
die mündliche Verhandlung zu wiederholen. Dies 
kann dadurch vermieden werden, daß bei Verhand-
lungen von längerer Dauer in entsprechender An-
wendung des § 192 GVG Ergänzungsrichter bei-
gezogen werden, die im Falle der Verhinderung 
eines Richters für ihn eintreten. Im schriftlichen 
Verfahren fehlt eine Schlußverhandlung; Gleichheit 
der Richter ist daher nicht erforderlich. 
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Zu 114 

Die Vorschriften über die Tenorierung des Urteils 
sind eingehend durchgeformt und über die An-
fechtungsklage hinaus auf die Verpflichtungsklage 
ausgedehnt worden. Es soll jedoch der Urteilstenor 
hier keineswegs starr festgelegt werden; er kann 
vielmehr den Besonderheiten des jeweiligen Falles 
angepaßt werden. 

Der Ausspruch des Leistungs- und Feststellungs-
urteils ist nicht besonders geregelt, da er sich aus 
der Natur der Klage ergibt. 

Absatz 1 (Sätze 1 und 3) entspricht inhaltlich den 
§§ 75 Abs. 1 VO Nr. 165 und 79 Abs. 1 bayer. und 
hess. VGG. In Satz 1 ist — wie bei der Begründung 
zu § 41 näher ausgeführt wurde — klargestellt, daß 
das Gericht nur die Rechtsmäßigkeit des Verwal-
tungsakts, nicht aber die Zweckmäßigkeit, Unbillig-
keit oder Angemessenheit nachzuprüfen hat. 

Im Falle der Erledigung der Hauptsache ist im An-
schluß an die VO Nr. 165 der neutrale Ausdruck 
„rechtswidrig" statt des im südd. VGG verwandten 
Ausdrucks „unzulässig" gewählt. 

Im Sinne einer stärkeren Ausgestaltung des Rechts-
schutzes liegt es, daß die Behörde, die einen Ver-
waltungsakt bereits vollzogen hat, im Urteil, das 
die Aufhebung dieses Verwaltungsakts ausspricht, 
zugleich verpflichtet werden kann, den Vollzug 
rückgängig zu machen. Hierdurch wird jedoch nur 
eine prozessuale Möglichkeit geschaffen, nicht aber 
soll der in Theorie und Rechtsprechung herrschende 
Streit, inwieweit die Behörde im Einzelfall ma-
teriell berechtigt ist, einen derartigen Vollzug rück-
gängig zu machen, entschieden werden. Bei dem 
Antrag, die Behörde zur Rückgängigmachung zu 
verurteilen, handelt es sich sachlich um eine Ver-
pflichtungsklage, die sich an die Anfechtungsklage 
anzuschließen hätte, da erst mit der Rechtskraft 
des stattgebenden Anfechtungsurteils der Anspruch 
auf Rückgängigmachung des Vollzugs entsteht; aus 
prozeßökonomischen Gründen soll hierüber aber 
bereits im Rahmen des Anfechtungsprozesses mit-
entschieden werden. 

Absatz 2 entspricht dem § 79 Abs. 2 VGG. Es han-
delt sich hierbei um eine Ausnahme von dem 
Grundsatz, daß Urteile in Anfechtungssachen nur 
kassatorischer Art sind. Aus prozeßökonomischen 
Gründen soll das Gericht in diesen Fällen den Ver-
waltungsakt ändern können. Anders als in § 75 
Abs. 2 VO Nr. 165 ist die Änderung nicht nur auf 
die Minderung der Leistung oder Feststellung be-
schränkt, sondern wie schon nach dem VGG kann 
schechthin die Leistung in anderer Höhe festgelegt 
und die Feststellung durch eine solche anderer Art 
ersetzt werden. Dies erscheint zweckmäßig, um die 
endgültige Bereinigung eines einmal aufgerollten 
Streitfalles zu ermöglichen. Absatz 2 hat nicht den 
Sinn, das Verwaltungsermessen durch verwaltungs-
gerichtliches Ermessen zu ersetzen. Auf eine Lei-
stung in anderer Höhe oder eine Feststellung an-
derer Art kann daher nur erkannt werden, soweit 
der Verwaltungsakt fehlerhaft ist, nicht schon wenn 
das Gericht von mehreren möglichen Entscheidun-
gen eine andere für die bessere hält. 

Absatz 3 ist seinem Wesen nach ein Unterfall des 
Absatzes 1 Satz 2. Gedacht ist hier an die Fälle, daß 
sich aus der Aufhebung des Verwaltungsakts ma-
teriellrechtlich unmittelbar ein Anspruch gegen die 
Behörde ergibt. 
Absatz 4 entspricht den Absätzen 3 und 5 des § 79 
VGG. Wie in Absatz 1 Satz 1 wird auch hier die 
Nachprüfung auf die Rechtmäßigkeit beschränkt. 

Absatz 5 entspricht § 36 südd. VGG und dem Ab-
satz 3 VO Nr. 165. Über die Erwähnung an dieser 
Stelle vgl. § 41. 

Zu § 115 

Absatz 1 lehnt sich eng an § 310 Abs. 1 ZPO an, läßt 
aber eine dem praktischen Bedürfnis besser ent-
sprechende zweiwöchige Frist bis zur Verkündung 
zu. Wie in § 30 des Gesetzes über das Bundesver-
fassungsgericht ist jedes Urteil den Beteiligten zu-
zustellen (vgl. auch § 48 des Gesetzes über das 
BVwG). 

Absatz 2 läßt auch eine Zustellung statt der Ver-
kündung zu. Damit soll der prozessuale Leerlauf 
vermieden werden, der sich dann ergibt, wenn die 
Verkündung nicht im Anschluß an die letzte münd-
liche Verhandlung, sondern in einem späteren Ter-
min erfolgt, da erfahrungsgemäß die Parteien hier-
bei gar nicht anwesend sind. 

Zu § 116 

Im Anschluß an die Regelung im Zivil- und Straf-
prozeß ist bestimmt, daß die Urteile im Namen des 
Volkes zu ergehen haben. Im übrigen folgt die Vor-
schrift im wesentlichen dem § 77 VO Nr. 165, der 
seinerseits weitgehend mit § 313 ZPO überein-
stimmt. Eine Bezugnahme auf Schriftsatz und Nie-
derschrift bei der Darstellung des Sachverhalts ist 
in entsprechender Anwendung des § 313 Abs. 2 ZPO 
zulässig, doch soll von dieser Möglichkeit im Inter-
esse der besseren Verständlichkeit für die nicht 
juristisch vorgebildeten Parteien nur sparsam Ge-
brauch gemacht werden. Das Urteil ist auch im Falle 
der Verkündung (es handelt sich in § 115 Abs. 1 
Satz 2 um einen ausdrücklich vorgeschriebenen Fall 
im Sinne des § 59 Abs. i zweiter Halbsatz) zuzu-
stellen, und zwar anders als nach § 317 Abs. 2 ZPO 
mit Sachverhalt und Entscheidungsgründen. Erst mit 
der Zustellung beginnt die Berufungsfrist zu laufen 
(§ 123 Abs. 2). 

Zu § 117 

Diese Vorschrift ist dem § 319 Abs. 1 und 2 ZPO 
nachgebildet. Zum Unterschied von § 319 Abs. 3 
ZPO ist auch gegen den Beschluß, der einen An-
trag auf Berichtigung zurückweist, die Beschwerde 
zugelassen. 

Zu § 118 

Die Berichtigung des Tatbestandes ist dem § 320 
Abs. 1 bis 4 ZPO nachgebildet. 

Zu § 119 

Die Urteilsergänzung ist in Anlehnung an § 321 
ZPO geregelt. 
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Zu 120 

Diese Vorschrift entspricht dem § 84 VGG; sie be-
faßt sich nur mit der materiellen Rechtskraft. Die 
formelle Rechtskraft, die die notwendige Voraus-
setzung für die materielle Rechtskraft darstellt, er-
gibt sich aus allgemeinen Grundsätzen. Danach ist 
formell rechtskräftig eine Entscheidung, die ihrer 
Natur nach selbständig anfechtbar, im Einzelfall 
aber einem Rechtsmittel nicht mehr zugänglich ist. 

Die Lehre von der materiellen Rechtskraft ist im 
Zivilprozeß erarbeitet worden. Die dort gewonnenen 
Grundsätze können im wesentlichen auf den Ver-
waltungsgerichtsprozeß übertragen werden. Soweit 
sich für den Anfechtungs-(Verpflichtungs-)Prozeß Be-
sonderheiten ergeben, ist es der Rechtsprechung und 
Rechtslehre zu überlassen, hierfür feste Grundsätze 
herauszuarbeiten und bereits gewonnene Grund-
sätze zu festigen und auszubauen. Auch im Ver-
waltungsgerichtsprozeß wirkt die Rechtskraft grund-
sätzlich nur zwischen den Parteien. Lediglich dem 
Gestaltungsurteil kommt seiner Natur nach Wir-
kung gegenüber jedermann zu. 

Die §§ 322, 323, 325 bis 327 ZPO sind, wie dies 
schon in § 100 VGG ausgesprochen war, für den 
Verwaltungsgerichtsprozeß entsprechend anwendbar. 

Zu 121 

Diese Vorschrift lehnt sich an § 81 VO Nr. 165 an. 
Es erschien jedoch geboten, Beschlüsse, die das 
Armenrecht verweigern, und Beschlüsse, die über 
die Aussetzung der Vollziehung entscheiden (gleich-
gültig, ob ausgesetzt wird oder nicht), wegen der 
Bedeutung, die sie für die Beteiligten haben, dem 
Begründungszwang zu unterwerfen ohne Rücksicht 
darauf, ob sie im Einzelfall mit einem Rechtsmittel 
angefochten werden können oder nicht. 

11. ABSCHNITT 

Einstweilige Anordnung 

Zu § 122 

Die bisherigen Verwaltungsgerichtsordnungen ha-
ben die einstweilige Verfügung nicht erwähnt; es 
war daher äußerst strittig, ob sie in entsprechen-
der Anwendung der ZPO im Verwaltungsgerichts-
prozeß zuzulassen war. Diese in der Praxis eminent 
wichtige Frage mußte geklärt werden. 

Die einstweilige Verfügung ist auch im Verwal-
tungsgerichtsprozeß unentbehrlich. Insbesondere in 
den sogenannten Parteistreitigkeiten, die sowohl in 
materieller wie prozessualer Hinsicht den Zivil-
streitigkeiten häufig ähnlich gelagert sind, kann auf 
die einstweilige Verfügung nicht verzichtet werden, 
wenn nicht in manchen Fällen die Verwirklichung 
des Rechts überhaupt vereitelt werden soll. Ebenso 
wie im Zivilrecht können auch auf dem Gebiete des 
öffentlichen Rechts Anordnungen zur Regelung 
eines einstweiligen Zustandes erforderlich werden. 
Aber auch im Rahmen eines Subordinationsverhält-
nisses kann sich eine vorläufige Regelung durch 

einstweilige Verfügung als notwendig erweisen. Für 
die Anfechtungssachen freilich, die ihrer Natur nach 
nur eine kassatorische Entscheidung bedingen, wird 
die Funktion der einstweiligen Verfügung von der 
Regelung des § 81 übernommen. Ergeht ein be-
schwerender Verwaltungsakt, so wird er durch die 
Einlegung des Widerspruchs oder der Anfechtungs-
klage wegen der damit verbundenen aufschiebenden 
Wirkung ipso jure einstweilen ausgesetzt. Dieser 
Schutz ist stärker als der der einstweiligen Ver-
fügung, weil hier ein Tätigwerden einer Instanz 
gar nicht mehr abgewartet zu werden braucht. Für 
den Fall aber, daß von der Behörde die aufschie-
bende Wirkung beseitigt wird, ist ein besonderes 
Verfahren im § 81 bereits vorgesehen. Die pro-
zessuale Lage ist dabei für den Betroffenen gün-
stiger als im Verfahren über die einstweilige Ver-
fügung; denn obgleich der Verwaltungsgerichts-
prozeß wegen der Inquisitionsmaxime eine Beweis-
last als solche nicht kennt, wirkt es sich doch tat-
sächlich zuungunsten dessen aus, der eine ihm 
günstige Entscheidung beantragt, wenn es ihm nicht 
gelingt, eine beim Gericht bestehende Ungewißheit 
über die Berichtigung des Anspruches auszuräumen. 
Dieser Nachteil trifft bei der einstweiligen Ver-
fügung den Antragsteller. In einem Verfahren nach 
§ 81 Abs. 3 kehrt sich dieses Verhältnis aber zu-
ungunsten der Behörde um, denn hier nimmt die 
Behörde für sich einen Ausnahmetatbestand in 
Anspruch. 

Eine einstweilige Verfügung ist auch für die An-
fechtungssachen nicht erforderlich, die einer auf-
schiebenden Wirkung begrifflich nicht fähig sind, 
insbesondere also für die Fälle, in denen eine bean-
tragte Erlaubnis abgelehnt wird. Die Anfechtungs-
klage geht hier nur auf die Beseitigung der Ab-
lehnung, also auf die Herstellung des vor der 
behördlichen Entscheidung bestehenden Zustandes. 
Man könnte sagen, daß das Anfechtungsurteil neu-
tralisiert. Das darüber hinausgehende Ziel des An-
tragsteilers, nämlich die tatsächliche Erlangung der 
Erlaubnis, wird nicht mit der Anfechtungs-, sondern 
mit der Verpflichtungsklage verfolgt. 

Für die Verpflichtungsklage tritt dagegen wieder-
um das Bedürfnis nach einstweiliger Verfügung auf. 
Denn wie bei Parteistreitigkeiten hat auch mancher 
Anspruch auf ein Tätigwerden der Behörden nur 
dann Wert, wenn er alsbald, und sei es auch nur 
einstweilen, realisiert werden kann. Es ist eine un-
mittelbare Forderung des Rechtsschutzes, daß eine 
Möglichkeit der Realisierung für diese eiligen Fälle 
auch tatsächlich geboten wird. Eine Rechtsordnung, 
die diese Möglichkeit nicht bietet, gewährt eben 
nur unvollkommenen Rechtsschutz. Dies verbietet 
aber schon Artikel 19 Abs. 4 GG, der eine Rechts-
verletzung durch Untätigbleiben der öffentlichen 
Gewalt mitumfaßt. 

Bezüglich der Voraussetzungen des Verfahrens der 
einstweiligen Verfügung konnte weitgehend auf die 
ZPO Bezug genommen werden. Der Ausdruck 
„einstweilige Anordnung" wurde als der öffentlich-
rechtlichen Terminologie besser entsprechend ge-
wählt. 
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TEIL III 

Rechtsmittel und Wiederaufnahme 
des Verfahrens 

12. ABSCHNITT 

Berufung 

Zu § 123 

Im wesentlichen ist für die Berufung die bisherige 
Regelung des VGG und der VO Nr. 165 über-
nommen. Der gelegentlich erhobenen Forderung, 
zur Entlastung der Oberverwaltungsgerichte eine 
Berufungssumme, wie sie auch das südd. VGG 
kennt, vorzuschreiben, wurde nicht entsprochen, 
weil sie dem nichtvermögensrechtlichen Charakter 
der Masse der öffentlich-rechtlichen Klagen nicht 
gerecht wird. Selbst in den Fällen, in denen eine 
Geldleistung in Frage steht, liegt häufig der Schwer-
punkt des Interesses gleichwohl nicht auf vermö-
gensrechtlichem Gebiet (so etwa bei Geldstrafen). 
Für Fälle besonderen Arbeitsanfalls gibt aber 
§ 130 die Möglichkeit, eine Berufungssumme vor-
zuschreiben. 

Eine gewisse Entlastung der Berufungsgerichte 
wird dadurch erreicht, daß die Berufung allein 
wegen des Kostenpunktes allgemein ausgeschlossen 
wird. Dies ist tragbar, weil in diesen Fällen nur 
mehr vermögensrechtliche Interessen berührt wer-
den, und weil die Kosten im verwaltungsgericht-
lichen Verfahren sich erfahrungsgemäß in durchaus 
tragbaren Grenzen halten. 

In Absatz 2 Satz 2 ist ebenso wie in § 72 Abs. 1 
Satz 2 und in § 143 Abs. 2 vorgesehen, daß die 
Rechtsmittelfrist auch gewahrt wird, wenn das 
Rechtsmittel bei einer anderen als der an sich zur 
Entgegennahme zuständigen Stelle eingelegt wird. 

Zu § 125 

Die Zurücknahme der Berufung ist entsprechend der 
Klagerücknahme nach § 93 geregelt. 

Zu § 126 

Diese Regelung entspricht im wesentlichen dem 
§ 86 der VO Nr. 165, der seinerseits inhaltlich mit 
§ 108 VGG übereinstimmt. 

Zu § 127 

Satz 1 entspricht dem § 113 VGG. Es wird der an 
sich selbstverständliche Grundsatz zum Ausdruck 
gebracht, daß im Berufungsverfahren das Streit-
verhältnis in tatsächlicher wie rechtlicher Hinsicht 
in vollem Umfang erneut geprüft wird. Die Nach-
prüfung ist aber nach § 128 auf den Rahmen der 
Berufungsanträge beschränkt. 

Satz 2 entspricht den §§ 110 Satz 1 VGG und 88 
Satz 1 VO Nr. 165. Die in den §§ 110 Satz 2 VGG 

und 88 Satz 2 VO Nr. 165 ausgesprochene Kosten-
folge bei verspätetem Vorbringen ergibt sich be-
reits aus § 152 Abs. 4. 

Zu § 128 

Wie in § 89 ist auch hier die Offizialmaxime zu-
gunsten der Parteiherrschaft durchbrochen. 

Zu § 129 

Absatz 1 deckt sich mit § 90 Abs. 1 VO Nr. 165, 
der inhaltlich wiederum mit § 114 VGG überein-
stimmt. 

Absatz 2 entspricht inhaltlich dem § 90 Abs. 2 VO 
Nr. 165. Damit ist die früher im Verwaltungs-
gerichtsprozeß strittige Frage, ob das Gericht erster 
Instanz an die Rechtsauffassung des Berufungsge-
richts gebunden ist, geklärt. Das VGG hatte die 
Frage nicht entschieden, unter seiner Geltung war 
dies aber gleichwohl bereits anerkannt. 

Zu § 130 

Es erschien angebracht, für besondere Fälle die 
Möglichkeit einer Beschränkung der Berufung offen-
zuhalten. Dabei ist vor allem daran gedacht, daß 
auf Grund der wirtschaftlichen, sozialen oder poli-
tischen Lage auf einzelnen Rechtsgebieten eine Viel-
zahl im wesentlichen gleichgelagerter Streitigkeiten 
zu erwarten ist. Unter „Gesetz" ist sowohl Bundes

-

als auch Landesrecht zu verstehen. Allerdings sind 
dem Landesgesetzgeber nur die landesrechtlich zu 
ordnenden Rechtsgebiete verblieben. Für das Bun-
desrecht kommt dieser Ermächtigung wegen des 
Grundsatzes „lex posterior derogat priori" nur 
deklaratorische Bedeutung bei. 

Soweit die Berufung von einer besonderen Zu-
lassung abhängig gemacht wird, sind für die so-
genannte Nichtzulassungsbeschwerde die gleichen 
Grundsätze wie für die Revisionen in § 131 Abs. 3 
bis 5 aufgestellt worden. 

Im Zusammenhang hiermit steht ein gleichzeitig 
vorgelegter Gesetzentwurf über die Beschränkung 
der Berufung im verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahren. Dieser Entwurf ist von der VwGO getrennt 
worden, weil er der augenblicklichen Lage angepaßt 
und in viel stärkerem Umfange als die VwGO zeit-
bedingt ist. 

13. ABSCHNITT 

Revision 

Zu § 131 

Absatz 1 

Die Vorschriften über die Revision sind wörtlich 
aus dem Gesetz über das BVwG übernommen wor-
den. Dementsprechend wird hier auch im wesent-
lichen die dort gegebene Begründung wiederholt. 
Die Zulassung der Revision durch den Vorderrich-
ter dient der Entlastung des Bundesverwaltungs-
gerichts von Bagatellsachen. 
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Absatz 2 

Der Vorderrichter hat die Revision nach bestimm-
ten Vorschriften zuzulassen, 
a) wenn die Klärung einer grundsätzlichen Rechts-

frage zu erwarten ist, 

b) wenn der Bund, vertreten durch oberste Bundes-
behörden, oberste Landesbehörden als Auftrags-
verwaltung des Bundes, Bundesoberbehörden 
oder entsprechende andere Bundesstellen betei-
ligt sind, oder 

c) wenn das Urteil von der Entscheidung des 
BVwG oder eines OVG abweicht. 

Durch diese Abgrenzung der Zulassungsvorausset-
zungen wird die Möglichkeit eröffnet, eine einheit-
liche Rechtsanwendung auf den wichtigsten Gebie-
ten des Verwaltungsrechts zu fördern. 

Absätze 3 bis 5 

Die Nichtzulassungsbeschwerde dient dazu, eine 
einheitliche Handhabung der Zulassung zu er-
reichen. 

Zu § 132 

Da ein Verstoß gegen Verfahrensvorschriften — ins-
besondere gegen die im Absatz 2 aufgezählten —
seinem Wesen nach für eine Zulassung der Revi-
sion ungeeignet ist, mußte hier — ebenso wie bei 
der Sprungsrevision, die der Beschleunigung des 
Verfahrens dienen soll — von dem Zulassungs-
zwang abgesehen werden. 
Die aufgeführten Verfahrensmängel entsprechen 
der Aufzählung in § 551 ZPO, jedoch ist Nummer 3 
dem Wesen des Verwaltungsgerichtsprozesses ent-
sprechend eingefügt worden. 

Zu § 133 
Entsprechend § 566 a ZPO schafft der Entwurf in 
§ 49 Nr. 2 und § 133 die Möglichkeit der Sprung-
revision, wenn es sich um Fälle handelt, in denen 
stets eine Revision zuzulassen ist. Die Vorschrift 
dient der Abkürzung des Instanzenweges. Auf Ver-
fahrensmängel kann die Sprungrevision nicht ge-
stützt werden (siehe die Nichterwähnung von § 49 
Nr. 2 in § 134 Abs. 1). 
Falls die Sache nach Ansicht des Revisionsgerichts 
nicht spruchreif ist, kann sie auch an das sonst als 
Berufungsgericht in Frage kommende Verwaltungs-
gericht zur Behandlung im Berufungsverfahren zu-
rückverwiesen werden (§ 140 Abs. 5). 

Zu § 134 

Durch Bundesgesetz kann Revision nur bei Ver-
letzung von Bundesrecht vorgesehen werden. Bei 
der behaupteten Verletzung von Landesrecht ist 
eine Revision nur zulässig, wenn ein entsprechen-
des Landesgesetz die Entscheidung dem Bundesver-
waltungsgericht zugewiesen hat (GG Artikel 99 
zweiter Halbsatz). 
Die Verletzung von Verfahrensvorschriften ist wie 
bei allen echten Revisionsverfahren dann Revisions-
grund, wenn es sich um einen wesentlichen Ver-
fahrensmangel handelt. Werden ausschließlich 

solche Verfahrensmängel gerügt, dann ist die Re-
vision nach § 132 Abs. 1 ohne Zulassung gegeben. 
Werden Verfahrensmängel im Zusammenhang mit 
anderen Rechtsverletzungen geltend gemacht, so ist 
die Revision nur bei Zulassung oder nach erfolg-
reich erhobener Nichtzulassungsbeschwerde möglich. 

Als Revisionsgericht ist das Bundesverwaltungs-
gericht — abgesehen von geltend gemachten Ver-
fahrensmängeln — nicht in der Lage, eine Tat-
sachenprüfung vorzunehmen. 

Obgleich das BVwG nicht an die geltend gemachten 
Revisionsgründe gebunden ist, muß es sich doch 
nach § 137 in Verbindung mit § 128 an die gestell-
ten Anträge halten. 

Zu § 135 

Die Einlegung der Revision und der Nichtzulas-
sungsbeschwerde hemmt die Rechtskraft des an-
gefochtenen Urteils. Der Entwurf verlangt daher, 
daß die Rechtsbehelfe beim Vorderrichter einzu-
legen sind. Die Rechtsförmlichkeit des Revisions-
verfahrens schließt es aus, daß — wie in § 123 
Abs. 1 Satz 2 — Fristwahrung bei der Einlegung 
des  Rechtsmittels beim BVwG zugelassen wird. 

Zu § 136 

Die Vorschriften über die Möglichkeit zur Zurück-
nahme der Revision entsprechen den üblichen Re-
geln des Revisionsverfahrens. 

Zu § 137 

Diese Vorschrift entspricht § 557 ZPO. Aus den Vor-
schriften über das Berufungsverfahren sind ins-
besondere auch diejenigen über die Anschlußberu-
fung entsprechend anzuwenden (§ 126). 

Zu § 138 

Der Ausschluß der Klageänderung und Beiladung 
entspricht dem Wesen der Revision als reiner 
Rechtskontrolle; die Zulassung hätte den Verlust 
beider Tatsacheninstanzen zur Folge. 

Zu § 139 

Vergleiche § 554 a ZPO. 

Zu § 140 

Zu Absätzen 1 und 2 vergleiche §§ 564 und 565 
Abs. 1 und 3 ZPO. 

Absatz 3 deckt sich mit § 563 ZPO; die Vorschrift 
entspringt prozeßökonomischen Erwägungen. 

Zu Absatz 4 vergleiche wieder § 554 a ZPO. 

Zu Absatz 5 vergleiche § 566 a Abs. 5 ZPO. 
Zu Absatz 6 vergleiche § 565 Abs. 2 ZPO. 

Zu § 141 

In den Fällen, in denen nach § 130 für Landes-
recht die Berufung ausgeschlossen ist, kann sich im 
Interesse einer landeseinheitlichen Rechtsprechung 
die Revision als wünschenswert erweisen. Der Vor- 
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teil gegenüber der Berufung liegt darin, daß sich 
das OVG nicht mit Tatsachenfeststellungen zu be-
fassen hat. 

Das Landesrecht kann die Revision allgemein oder 
beschränkt auf gewisse Rechtsfragen zulassen. 

14. ABSCHNITT 

Beschwerde 

Zu §§ 142 bis 147 

Die Beschwerde ist sowohl in den Voraussetzungen 
wie im Verfahren in engster Anlehnung an die 
§§ 116 ff. VGG und 91 ff. VO Nr. 165 geregelt. 

Wegen § 143 Abs. 2 (Fristwahrung) vergleiche die 
Bemerkung zu § 123. 

Bei der Vorlage der Beschwerde an das OVG nach 
§ 144 ist im Interesse einer besseren Anpassung an 
die Erfordernisse des Einzelfalls nicht auf eine be-
stimmte Frist abgestellt, sondern die „unverzüg-
liche" Weitergabe der Beschwerde zur Pflicht ge-
macht. Für den Regelfall wird dies eine Fristver-
kürzung bedeuten; für besonders gelagerte Fälle 
aber erhält das Verwaltungsgericht ausreichend 
Gelegenheit zur Nachprüfung. 

In § 145 Abs. 2 sind wie in § 94 Abs. 1 Satz 2 VO 
Nr. 165 die Ungebührstrafen von der aufschiebenden 
Wirkung ausgenommen. Erfahrungsgemäß büßen 
derartige Strafen einen erheblichen Teil ihrer Wir-
kung ein, wenn sie nicht sofort vollstreckt werden 
können. 

Zu § 148 

Beschlüsse sind im Regelfall nicht von so weit-
tragender Bedeutung wie die Urteile. Mit Rücksicht 
auf die Besetzung der Oberverwaltungsgerichte mit 
5 Berufsrichtern und deren vorauszusetzende hohe 
Qualifikation kann daher auf eine Beschwerde an 
das Bundesverwaltungsgericht verzichtet werden; 
hierdurch wird eine starke Entlastung des Bundes-
verwaltungsgerichts erreicht. In landesrechtlichen 
Streitigkeiten kommt eine Beschwerde an das Bun-
desverwaltungsgericht schon aus allgemeinen (föde-
ralistischen) Gründen nicht in Betracht. Eine Aus-
nahme ist lediglich für die Fälle des § 131 aus den 
dort bereits angeführten Gründen geboten. 

15. ABSCHNITT 

Wiederaufnahme des Verfahrens 

Zu 149 

Der Vertreter des öffentlichen Interesses und der 
Oberbundesanwalt sind im Anschluß an § 121 Abs. 2 
Satz 2 VGG zur Erhebung der Wiederaufnahme-
klage ermächtigt ohne Rücksicht darauf, wer im Vor-
prozeß unterlegen ist, und unabhängig davon, ob 
sie im Vorprozeß überhaupt beteiligt waren. Dies 
rechtfertigt sich aus der besonderen Funktion, die 
der VöI und der Oberbundesanwalt haben können. 

TEIL IV 

Kosten und Vollstreckung 

16. ABSCHNITT 

Kosten 

Zu §§ 150 bis 162 

Die Kostenregelung schließt sich eng an die Rege-
lung des VGG und der VO Nr. 165 an. Zur termi-
nologischen Vereinfachung bezeichnet der Entwurf 
in diesem Abschnitt den Kläger und den Beklagten 
im Gegensatz zu seinem sonstigen Sprachgebrauch 
(§ 63) als Partei. Im einzelnen ist zu bemerken: 

Zu § 151 

Für die Kostenpflicht der Beigeladenen ist eine be-
sondere Vorschrift notwendig. Ihrer Rechtsstellung 
entsprechend haben sie Kosten nur nach Maßgabe 
ihrer Beteiligung am Verfahren zu tragen. 

Zu § 154 

Absatz 1 ist dem § 102 ZPO nachgebildet; er dient 
dem Schutz von Gericht und Parteien. Auf diese 
Weise kann das Kostenrisiko von den Parteien ab-
gewälzt werden, ohne daß sie auf zivilrechtliche 
Ansprüche zurückgreifen müssen. Da durch diese 
Entscheidung Personen betroffen werden, die an der 
Sache selbst nicht beteiligt sind, ist hiergegen ein 
Rechtsmittel zuzulassen; der minderen Bedeutung 
entsprechend ist jedoch, auch soweit die Kosten-
pflicht durch Urteil ausgesprochen wird, nur die Be-
schwerde eröffnet. Sachlich stellt sich Absatz 2 als 
Ausnahme von § 123 Abs. i Satz 2 dar. 

Zu § 155 

In Fortentwicklung des in § 100 Abs. 4 ZPO enthal-
tenen Gedankens wird die gesamtschuldnerische 
Kostenhaftung für alle Fälle, in denen eine Ent-
scheidung mehreren gegenüber nur einheitlich ge-
troffen werden kann, ermöglicht. Dadurch soll dem 
obsiegenden Teil eine größere Gewähr für die 
Kostenerstattung gegeben werden. Obwohl § 155 
Satz 2 für die notwendige Beiladung den § 151 
Abs. 3 durchbricht, hat der Entwurf darauf ver-
zichtet, das Verhältnis der beiden Vorschriften zu 
klären. 

Zu § 158 

Die wohl zweckmäßige Regelung des § 91 a ZPO 
(früher § 4 der 3. Vereinf. VO) wird übernommen. 
Sie bewirkt eine erhebliche Arbeitseinsparung bei 
den Gerichten. Der Fall des § 114 Abs. 1 Satz 4 
mußte ausgenommen werden, da dort ein Sachurteil 
zu fällen ist. 

Zu § 159 

In Übereinstimmung mit § 124 Abs. 1 VGG und 
§ 103 Abs. 1 VO Nr. 165 sind auch die im Vorver-
fahren entstandenen Kosten mit einbezogen. Der 
hiergegen vorgebrachte Einwand, daß es sich beim 
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Vorverfahren um ein Verwaltungs- und nicht um 
ein gerichtliches Verfahren handele, und daß sich 
die Kostentragungs- und Kostenerstattungspflicht 
daher nach den Verwaltungskostengesetzen zu rich-
ten habe, schlägt gegenüber der Tatsache nicht 
durch, daß das Vorverfahren zur Klagevorausset-
zung gemacht ist. Dann aber läßt sich die Entschei-
dung über die Kostentragungs- und -erstattungs-
pflicht nicht vom Ausgang des gerichtlichen Ver-
fahrens trennen; eine unterschiedliche Behandlung 
wäre sachlich nicht gerechtfertigt. 

Absatz 2 erklärt wie bisher schon § 103 Abs. 2 VO 
Nr. 165 die Kosten des Rechtsanwalts usw. in jedem 
Fall für erstattungsfähig. Damit wird es den Par-
teien erleichtert, sich eines qualifizierten Rechts-
vertreters im Rechtsstreit zu bedienen. Auch dies 
dient letztlich dazu, den Verwaltungsrechtsschutz 
wirksamer zu gestalten. Entsprechend der Natur der 
verwaltungsgerichtlichen Streitigkeiten ist die Er-
stattungsfähigkeit der Kosten eines Verwaltungs-
rechtsrats und eines Rechtsbeistands, in Steuer-
sachen auch der Kosten eines Steuerberaters klar-
gestellt. 

Mit Rücksicht darauf, daß im Verwaltungsver-
fahren eine besondere Vertretung in der Regel nicht 
üblich und auch nicht notwendig ist, sind die Kosten 
für eine besondere Vertretung im Vorverfahren 
nur dann erstattungsfähig, wenn das Gericht die Zu-
ziehung eines Bevollmächtigten für erforderlich 
hält. Die Höhe der Gebühren bestimmt sich nach 
Landesrecht. 

Zu § 160 

Die Anwendung der Kostengesetze und Gebühren-
ordnungen der Länder stellt nur ein Provisorium 
dar. Ein einheitliches Verfahrensgesetz erfordert 
auch eine einheitliche Kosten- und Gebührenrege-
lung; dies schon deswegen, weil die Höhe der 
Kosten und Gebühren in den einzelnen Ländern 
sehr verschieden, die Höhe aber von nicht zu unter-
schätzender Bedeutung für die Realisierung des 
Rechtsschutzes ist. 

Für das Verfahren vor dem Bundesverwaltungs-
gericht ist es nicht angängig, ebenfalls auf die Lan-
desregelungen zu verweisen. Hier müssen von 
vorneherein für sämtliche Rechtsschutzsuchenden 
gleiche Verhältnisse geschaffen werden; auch würde 
das Bundesverwaltungsgericht zu stark belastet, 
wenn es sich ständig mit den verschiedenen Kosten-
bestimmungen der Länder, die sich häufig nicht 
durch besondere Klarheit und Übersichtlichkeit aus-
zeichnen, abgeben müßte. 

Zu § 163 

Zur Behebung der nach dem VGG und der VO 
Nr. 165 bestehenden Zweifel ist ausdrücklich be-
stimmt, daß der das Armenrecht bewilligende Be-
schluß unanfechtbar ist. Wie jedes Rechtsmittel hat 
auch die Beschwerde eine Beschwer zur Voraus-
setzung. Der Gegner des Antragstellers mag zwar 
ein Interesse an der Versagung des Armenrechts 
haben, beschwert im prozeßrechtlichen Sinn ist er 
aber durch die Bewilligung nicht. 

17. ABSCHNITT 

Vollstreckung 
Zu 164 

Eine wirkungsvolle Vollstreckung des verwal-
tungsgerichtlichen Urteils ist zwingende Voraus-
setzung eines konsequenten Rechtsschutzes. Die 
Möglichkeit, daß ein verwaltungsgerichtliches Ur-
teil, sei es wegen passiven Verhaltens der Behörde 
oder wegen einer an sich lückenhaften Ausgestal-
tung der Vollstreckung, nicht vollzogen wird, wider-
spricht der Forderung des Artikels 19 Abs. 4 GG 
nach umfassendem Rechtsschutz; soweit die Durch-
setzung der Urteile nicht gewährleistet ist, ist der 
Rechtsschutz nur unvollkommen. Der Entwurf er-
klärt daher die Zwangsvollstreckungsvorschriften 
der ZPO, die weitgehend unverändert für den 
Verwaltungsgerichtsprozeß übernommen werden 
können, für anwendbar. Diese sind in den Grund-
zügen selbst den Laien bekannt. 

Für Urteile, die auf Anfechtungs- und Verpflich-
tungsklagen ergehen, besteht ein Bedürfnis nach 
vorläufiger Vollstreckbarkeit nicht. Anfechtungs-
urteile sind als Gestaltungsurteile an sich nur im 
Kostenpunkt einer Vollstreckung fähig, aber auch 
den Verpflichtungsurteilen, die den Erlaß von Ver-
waltungsakten anbefehlen, ist die vorläufige Voll-
streckbarkeit nicht wesensgemäß; denn die vorläufige 
Vollstreckung ist nur eine bedingte, die hoheitliche 
Tätigkeit hingegen ist weitgehend bedingungsfeind-
lich. Den Interessen des Klägers kann bis zur end-
gültigen Entscheidung durch einstweilige Anord-
nungen nach § 122 ausreichend Rechnung getragen 
werden. 

Zu § 165 

Absatz 1 schließt sich an die §§ 704 und 794 ZPO an. 

Absatz 2 ist mit Rücksicht auf § 750 Abs. 1 ZPO 
erforderlich, der den Beginn der Zwangsvoll-
streckung von der Zustellung des Urteils abhängig 
macht. Da bis zur Zustellung des in vollständiger 
Form abgefaßten Urteils erfahrungsgemäß eine län-
gere Zeit verstreicht, ist im Interesse der Beschleu-
nigung die Zustellung des Urteils in abgekürzter 
Form für die Zwangsvollstreckung zugelassen. 

Zu § 166 

Das Verwaltungsvollstreckungsgesetz ist speziell 
auf die Bedürfnisse der Verwaltungsbehörden ab-
gestellt. Es wird also an die Stelle der Vorschriften 
der ZPO treten können, wenn zugunsten einer Be-
hörde vollstreckt werden soll. Bis zum Inkrafttreten 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes gelten nach 
§ 171 die landesrechtlichen Vollstreckungsvorschrif-
ten, obgleich sie nur unvollkommen die Durch-
setzung von Maßnahmen ermöglichen und weit-
gehend veraltet, häufig auch zersplittert und un-
übersichtlich sind. 

Zu § 167 

In engster Anlehnung an die Novelle zu § 882 a 
ZPO ist vorgesehen, daß das Gericht jeweils das 



Deutscher Bundestag - 3. Wahlperiode 	 Drucksache 55 

Vollstreckungsorgan zu bestimmen hat, wenn gegen 
den Bund, ein Land usw. wegen einer Geldforderung 
vollstreckt werden soll. Damit den Besonderheiten 
der Vermögensverwaltung der öffentlichen Hand 
Rechnung getragen werden kann, ist vor der Ein-
leitung des Vollstreckungsverfahrens die Behörde 
anzuhalten, die Vollstreckung abzuwenden. Dies ist 
auch geboten, weil es stets das Ansehen des Staates 
und das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Ver-
waltung schädigt, wenn eine Behörde nur mit Zwang 
dazu gebracht werden kann, einer Gerichtsentschei-
dung nachzukommen. 

Für die Anwendbarkeit des § 167 kommt es nicht 
darauf an, ob die Behörde den Rechtsstreit als Trä-
ger der öffentlichen Gewalt geführt hat oder nicht; 
denn dies bedeutet für die Problematik der Zwangs-
vollstreckung gegen die öffentliche Hand keinen 
Unterschied. Jede Partei aber, die nicht Behörde 
oder nicht durch eine Behörde vertreten ist, ist als 
Privatperson zu behandeln; die Vollstreckung gegen 
sie richtet sich nach den Vorschriften der ZPO. Eine 
gleiche Regelung ist — ebenfalls in Anlehnung an 
§ 882 a ZPO — für Banken und Kreditanstalten des 
öffentlichen Rechts getroffen worden. 

Zu § 168 

Diese Vorschrift soll die Ausführung der Ver-
pflichtungsurteile auf jeden Fall sicherstellen. Der 
hiergegen erhobene Einwand, daß eine solche Vor-
schrift das Ansehen der Verwaltung schädige, ohne 
notwendig zu sein, greift nicht durch. Geschädigt 
wird das Ansehen der Verwaltung nur, wenn die 
Zwangsstrafe tatsächlich verhängt werden muß; dies 
zu vermeiden, liegt in der Hand der Verwaltung. 
Die Befolgung gerichtlicher Urteile durch die Be-
hörden müßte freilich in einem Rechtsstaat eine 
Selbstverständlichkeit sein; doch hat gerade die 
Nachkriegserfahrung gelehrt, daß es in Ausnahme-
fällen auch Behörden gegenüber nicht ohne Zwang 
geht. 
Eine Ausnahme für oberste Bundes- und oberste 
Landesbehörden ist gerechtfertigt, weil diese einer 
unmittelbaren parlamentarischen Kontrolle unter-
worfen sind. 

TEIL V 

Schluß- und Übergangsbestimmungen 

Zu § 169 

Vergleiche die Ausführungen im Allgemeinen Teil 
unter C. 

Als Sonderfall der entsprechend anzuwendenden 
Vorschriften der ZPO kann hier auch - ohne daß 
aus der Nichterwähnung anderer Anwendungsfälle 
Rückschlüsse gezogen werden können — der Fall 
des schiedsrichterlichen Verfahrens (ZPO §§ 1025 ff.) 
gelten. In sogenannten Parteistreitigkeiten können 
die Beteiligten so weitgehend über den Streitgegen-
stand verfügen, daß hier keine Bedenken gegen eine 
„entsprechende" Anwendung der ZPO bestehen 

können. Als praktischer Anwendungsfall soll hier 
nur Streit zwischen Fürsorgeverbänden erwähnt 
werden. 

Zu § 170 

Vergleiche § 69. Die Gleichstellung der Verwal-
tungsrechtsräte und der entsprechenden Personen in 
Hessen mit den Rechtsanwälten bis zum Erlaß der 
Bundesrechtsanwaltsordnung entspricht den in die-
sem Gesetzentwurf aufgestellten Grundsätzen. 

Zu § 171 

Vergleiche die Ausführungen zu § 166. 

Zu § 172 

Diese Vorschrift ist § 79 Abs. 2 des Gesetzes über 
das Bundesverfassungsgericht nachgebildet. 

Zu § 173 

In entsprechender Anwendung des § 219 ZPO und 
aus cien gleichen Erwägungen, die bei § 2 Abs. 2 für 
die Bildung auswärtiger Kammern bei den Ver-
waltungsgerichten und auswärtigen Senaten bei den 
OVG maßgebend waren, ist es zweckmäßig, aus-
wärtige Sitzungen eines Gerichts zuzulassen. Diese 
Erwägung gilt besonders für das BVwG (vgl. auch 
§ 80 des Gesetzes über das BVwG). 

Zu § 176 

Diese Vorschrift dient der Wahrung der tradi

-

tionellen Bezeichnung der OVG in Süddeutschland. 

Zu § 177 

Da erst das zu erwartende Richtergesetz die Rechts-
stellung für die Richter aller Gerichtsbarkeiten 
klarstellen kann, bedurfte es einer Übergangs-
regelung. 

Zu § 178 

Diese Vorschriften ermöglichen die Beibehaltung 
überkommener Zuständigkeiten der Gerichte. 

Zu § 179 
Durch die Bildung besonderer Kammern und Senate 
für das Sachgebiet der allgemeinen öffentlichen 
Fürsorge und für die Entscheidung über Leistungen 
aus der sozialen Fürsorge soll auf die Einheitlich-
keit der Rechtsprechung hinsichtlich der sogenannten 
Reichsgrundsätze im Rahmen der Fürsorgepflicht-
verordnung und im Rahmen der sozialen Fürsorge, 
insbesondere der Arbeits- und Berufsfürsorge nach 
§§ 25 bis 27 des Bundesversorgungsgesetzes hinge-
wirkt werden. Die Mitwirkung der in der Fürsorge 
erfahrenen ehrenamtlichen Verwaltungsrichter hat 
sich in der Praxis als notwendig erwiesen. Die 
generelle Einführung der Gebührenfreiheit in An-
gelegenheiten der sozialen und allgemeinen öffent-
lichen Fürsorge entspricht einer dringenden Not-
wendigkeit. Die generelle Regelung erspart außer-
dem die sonst regelmäßig notwendigen Ermittlun-
gen zur Erlangung des Armenrechts. 
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Zu § 180 

Absatz 2 Nr. 1 und 2 

Das Gesetz über das BVwG ist weitgehend in die 
VwGO übernommen, seine Wiederaufhebung nach 
dem Inkrafttreten der VwGO war schon s. Z. in 
der Regierungsvorlage zu diesem Gesetz als not-
wendig bezeichnet worden. Wegen der Aufhebung 
der Militärregierungsverordnung Nr. 165 sind die 
am Tage des Inkrafttretens der VwGO geltenden 
Formvorschriften zu beachten. 

Absatz 3 

Vergleiche die Ausführungen zu § 78. 

Absatz 4 

Es soll sichergestellt werden, daß der Beschwerde -
ausschuß nicht durch die zwingende Vorschrift des 

§ 74 Abs. 1 Nr. 2 von der Entscheidung über einen 
Widerspruch ausgeschlossen wird. 

Absatz 6 

Eine angemessene Frist für die Bestellung der 
ehrenamtlichen Verwaltungsrichter und Besetzung 
der Gerichte ist nach den Erfahrungen angezeigt. 
Da die Gerichte zum Teil erst im Jahre 1949 er-
richtet sind, fehlt es z. Z. noch an einem Stamm 
von langjährigen Verwaltungsrichtern, weshalb die 
Vorschriften des § 15 Abs. 4 Satz 2 erst zu einem 
späteren Zeitpunkt in Kraft treten können. Auch 
hinsichtlich der hauptberuflich tätig gewesenen 
Verwaltungsbeamten ist eine längere Übergangs-
zeit angemessen. 

Die Rechtsverordnungen der Bundesregierung müs-
sen sich auf die Überleitung des bisherigen in das 
neue Verfahren beschränken. Insofern ist die Er-
mächtigung ausreichend präzisiert. 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die Beschränkung der Berufung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be-
schlossen: 

§ 1 

Gegen Urteile der allgemeinen Verwaltungs-
gerichte in Streitigkeiten auf den Gebieten des 
Preisrechts, der öffentlichen Abgaben, der Kosten 
und der Strafen mit einem Wert des Streitgegen-
standes unter dreihundert Deutsche Mark findet 
die Berufung an das Oberverwaltungsgericht nur 
statt, wenn sie in dem Urteil zugelassen ist. 

§2 
Für das Zulassungs- und Beschwerdeverfahren 

gelten die Vorschriften des § 130 der Verwaltungs-
gerichtsordnung. 

§3 
Das Gesetz findet auf solche Entscheidungen der 

allgemeinen Verwaltungsgerichte keine Anwen-
dung, die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes ver-
kündet oder zugestellt worden sind. 

§4 

Dieses Gesetz tritt am 	  in Kraft. 

Begründung 

Wie in § 130 der Verwaltungsgerichtsordnung 
vorgesehen und wie in zahlreichen Landesgesetzen 
z. Z. niedergelegt ist, soll für Fälle die Berufung 
an das OVG von einer Zulassung abhängig gemacht 
werden, in denen aus der augenblicklichen wirt-
schaftlichen Lage heraus besonders zahlreiche ver-
waltungsgerichtliche Verfahren erwachsen. Die Be-
obachtung des Geschäftsanfalls bei den OVG zeigt, 
daß diese durch Berufungen in derartigen Fällen 
besonders stark in Anspruch genommen werden. Die 
Bemühungen einzelner Länder, den Geschäftsanfall 
bei den OVG in solchen Fällen durch die Beschrän-
kung der Berufungsmöglichkeiten zu verringern, er-
mutigen zu einer Fortsetzung dieser Versuche. Wie 
schon bei der Begründung zu § 130 VwGO ausge-
führt worden ist, wird der Rechtsschutz dadurch 
nicht beeinträchtigt, da alle grundsätzlichen Fälle in 
die höhere Instanz kommen können, ebenso alle 
Fälle, in denen von der Rechtsprechung höherer In-
stanzen abgewichen wird. 
Mit dieser Beschränkung der Berufung wird dem 
OVG aber seine wirkliche Aufgabe — die Rechts-
findung auf Gebieten noch nicht geklärter Rechts-
fragen — erleichtert. 

Wie die Beschränkung der Berufung u. U. ange-
fochten werden kann, ergibt sich bereits aus § 130 
VwGO. 

Das Gesetz soll zugleich mit der VwGO in Kraft 
treten, es wird daher auch zugleich mit dieser vor

-

gelegt. Daher ist aber bewußt davon abgesehen 
worden, den Inhalt des Gesetzes in die VwGO ein-
zuarbeiten, um die VwGO nach Möglichkeit von 
allem nur zeitbedingten Inhalt zu befreien. 

Zu i 

Das Preisrecht ist besonders für die Beschränkung 
der Berufung geeignet, weil hier in vielen Fällen 
klare Tatbestände und Rechtsverhältnisse vorliegen. 
Streitigkeiten über öffentliche Abgaben, Kosten 
und Strafen mit einem Wert des Streitgegenstandes 
unter 300 DM sollten ebensowenig wie Verfahren 
in Preissachen in mehreren Instanzen behandelt 
werden. Schon vor dem Verfahren des Verwaltungs-
gerichts hat eine Nachprüfung im Widerspruchs-
verfahren stattgefunden. Das Verwaltungsgericht ist 
aber mit 3 Berufs- und 2 Laienrichtern besetzt. 

Zu §2 

§ 130 VwGO, auf den Bezug genommen wird, 
sieht die Nichtzulassungsbeschwerde an das OVG 
gegen die Beschränkung der Berufung vor. 

Zu §3 

Da die Zulassung der Berufung im Urteil selbst 
ausgesprochen werden muß, geht es nicht an, solche 
Verfahren zu treffen, bei denen eine Zulassung 
überhaupt noch gar nicht möglich war. 
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Anlage 2 

Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 29. November 1957 

An den 
Herrn Bundeskanzler 

Auf das Schreiben vom 8. November 1957 — 4 - 20401 -
4701/57 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 185. Sitzung am 29. November 1957 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem 

Entwurf einer Verwaltungsgerichtsordnung 

(VwGO) 

sowie zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Beschrän

-

kung der Berufung im verwaltungsgericht

-

lichen Verfahren 

die sich aus der Anlage ergebende Stellungnahme beschlossen 
hat. Soweit der Bundesrat hierbei die in seiner 119. Sitzung 
am 19. Februar 1954 zu den Entwürfen beschlossene Stellung-
nahme erneuert, nehme ich Bezug auf die betreffenden Ände-
rungsvorschläge in der Anlage zu meinem Schreiben vom 
19. Februar 1954. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen die Entwürfe keine 
Einwendungen. 

Steinhoff 

Vizepräsident 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 	 Drucksache  55 

Anlage 

zum Schreiben des Präsidenten des Bundesrates 
vom 29. November 1957 
an den Bundeskanzler 

Stellungnahme des Bundesrates 
zum 

Entwurf einer Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) sowie 

Entwurf eines Gesetzes über die Beschränkung der Berufung 

im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

I. 

A. Entwurf einer Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 

1. Unverändert. 

Neue Begründung 

Das Verwaltungsverfahren für die landes-
eigene Verwaltung ist u. a. in den §§ 29 und 
70 ff. des Entwurfs geregelt. Das Gesetz bedarf 
daher nach Artikel 84 Abs. i GG der Zustim-
mung des Bundesrates. 

2. Unverändert. 

3. § 2 ist wie folgt neu zu fassen, und es ist ein 
neuer § 2 a mit folgendem Wortlaut anzufügen: 

„§ 2 

Es sind im Rahmen der allgemeinen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit zu errichten 

in den Ländern Verwaltungsgerichte und 
das Oberverwaltungsgericht, 

im Bunde das Bundesverwaltungsgericht mit 
dem Sitz in Berlin." 

„§ 2a 

(1) Zahl, Sitz und Bezirk der Verwaltungs-
gerichte und den Sitz des Oberverwaltungs-
gerichts bestimmen die Länder. Einzelne Kam-
mern des Verwaltungsgerichts oder Senate 
können auch an anderen Orten errichtet wer-
den. Einzelne Sachgebiete können einem Ver-
waltungsgericht für den Bezirk mehrerer Ver-
waltungsgerichte zugewiesen werden. 

(2) Mehrere Länder können die Errichtung 
eines gemeinsamen Oberverwaltungsgerichts 
oder die Ausdehnung von Gerichtsbezirken 
über die Landesgrenzen hinaus vereinbaren." 

Begründung zu §§ 2 und 2a 
Der Sitz des Bundesverwaltungsgerichts soll 
auch in der Verwaltungsgerichtsordnung ver-
ankert werden. Im übrigen werd es für not-
wendig gehalten, die Errichtung von Spezial-
verwaltungsgerichten für einzelne Länder zu 

ermöglichen. Es erscheint ferner zweckmäßig, 
den Ländern freie Hand zu lassen, ob Zahl, 
Sitz und Bezirk der Verwaltungsgerichte und 
der Sitz des Oberverwaltungsgerichts durch 
formelles Gesetz oder in einer anderen Form 
bestimmt werden soll. 

4. Unverändert. 

5. Unverändert. 

6. Unverändert. 

7. Entfällt. 

8. Unverändert. 

9. § 9 Abs. 3 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(3) Die Senate des Oberverwaltungsgerichts 
entscheiden in der Besetzung von drei Rich-
tern." 

Begründung 

Eine von der Besetzung der Senate der Ober-
landesgerichte abweichende Besetzung er-
scheint nicht gerechtfertigt. Auch in der Zivil 
und Strafgerichtsbarkeit entscheiden in höhe-
rer Instanz (Oberlandesgericht und BGH) 
schwächer besetzte Senate gegenüber stärker 
(mit Laienrichtern) besetzten Kammern (Große 
Strafkammer gegenüber OLG; Große Straf-
kammer und Schwurgericht gegenüber OLG 
und BGH). 

10. Unverändert. 

11. Unverändert. 

12. Unverändert. 

12a. (neu) § 11 Abs. 6 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(6) Der Große Senat hat vor der Entschei-
dung dem Oberbundesanwalt beim Bundesver- 
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waltungsgericht und den Beteiligten Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu geben." 

Begründung 
Der Grundsatz des rechtlichen Gehörs gebietet 
es, auch den Beteiligten Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zu geben. 

13. Unverändert. 

14. Unverändert. 

15. Unverändert. 

16. Unverändert. 

17. In § 18 ist Abs. 2 zu streichen. 

Begründung 
Eine unterschiedliche Regelung gegenüber dem 
Gerichtsverfassungsgesetz und dem Sozial-
gerichtsgesetz ist nicht gerechtfertigt. 

18. Unverändert.  

19. Unverändert. 

20. Unverändert. 

21. Unverändert. 

22. Unverändert.. 

23. Unverändert. 

23a. (neu) § 33 ist wie folgt neu zu fassen: 

„§33 

Der ehrenamtliche Verwaltungsrichter und 
der Vertrauensmann (§ 27) erhalten eine Ent-
schädigung nach dem Gesetz über die Ent-
schädigung der ehrenamtlichen Beisitzer bei 
den Gerichten.” 

Begründung 

Notwendige Änderung im Hinblick auf die in-
zwischen verkündete Kostenrechtsreform un-
ter Angleichung an den entsprechenden Wort-
laut des Gerichtsverfassungsgesetzes. 

24. Unverändert. 

25. Unverändert. 

26. Entfällt. 

27. Unverändert. 

28. Unverändert. 

Neue Begründung 
Klarstellung, daß für die Begründung der Zu-
ständigkeit eines anderen Gerichts auch Lan-
desgesetze in Frage kommen. 

29. In § 39 Abs. 2 sind die Worte 

„der Zivil-, Arbeits-, Straf-, Finanz- oder 
Sozialgerichtsbarkeit" 

zu ersetzen durch die Worte 

„der ordentlichen Gerichtsbarkeit oder ein 
Gericht der Arbeits-, Finanz- oder Sozialge-
richtsbarkeit". 

Begründung 
Übereinstimmung mit der Terminologie des 
Grundgesetzes, von der abzuweichen keine 
Veranlassung besteht. 

29a. (neu) § 39 Abs. 4 ist zu streichen. 

Begründung 
Folge der Einfügung der §§ 170a und b. 

30. § 41 Abs. 2 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(2) Soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt wird, ist die Klage nur zulässig, wenn 
der Kläger geltend macht, durch einen Ver-
waltungsakt oder durch die Ablehnung oder 
Unterlassung eines Verwaltungsaktes in sei-
nen Rechten verletzt zu sein." 

Begründung 
Die Fassung des Entwurfs ist zu unbestimmt; 
sie könnte den Anschein erwecken, daß auch 
wegen Ermessensfragen (außer wegen Ermes-
sensüberschreitung) das Gericht angerufen 
werden könnte. 

30a. (neu) § 46 ist zu streichen. 

Begründung 
Der Grundsatz der Gleichwertigkeit der Ge-
richtszweige läßt es grundsätzlich nicht zu, 
einem Zweig der Gerichtsbarkeit die Entschei-
dung in Normenkontrollverfahren mit Ver-
bindlichkeit für die anderen Gerichtszweige 
zuzuweisen. Die Normenkontrolle ist, soweit 
sie nicht den Verfassungsgerichten zusteht, 
nach dem Grundsatz des Art. 100 Abs. 1 GG 
in Verbindung mit dem grundlegenden Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom 20. März 
1952, betr. Landespolizeiverordnungen, Sache 
jedes Richters im Rahmen seiner Zuständig-
keit. Im übrigen würde die vorgeschlagene 
Fassung, die es in das Belieben des einzelnen 
Landes stellt, in unerwünschter Weise Unein-
heitlichkeit innerhalb des Bundesgebietes 
schaffen. Die in Nr. 1 am Ende vorgesehene 
Regelung würde zudem bewirken, daß mehrere 
Länder ohnehin gehindert wären, davon Ge-
brauch zu machen. Schließlich ist auch die in 
Nr. 1 am Anfang vorgesehene Regelung „im 
Rahmen seiner Gerichtsbarkeit" zu unbe-
stimmt. 

31. Unverändert. 

31a. (neu) In § 49 Nr. 1 ist „§§ 131 und 132" zu 
ersetzen durch „§ 131". 

Begründung 
Folge der Streichung des § 132. 
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32. Unverändert. 

33. Unverändert. 

34. Unverändert. 

35. Unverändert. 

36. Unverändert. 

37. Unverändert. 

38. Unverändert. 

39. Unverändert. 

40. § 61 Abs. 2 und 3 ist als neuer § 61 Abs. 1 
und 2 wie folgt zu fassen: 

„§ 61 

(1) Die Frist für ein Rechtsmittel oder einen 
anderen Rechtsbehelf beginnt nur dann zu lau-
fen, wenn der Beteiligte über den Rechtsbehelf, 
die Verwaltungsbehörde oder das Gericht, bei 
denen der Rechtsbehelf anzubringen ist, den 
Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich be-
lehrt worden ist. 

(2) Ist die Belehrung unterblieben oder un-
richtig erteilt, so ist die Einlegung des Rechts-
behelfs nur innerhalb eines Jahres seit Zu-
stellung, Eröffnung oder Verkündung zulässig, 
außer wenn die Einlegung vor Ablauf der Jah-
resfrist infolge höherer Gewalt unmöglich war 
oder eine schriftliche Belehrung dahin erfolgt 
ist, daß ein Rechtsbehelf nicht gegeben sei. 
§ 62 Abs. 2 gilt für den Fall höherer Gewalt 
entsprechend." 

41. Der bisherige Abs. 1 des § 61 ist als neuer 
§ 61a mit folgendem Wortlaut einzufügen: 

„§ 61a 

Erläßt eine Bundesbehörde einen Verwal-
tungsakt, der der Anfechtung unterliegt, so ist 
eine Erklärung beizufügen, durch die der Be-
teiligte über den Rechtsbehelf, der gegen den 
Verwaltungsakt gegeben ist, über die Stelle, 
bei der der Rechtsbehelf einzulegen ist, und 
über die Frist belehrt wird." 

Begründung zu Ziff. 40 und 41 

Der bisherige Abs. 1 des § 61 enthält eine Spe-
zialregelung gegenüber den Absätzen 2 und 3. 
Es empfiehlt sich daher, ihn als eigenen Para-
graphen hinter diesen § 61 einzufügen. 

Im übrigen ist es notwendig, den von einem 
Verwaltungsakt Betroffenen auch dann vor 
einer Präklusion des Rechtsbehelfs zu schüt-
zen, wenn er dahin belehrt worden ist, daß ein 
Rechtsbehelf nicht gegeben sei. Dieser Schutz 
soll ihm allerdings nur dann zustehen, wenn 
die Belehrung schriftlich erteilt wurde, da 
sonst unter Umständen Beweisschwierigkei-
ten entstehen. Die Anwendung des § 62 Abs. 2 
mußte in diesem Zusammenhang auf den Fall 

höherer Gewalt beschränkt werden, da die un-
richtige Belehrung über den Rechtsbehelf dann 
wirkungslos wird, wenn die Behörde sie durch 
eine richtige Belehrung ersetzt. 

42. Unverändert. 

43. Unverändert. 

44. Unverändert. 

45. Unverändert. 

46. Unverändert. 

46a. (neu) Zu der Frage, ob und in welchem Um-
fange der Anwaltszwang beim Bundesverwal-
tungsgericht und bei den Oberverwaltungs-
gerichten einzuführen sei, schlägt der Bundes-
rat vor, — unbeschadet des § 69 Abs. 5 - den 
unbeschränkten Anwaltszwang vorzusehen, 

a) für alle Verfahren vor dem Bundesverwal-
tungsgericht (einschließlich der Nichtzulas-
sungsbeschwerde) 

b) für alle Revisionsverfahren vor dem Ober-
verwaltungsgericht (einschließlich der Nicht-
zulassungsbeschwerde) 

c) für die Berufungsverfahren vor dem Ober-
verwaltungsgericht (einschließlich der Nicht-
zulassungsbeschwerde). 

47. Unverändert. 

47a. (neu) § 70 Abs. 1 ist wie folgt neu zu  fassen: 

„(1) Vor Erhebung der Anfechtungsklage 
sind Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit des 
Verwaltungsaktes in einem Vorverfahren 
nachzuprüfen. Einer solchen Nachprüfung be-
darf es nicht, wenn ein Gesetz dies für beson-
dere Fälle bestimmt oder wenn 

1. der Verwaltungsakt von einer obersten 
Bundesbehörde oder von einer obersten 
Landesbehörde erlassen worden ist, außer 
wenn ein Gesetz die Nachprüfung vor-
schreibt oder 

2. ein Dritter durch einen Widerspruchsbe-
scheid erstmalig beschwert wird." 

Begründung 

Regelung des Verfahrens bei Verwal-
tungsakten mit Doppelwirkung. 

47b. (neu) Es ist ein neuer § 72 a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

„§ 72 a 

Kann die Aufhebung oder Änderung des 
Verwaltungsaktes im Widerspruchsbescheid 
einen Dritten beschweren, so soll er vor Erlaß 
des Widerspruchsbescheides gehört werden." 

Begründung 
Folge der Änderung des § 70 Abs. 1. 
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48. Unverändert. 

49. Unverändert. 

50. Unverändert. 

51. § 74 Abs. 2 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(2) Vorschriften, nach denen im Vorver-
fahren des Abs. 1 Ausschüsse oder Beiräte an 
die Stelle einer Behörde treten, bleiben un-
berührt." 

Begründung 
Die Neufassung dient der Klarstellung, daß 
Ausschüsse und Beiräte in der Orts- und 
Mittelinstanz auch entgegen der Vorschrift 
der Nr. 1 des Abs. 1 tätig werden können. 

52. Unverändert. 

53. Unverändert. 

54. Unverändert. 

54a. (neu) § 79 ist wie folgt neu zu fassen: 

„§ 79 

(1) Die Klage ist zu richten 

1. gegen den Bund, das Land oder die Kör-
perschaft, deren Behörde den angefoch-
tenen Verwaltungsakt erlassen oder den 
beantragten Verwaltungsakt unterlassen 
hat; zur Bezeichnung des Beklagten ge-
nügt die Angabe der Behörde; 

2. sofern das Landesrecht dies bestimmt, 
gegen die Behörde selbst, die den ange-
fochtenen Verwaltungsakt erlassen oder 
den beantragten Verwaltungsakt unter-
lassen hat. 

(2) Wenn ein Widerspruchsbescheid erlassen 
ist, der einen Dritten erstmalig beschwert (§ 70 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2), so ist insoweit Behörde 
im Sinne des Abs. 1 die Widerspruchs-
behörde." 

Begründung 
Folge der Neufassung des § 70 Abs. 1 Satz 2 
Nr. 2. 

55. § 80 ist wie folgt neu zu fassen: 

„§ 80 

Gegenstand der Anfechtungsklage ist: 

1. der ursprüngliche Verwaltungsakt in der 
Gestalt, die er durch den Widerspruchs-
bescheid gefunden hat, 

2. der Widerspruchsbescheid, wenn ein Drit-
ter durch ihn erstmalig beschwert wird." 

Begründung 

Wird ein Dritter durch den Widerspruchs-
bescheid erstmalig beschwert, so muß ihm die 
Möglichkeit eröffnet werden, diesen als sol-
chen anzufechten, denn den Verwaltungsakt 

selbst kann er mangels einer Beschwerde nicht 
angreifen. Nach der bisherigen Fassung des 
§ 80 würde der Widerspruchsbescheid für den 
Dritten einen Verwaltungsakt darstellen, den 
er nach Maßgabe der §§ 70 ff. grundsätzlich 
zuerst mit dem Rechtsbehelf des Widerspruchs 
anfechten müßte. 

55a. (neu) § 81 Abs. 1 und 2 ist wie folgt neu zu 
fassen: 

„(1) Widerspruch und Anfechtungsklage 
haben aufschiebende Wirkung. Dies gilt auch 
bei rechtsgestaltenden Verwaltungsakten. Dies 
gilt nicht für die Fälle, in denen die auf-
schiebende Wirkung von Widerspruch und 
Anfechtungsklage durch Bundesgesetz ausge-
schlossen ist, für unaufschiebbare Anordnun-
gen und Maßnahmen von Polizeivollzugs-
beamten und für die Anforderung von öffent-
lichen Abgaben und Kosten. 

(2) Die Behörde, die den Verwaltungsakt 
erlassen hat, kann durch besondere Anord-
nung die aufschiebende Wirkung ganz oder 
zum Teil beseitigen, wenn sie es im öffent-
lichen Interesse oder im überwiegenden Inter-
esse eines der Beteiligten für dringend geboten 
hält. Das Interesse ist in der Anordnung be-
sonders zu begründen. Nach Einlegung des 
Widerspruchs kann die Widerspruchsbehörde 
die Anordnung aufheben." 

Begründung 
Die Neufassung des Abs. i entspricht der 
neueren Rechtsentwicklung (vgl. u. a. Bundes-
leistungsgesetz und Wehrpflichtgesetz). 

Die Neufassung des Abs. 2 berücksicht die 
genauere Tatsachenkenntnis der ortsnäheren 
Behörde und soll formellen Verfahrensver-
stößen nach Möglichkeit vorbeugen. 

56. Entfällt. 

57. Unverändert. 

58. Unverändert. 

53a. (neu) § 84 Abs. 3 ist zu streichen. 

Begründung 
Diese Kostenbestimmung wird in Teil IV des 
Entwurfs aufgenommen (vgl. zu § 152). 

59. Entfällt. 

59a. (neu) § 91 Abs. 2 und 3 ist wie folgt neu zu 
fassen: 

„(2) Wenn die Streitsache schon bei einem 
Gericht der allgemeinen Verwaltungsgerichts-
barkeit oder einem ordentlichen Gericht oder 
einem Gericht der Arbeits-, Finanz- oder 
Sozialgerichtsbarkeit rechtshängig ist, so ist 
eine neue Klage während der Rechtshängig-
keit unzulässig. 
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(3) Die Zuständigkeit des Gerichts und die 
Zulässigkeit des zu ihm beschrittenen Rechts-
weges werden durch eine Veränderung der sie 
begründenden Umstände nach Eintritt der 
Rechtshängigkeit nicht berührt." 

Begründung 

Abstimmung mit § 39 Abs. 3. 

60. Unverändert. 

61. Unverändert. 

62. Unverändert. 

63. Unverändert. 

64. § 99 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist wegen des § 169 entbehrlich. 

64a. (neu) § 100 Abs. 1 zweiter Halbsatz ist wie 
folgt neu zu fassen: 

„ . . . , daß das Bekanntwerden des Inhalts 
dieser Urkunden oder Akten und dieser Aus-
künfte dem Wohle des Bundes oder eines 
deutschen Landes Nachteile bereiten oder die 
Erfüllung öffentlicher Aufgaben ernstlich ge-
fährden oder erheblich erschweren würde." 

Begründung 
Angleichung an die entsprechende Bestim-
mung in § 39 Abs. 3 des Beamtenrechts-
rahmengesetzes. 

64b. (neu) § 101 Abs. 1 ist wie folgt neu zu fassen: 

„(1) Die Beteiligten können die Gerichts-
akten und die dem Gericht vorgelegten Akten 
einsehen." 

Begründung 
Das Recht auf Einsicht der Gerichtsakten ent-
spricht der Regelung in den übrigen Verfah-
rensordnungen. 

64c. (neu) In § 103 ist ein neuer Abs. 3 mit fol-
gendem Wortlaut anzufügen: 

„(3) Die Gerichte der Verwaltungsgerichts-
barkeit können Sitzungen auch außerhalb des 
Gerichtssitzes abhalten, wenn dies zur sach-
dienlichen Erledigung notwendig ist." 

Begründung 
Die Vorschriften des § 173 über Sitzungen 
außerhalb des Gerichtssitzes sind aus Gründen 
der Zweckmäßigkeit in diesen Abschnitt zu 
übernehmen. 

64d. (neu) In § 106 ist ein neuer Abs. 3 mit fol-
gendem Wortlaut anzufügen: 

„ (3) Von der Zuziehung eines vereidigten 
Schriftführers kann nach Bestimmung des Vor-
sitzenden abgesehen werden." 

Begründung 
Die Ergänzung dient der Vereinfachung des 
Verfahrens. 

65. § 114 Abs. 1 ist wie folgt neu zu fassen: 

„ (1) Soweit der Verwaltungsakt rechts-
widrig und der Kläger dadurch in seinen 
Rechten verletzt ist, hebt das Gericht den Ver-
waltungsakt und den etwaigen Widerspruchs-
bescheid auf. Ist der Verwaltungsakt schon 
vollzogen, so kann das Gericht auf Antrag 
auch aussprechen, daß und wie die Verwal-
tungsbehörde die Vollziehung rückgängig zu 
machen hat. Dieser Ausspruch ist nur zulässig, 
wenn die Behörde rechtlich dazu in der Lage 
und diese Frage ohne weiteres spruchreif ist. 
Hat sich der Verwaltungsakt vorher durch 
Zurücknahme oder anders erledigt, so spricht 
das Gericht auf Antrag durch Urteil aus, daß 
der Verwaltungsakt rechtswidrig gewesen ist, 
wenn der Kläger ein berechtigtes Interesse an 
dieser Festsstellung hat." 

Begründung 
Sachlich gebotene Klarstellung. 

66. § 114 Abs. 4 ist wie folgt neu zu fassen: 

„ (4) Soweit die Ablehnung oder Unterlas-
sung des Verwaltungsaktes rechtswidrig und 
der Kläger dadurch in seinen Rechten verletzt 
ist, spricht das Gericht die Verpflichtung der 
Verwaltungsbehörde aus, die beantragte 
Amtshandlung vorzunehmen, wenn die Sache 
spruchreif ist. Andernfalls spricht es die Ver-
pflichtung aus, den Kläger unter Beachtung 
der Rechtsauffassung des Gerichts zu beschei-
den." 

Begründung 

Sachlich gebotene Klarstellung. 

67. Entfällt. 

68. Entfällt. 

69. Entfällt. 

70. Unverändert. 

70a. (neu) In § 122 ist ein neuer Abs. 5 mit fol-
gendem Wortlaut anzufügen: 

„(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 4 
gelten nicht für die Vollziehung eines Ver-
waltungsaktes oder die Beseitigung der auf-
schiebenden Wirkung eines Rechtsbehelfs." 

Begründung 
Die Ergänzung dient der Abgrenzung gegen-
über § 81. 

71. Entfällt. 

72. Unverändert. 
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73. § 130 ist wie folgt neu zu fassen: 

„§ 130 

(1) Für einzelne Rechtsgebiete kann durch 
Bundesgesetz für Bundesrecht, durch Landes

-

Besetz für Landesrecht die Berufung ausge-
schlossen oder von einer besonderen Zulas-
sung abhängig gemacht werden. 

(2) Wird die Berufung von einer besonderen 
Zulassung abhängig gemacht, so ist sie nur 
zuzulassen, wenn 

1. die Klärung einer grundsätzlichen Rechts-
frage zu erwarten ist oder 

2. das Urteil von einer Entscheidung des 
Oberverwaltungsgerichts oder des Bun-
desverwaltungsgerichts abweicht und auf 
dieser Abweichung beruht. 

(3) Die Nichtzulassung der Berufung kann 
selbständig durch Beschwerde innerhalb eines 
Monats nach Zustellung des Urteils angefoch-
ten werden. Die Beschwerde ist bei dem Ver-
waltungsgericht einzulegen. Die Einlegung der 
Beschwerde hemmt die Rechtskraft des Urteils 
des Verwaltungsgerichts. In der Beschwerde-
schrift muß die grundsätzliche Rechtsfrage oder 
die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts 
oder des Bundesverwaltungsgerichts, von der 
das Urteil des Verwaltungsgerichts abweicht, 
ausdrücklich bezeichnet werden. 

(4) Wird der Beschwerde nicht abgeholfen, 
so entscheidet das Oberverwaltungsgericht 
durch Beschluß. Der Beschluß bedarf keiner 
Begründung, wenn die Beschwerde einstim-
mig verworfen oder zurückgewiesen wird. Mit 
der Ablehnung der Beschwerde durch das 
Oberverwaltungsgericht wird das Urteil 
rechtskräftig. Wird der Beschwerde stattgege-
ben, so beginnt mit der Zustellung des Be-
schwerdebescheides der Lauf der Berufungs-
frist." 

Begründung 
Vereinfachung des Verfahrens und Anpassung 
an die entsprechende Regelung des Revisions-
verfahrens. 

74. § 131 Abs. 1 und 2 ist wie folgt neu zu fas

-

sen: 

„(1) Gegen das Urteil eines Oberverwal-
tungsgerichts (§ 49 Nr. 1) steht den Beteilig-
ten die Revision an das Bundesverwaltungs-
gericht zu. Sie kann nur eingelegt werden, 
wenn sie von diesem Oberverwaltungsgericht 
zugelassen worden ist. 

(2) Sie ist nur zuzulassen, wenn 

1. die Klärung einer grundsätzlichen Rechts-
frage zu erwarten ist oder 

2. das Urteil von einer Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts abweicht und 
auf dieser Abweichung beruht." 

Begründung 
Es besteht kein sachlicher Anlaß, Behörden 
des Bundes im verwaltungsgerichtlichen Ver-
fahren vor Landesbehörden zu privilegieren. 
Die Neufassung dient zugleich der sprachlichen 
Verbesserung und der Klarstellung, daß die in 
Abs. 2 aufgeführten Gründe ausschließlicher 
Art sind. 

74a. (neu) § 131 Abs. 3 und 5 ist wie folgt neu zu 
fassen: 

„(3) Die Nichtzulassung der Revision kann 
selbständig durch Beschwerde innerhalb eines 
Monats nach Zustellung des Urteils angefoch-
ten werden. Die Beschwerde ist bei dem Ge-
richt einzulegen, dessen Entscheidung ange-
fochten werden soll. In der Beschwerde-
schrift muß die grundsätzliche Rechtsfrage oder 
die Entscheidung des Bundesverwaltungsge-
richts, von der das Urteil des Oberverwal-
tungsgerichts abweicht, ausdrücklich bezeich-
net werden." 

„(5) Wird der Beschwerde nicht abgeholfen, 
so entscheidet das Bundesverwaltungsgericht 
durch Beschluß. Der Beschluß bedarf keiner 
Begründung, wenn die Beschwerde einstim-
mig verworfen oder zurückgewiesen wird. Mit 
der Ablehnung der Beschwerde durch das 
Bundesverwaltungsgericht wird das Urteil 
rechtskräftig. Wird der Beschwerde stattgege-
ben, so beginnt mit der Zustellung des Be-
schwerdebescheides der Lauf der Revisions-
frist." 

Begründung 

Verdeutlichung des Gewollten im Interesse 
einer Erleichterung der Vorprüfung durch das 
Bundesverwaltungsgericht. Zudem ist die Än-
derung geboten, da durchgreifende Maßnah-
men zur Entlastung des Bundesverwaltungs-
gerichts unerläßlich sind. 

75. § 132 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Befugnis, Revision ohne besondere Zu-
lassung einzulegen (§ 54 BVwGG), die durch 
§ 132 des Regierungsentwurfs übernommen 
wird, hat in der Praxis zu einer Überlastung 
des Bundesverwaltungsgerichts geführt, die 
nicht im rechten Verhältnis zu dem Erfolg sol-
cher Verfahren steht. Daher empfiehlt es sich, 
auch in diesen Fällen die Revision von einer 
besonderen Zulassung abhängig zu machen; 
dies entspricht auch den übrigen Verfahrens-
ordnungen. 

75a. (neu) § 134 Abs. 1 Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 
Folge der Streichung des § 132. 
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75b. (neu) Es ist ein neuer § 134 a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

„§ 134a 

Ein Urteil ist stets als auf der Nichtanwen-
dung oder auf der unrichtigen Anwendung 
von Bundesrecht beruhend anzusehen, wenn 

1. das erkennende Gericht nicht vorschrifts-
mäßig besetzt war, 

2. bei der Entscheidung ein Richter mitge-
wirkt hat, der von der Ausübung des 
Richteramtes kraft Gesetzes ausgeschlos-
sen oder wegen Besorgnis der Befangen-
heit mit Erfolg abgelehnt war, 

3. einem Beteiligten das rechtliche Gehör

-
versagt war, 

4. ein Beteiligter im Verfahren nicht nach 
Vorschrift des Gesetzes vertreten war, 
außer, wenn er der Prozeßführung aus-
drücklich oder stillschweigend zuge-
stimmt hat, 

5. das Urteil auf eine mündliche Verhand-
lung ergangen ist, bei der die Vorschrif-
ten über die Öffentlichkeit des Verfahrens 
verletzt worden sind, oder 

6. die Entscheidung nicht mit Gründen ver-
sehen ist." 

Begründung 
Folge der Streichung des § 132. 

76. In § 140 sind die Abs. 1 bis 4 mit folgender 
Maßgabe umzustellen: 

der bisherige Abs. 4 wird Abs. 1 und erhält 
folgenden Zusatz: 

„Der Beschluß bedarf keiner Begründung, 
wenn er einstimmig gefaßt wird." 

der bisherige Abs. 2 bleibt Abs. 2 

der bisherige Abs. 1 wird Abs. 3 

der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4. 

Begründung 
Die nunmehr gewählte Reihenfolge entspricht 
der Systematik. 

Außerdem dient Satz 2 des neuen Abs. 1 der 
Entlastung des Gerichts. 

76a. (neu) Dem § 142 ist ein neuer Abs. 3 mit fol-
gendem Wortlaut anzufügen: 

„(3) Außerdem ist vorbehaltlich einer ge-
setzlich vorgesehenen Beschwerde gegen die 
Nichtzulassung der Berufung oder der Revision 
die Beschwerde nicht gegeben in Streitig-
keiten, 

1. in denen die Berufung ausgeschlossen oder 
von einer besonderen Zulassung abhängig 
ist, sowie 

2. über Kosten, Gebühren und Auslagen, 
wenn der Wert des Beschwerdegegen

-

standes fünfzig Deutsche Mark nicht über-
steigt." 

Begründung 
Die Ergänzung dient der Vereinfachung des 
Verfahrens. 

77. Unverändert. 

78. Unverändert. 

78a. (neu) In § 152 ist ein neuer Abs. 3 a mit fol-
gendem Wortlaut einzufügen: 

„(3 a) Wird ein Rechtsstreit nach den §§ 39, 
84 an ein anderes Gericht verwiesen, so wer-
den die Kosten im Verfahren vor dem an-
gegangenen Gericht als Teil der Kosten be-
handelt, die bei dem Gericht erwachsen, an das 
der Rechtsstreit verwiesen wurde." 

Begründung 
Kostenrechtliche Folgerung aus der Verwei-
sungsregelung. 

79. Unverändert. 

80. Entfällt. 

81. Unverändert. 

82. § 160 ist zu streichen. 

Begründung 
Übernahme als Abs. i in den neu zu schaf-
fenden § 179 a. 

83. Entfällt. 

83a. (neu) Es ist ein neuer § 160 a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

„§ 160 a 

Vorschriften, nach denen der Bund, die Län-
der, die Gemeinden oder Gemeindeverbände 
oder andere juristische Personen des öffent-
lichen Rechts sowie Behörden und sonstige 
bestimmte Beteiligte von der Zahlung der 
Gerichtskosten ganz oder teilweise befreit 
sind, finden keine Anwendung." 

Begründung 
Die Einfügung erscheint zweckmäßig, da sich 
die entsprechende Vorschrift der MRVO 165 
(§ 104 Abs. 4) bewährt hat. 

84. Unverändert. 

84a. (neu) § 166 ist wie folgt neu zu fassen: 

„§ 166 

(1) Soll zugunsten des Bundes oder einer 
bundesunmittelbaren Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffentlichen Rechts voll- 
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streckt werden, so richtet sich diese Voll-
streckung nach dem Verwaltungsvollstrek-
kungsgesetz. 

(2) Bei der Vollstreckung zugunsten eines 
Landes, eines Gemeindeverbandes, einer Ge-
meinde sowie einer nichtbundesunmittelbaren 
Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffent-
lichen Rechts gelten die landesrechtlichen Vor-
schriften für die Vollstreckung im Verwal-
tungswege." 

Begründung 

Da die Länder für ihre Verwaltungsvollstrek-
kung ganz überwiegend nicht mit dem Ver-
waltungsvollstreckungsgesetz des Bundes 
arbeiten, empfiehlt es sich, zur Vermeidung 
einer Zweispurigkeit im Vollstreckungsrecht 
auch für gerichtliche Vollstreckungsverfahren 
auf das bestehende allgemeine Landesvoll-
streckungsrecht zu verweisen. 

85. Unverändert. 

85a. (neu) 

a) Es ist ein neuer Teil IV a, bestehend aus 
den §§ 168 a bis g, in folgender Fassung ein-
zufügen: 

„Teil IV a 

Gerichtliche Nachprüfung von Anordnungen, 
Verfügungen oder sonstigen Maßnahmen der 

Justiz- oder Vollzugsbehörden 

168 a 

(1) Über die Rechtmäßigkeit der Anordnun-
gen, Verfügungen oder sonstiger Maßnahmen, 
die von den Justizbehörden zur Regelung ein-
zelner Rechtsangelegenheiten auf den Gebieten 
des bürgerlichen Rechts einschließlich des 
Handelsrechts, des Zivilprozesses, der frei-
willigen Gerichtsbarkeit, der Strafrechtspflege 
getroffen werden, entscheiden auf Antrag die 
ordentlichen Gerichte, soweit der Rechtsweg 
gegeben ist. Das gleiche gilt für Anordnungen, 
Verfügungen oder sonstige Maßnahmen der 
Vollzugsbehörden im Vollzug der Freiheits-
strafen, Untersuchungshaft, der Maßregeln der 
Sicherung und Besserung und des Jugend-
arrestes. 

(2) Soweit die ordentlichen Gerichte bereits 
auf Grund anderer Vorschriften angerufen 
werden können, behält es hierbei sein Be-
wenden. 

§ 168 b 

Soweit Maßnahmen der Justiz- oder Voll-
zugsbehörden der Beschwerde oder einem an-
deren förmlichen Rechtsbehelf im Verwal-
tungsverfahren unterliegen, kann der Antrag 
auf gerichtliche Entscheidung erst nach vor-
ausgegangenem Beschwerdeverfahren gestellt 
werden. 

§ 168 c 

Ein Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
kann auch gestellt werden, wenn über einen 
Antrag, eine Maßnahme zu treffen, oder über 
eine Beschwerde oder einen anderen förm-
lichen Rechtsbehelf ohne zureichenden Grund 
nicht innerhalb von drei Monaten entschieden 
ist. 

§ 168 d 

(1) Über den Antrag entscheidet ein Zivil-
senat oder, wenn die Maßnahme eine An-
gelegenheit der Strafrechtspflege, des Voll-
zugs oder des mit diesen Gebieten zusammen-
hängenden Kostenwesens betrifft, ein Straf-
senat des Oberlandesgerichts, in dessen Bezirk 
die Justiz- oder Vollzugsbehörde ihren Sitz 
hat. Ist ein Beschwerdeverfahren (§ 168 b) vor-
ausgegangen, so ist das Oberlandesgericht 
zuständig, in dessen Bezirk die Beschwerde-
behörde ihren Sitz hat. 

(2) § 199 Absatz 1 des Gesetzes über die 
Angelegenheit der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
und § 9 des Einführungsgesetzes zum Gerichts-
verfassungsgesetz sind entsprechend anzu-
wenden. 

(3) Will ein Oberlandesgericht bei seiner 
Entscheidung von einer auf Grund des § 168 a 
ergangenen Entscheidung eines anderen Ober-
landesgerichts oder des Bundesgerichtshofs 
abweichen, so hat es die Sache diesem vor-
zulegen. Der Bundesgerichtshof entscheidet 
anstelle des Oberlandesgerichts. 

§ 168 e 

(1) Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
ist nur zulässig, wenn der Antragsteller gel-
tend macht, durch die Maßnahme oder ihre 
Ablehnung oder Unterlassung in seinen 
Rechten verletzt zu sein. 

(2) Hält das Gericht die Maßnahme für 
rechtswidrig, so hebt es sie und, soweit ein 
Beschwerdeverfahren (§ 168b) vorausgegangen 
ist, den Beschwerdebescheid auf. Ist die Maß-
nahme schon vollzogen, so kann das Gericht 
auf Antrag auch aussprechen, daß und wie die 
Justiz- und Vollzugsbehörde die Vollziehung 
rückgängig zu machen hat. Dieser Ausspruch 
ist nur zulässig, wenn die Behörde rechtlich 
dazu in der Lage und diese Frage ohne 
weiteres spruchreif ist. Hat sich die Maßnahme 
vorher durch Zurücknahme oder anders er-
ledigt, so spricht das Gericht auf Antrag aus, 
daß die Maßnahme rechtswidrig gewesen ist, 
wenn der Antragsteller ein berechtigtes Inter-
esse an dieser Feststellung hat. 

(3) Hält das Gericht die Ablehnung oder 
Unterlassung der Maßnahme für rechtswidrig, 
so spricht es die Verpflichtung der Justiz- oder 
Vollzugsbehörde aus, die beantragte Amts-
handlung vorzunehmen, sonst die Verpflich-
tung, den Antragsteller unter Beachtung der 
Rechtsauffassung des Gerichts zu bescheiden. 
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(4) Rechtswidrigkeit ist auch gegeben, wenn 
die Justiz- oder Vollzugsbehörde ermächtigt 
ist, nach ihrem Ermessen zu handeln, die ge-
setzlichen Grenzen des Ermessens aber über-
schritten oder von dem Ermessen in einer dem 
Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden 
Weise Gebrauch gemacht hat. 

§ 168f 

(1) Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung 
muß innerhalb eines Monats nach Zustellung 
oder Bekanntgabe des Bescheides oder, soweit 
ein Beschwerdeverfahren (§ 168 b) vorausge-
gangen ist, des Beschwerdebescheides schrift-
lich oder zur Niederschrift der Geschäftsstelle 
des Oberlandesgerichts oder eines Amtsge-
richts gestellt werden. 

(2) War der Antragsteller ohne sein Ver-
schulden verhindert, die Frist einzuhalten, so 
ist ihm auf Antrag Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand zu erteilen. § 62 Absatz 2, 3 
und 4 sind anzuwenden. 

(3) Ist über einen Antrag auf Vornahme 
einer der in § 2a bezeichneten Maßnahmen 
oder über die Beschwerde innerhalb angemes-
sener Frist nicht sachlich entschieden worden, 
so gelten § 76 Satz 2 bis 4 und § 77 entspre-
chend. 

(4) Die Entscheidung des Oberlandesgerichts 
ist endgültig. 

(5) Im übrigen sind auf das gerichtliche Ver-
fahren vor dein Zivilsenat die Vorschriften des 
Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit über das Be-
schwerdeverfahren, auf das Verfahren vor dem 
Strafsenat die Vorschriften der Strafprozeß-
ordnung über das Beschwerdeverfahren sinn-
gemäß anzuwenden. 

(6) Auf die Bewilligung des Armenrechts 
sind die Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
entsprechend anzuwenden. 

§ 168g 

(i) Für die Kosten des Verfahrens vor dem 
Oberlandesgericht gelten die Vorschriften der 
Kostenordnung entsprechend. Abweichend von 
§ 122 der Kostenordnung wird jedoch ohne 
Begrenzung durch einen Höchstbetrag bei Zu-
rückweisung das Doppelte der vollen Gebühr, 
bei Zurücknahme des Antrages eine volle Ge-
bühr erhoben. 

(2) Das Oberlandesgericht kann nach billi-
gem Ermessen bestimmen, daß die außerge-
richtlichen Kosten des Antragstellers, die zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung not-
wendig waren, ganz oder teilweise aus der 
Staatskasse zu erstatten sind. Die Vorschriften 
des § 91 Abs. 1 Satz 2 und der §§ 102 bis 107 
der Zivilprozeßordnung gelten entsprechend. 
Die Entscheidung des Oberlandesgerichts kann 
nicht angefochten werden. 

(3) Für die Gebühren und Auslagen der 
Rechtsanwälte sind die für bürgerliche Rechts-
streitigkeiten im ersten Rechtszuge geltenden 
Vorschriften entsprechend anzuwenden. 

(4) Der Geschäftswert bestimmt sich nach 
§ 24 der Kostenordnung. Er wird von dem 
Oberlandesgericht durch unanfechtbaren Be-
schluß festgesetzt. Die Festsetzung gilt auch 
für die Gebühren der Rechtsanwälte." 

Begründung 
Die Nachprüfung der spezifisch justizmäßigen 
Verwaltungsakte der Justizverwaltung sollte 
den ordentlichen Gerichten übertragen werden, 
da diese über die für die Nachprüfung erfor-
derlichen zivil- und strafrechtlichen Kenntnisse 
und Erfahrungen verfügen. 

Die vorgeschlagenen §§ 168a bis 168g ent-
sprechen der vom Bundesjustizministerium in 
Zusammenarbeit mit den Landesjustizmini-
sterien erarbeiteten Fassung. Es erscheint 
zweckmäßig, die gerichtliche Nachprüfung der 
sogen. Justizverwaltungsakte bereits jetzt in 
die Verwaltungsgerichtsordnung einzufügen. 

b) Der Bundesrat regt an, daß im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens geprüft 
wird, ob die Justizverwaltungsakte nicht durch 
einen enumerativen Katalog erfaßt werden 
können. 

Begründung 
Die in dem vorgeschlagenen § 168a Abs. 1 ent-
haltene Generalklausel erfaßt auch solche 
Fälle, die nicht unter den herkömmlichen Be-
griff des Justizverwaltungsaktes fallen. Dar-
über hinaus ist es zweifelhaft, ob General-
klauseln überhaupt geeignet sind, eine in der 
Praxis brauchbare Abgrenzung des Justizver-
waltungsaktes zu liefern. 

85b. (neu) Es ist ein neuer § 169a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

„§ 169a 

Für vermögensrechtliche Ansprüche aus Auf-
opferung für das gemeine Wohl und aus öffent-
lich-rechtlicher Verwahrung sowie für Scha-
densersatzansprüche aus der Verletzung öffent-
lich-rechtlicher Pflichten ist der ordentliche 
Rechtsweg gegeben. Die besonderen Vorschrif-
ten des Beamtenrechts bleiben unberührt." 

Begründung 
Im Hinblick auf § 38 ist es geboten, die Ent-
scheidung über die hier genannten Ansprüche 
entsprechend der Rechtsprechung des BGH 
ausdrücklich den ordentlichen Gerichten zuzu-
weisen. Außerdem entspricht die Vorschrift 
dem in Art. 14 Abs. 3 Satz 4 und in Art. 34 
Satz 3 GG niedergelegten Grundgedanken. 

86. Unverändert. 
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86a. (neu) Es sind neue §§ 170a und b mit folgen-
dem Wortlaut einzufügen: 

„§ 170 a 

Das Gerichtsverfassungsgesetz wird wie 
folgt geändert: 

1. § 17 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,(1) Die ordentlichen Gerichte entschei-
den über die Zulässigkeit des zu ihnen 
beschrittenen Rechtswegs.' 

2. Als § 17a wird eingefügt: 

,§ 17a 

(1) Hat ein ordentliches Gericht den zu 
ihm beschrittenen Rechtsweg zuvor rechts-
kräftig für unzulässig erklärt, so kann ein 
anderes Gericht in derselben Sache seine 
Gerichtsbarkeit nicht deshalb verneinen, 
weil es den Rechtsweg zu den ordentlichen 
Gerichten für gegeben hält. 

(2) Hat ein Gericht der Verwaltungs-, 
der Finanz- oder der Sozialgerichtsbarkeit 
den zu ihm beschrittenen Rechtsweg zu-
vor rechtskräftig für zulässig oder unzu-
lässig erklärt, so sind die ordentlichen 
Gerichte an diese Entscheidung gebunden. 

(3) Hält ein ordentliches Gericht den zu 
ihm beschrittenen Rechtsweg nicht für ge-
geben, so verweist es in dem Urteil, in 
dem es den Rechtsweg für unzulässig er-
klärt, zugleich auf Antrag des Klägers die 
Sache an das Gericht des ersten Rechts-
zugs, zu dem es den Rechtsweg für gege-
ben hält. Der Kläger kann den Antrag auf 
Verweisung nur bis zum Schluß der münd-
lichen Verhandlung stellen, auf die das 
Urteil ergeht. Mit der Rechtskraft des Ur-
teils gilt die Rechtshängigkeit der Sache 
hei dem im Urteil bezeichneten Gericht als 
begründet. Soll durch die Erhebung der 
Klage eine Frist gewahrt werden, so tritt 
diese Wirkung bereits in dem Zeitpunkt 
ein, in dem die Klage erhoben ist. Das 
gleiche gilt in. Ansehung der Wirkungen, 
die durch andere als verfahrensrechtliche 
Vorschriften an die Rechtshängigkeit ge-
knüpft werden. 

(4) Für das Verhältnis zwischen den 
ordentlichen Gerichten und den Arbeits-
gerichten gilt § 48 Abs. i des Arbeitsge-
richtsgesetzes.' 

§ 170 b 

Bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur Neu-
ordnung der Finanzgerichtsbarkeit gilt § 39 
Abs. 3 im Verfahren vor einem Gericht der 
Finanzgerichtsbarkeit entsprechend." 

Begründung 

Angleichung des Gerichtsverfassungsgesetzes 
an das Sozialgerichtsgesetz und an § 39 des 
Entwurfs. 

86b. (neu) § 171 ist zu streichen. 

Begründung 
Die Bestimmung ist durch den Erlaß des Ver-
waltungsvollstreckungsgesetzes gegenstands-
los. 

87. Unverändert. 

Neue Begründung 

Folge der Übernahme als Absatz 3 in § 103. 

88. In § 174 ist „§ 15 Abs. 3" durch „§ 15 Abs. 2" 
zu ersetzen. 

Begründung 
Zugunsten von Kriegsteilnehmern sollten Aus-
nahmen von der vorgeschriebenen Mindestzeit 
des Studiums der Rechtswissenschaft und der 
Ausbildung im öffentlichen Dienst möglich 
sein. Im übrigen Folge der Streichung von 
§ 15 Abs. 3. 

88a. (neu) § 175 ist wie folgt neu zu fassen: 

„§ 175 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

(2) Im Saarland gilt dieses Gesetz mit fol-
gender Maßgabe 

1. Die Revision gegen ein Urteil des Ober-
verwaltungsgerichts oder Verwaltungs-
gerichts (§§ 131, 133, 133 a) findet nicht 
statt, soweit sie auf die Verletzung einer 
Rechtsnorm aus den in Artikel 42 Abs. 1 
des Saarvertrages vom 27. Oktober 1956 
(Bundesgesetzbl. II S. 1587) bezeichneten 
Gebieten gestützt wird. 

2. Beträge in Deutscher Mark, die in diesem 
Gesetz erwähnt werden, sind im Saar-
land bis zum Ende der Übergangszeit nach 
Artikel 3 des Saarvertrages vom 27. Okto-
ber 1956 (Bundesgesetzbl. II S. 1587) in 
entsprechender Anwendung des § 5 Abs. 1 
der Dritten Verordnung über die Erhöhung 
der Unterhaltsansprüche und sonstigen Be-
träge in gerichtlichen Angelegenheiten 
vom 7. März 1951 (Amtsbl. des Saarlandes 
S. 441) umzurechnen." 

Begründung 

Zu Abs. 1: 

Übliche Fassung der Berlin-Klausel. 

Zu Abs. 2: 

Notwendige Ergänzungen im Hinblick auf die 
besonderen saarländischen Verhältnisse. 

89. Unverändert. 
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90. Es ist ein neuer § 176a mit folgendem Wort-
laut einzufügen: 

„§ 176 a 

(1) In den Ländern Berlin und Hamburg tre-
ten an die Stelle der Kreise im Sinne des 
§ 29 die Bezirke. 

(2) Die Länder Berlin, Bremen, Hamburg, 
Saarland und Schleswig-Holstein können Ab-
weichungen von den Vorschriften des § 74 
Abs. 1 Satz 2 zulassen." 

Begründung 

Die Länder Berlin und Hamburg kennen keine 
Kreise. An die Stelle der Kreise sollen die Be-
zirke treten, soweit es sich um die Wahrneh-
mung von Aufgaben nach § 129 handelt. Die 
zulässige Abweichung von der Vorschrift des 
§ 74 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 entspricht dem Ver-
waltungsaufbau und der Organisation der 
Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg des 
Saarlandes und des Landes Schleswig-Holstein. 

91. Unverändert. 

91a. (neu) Es ist ein neuer § 177 a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

„§ 177 a 

§ 23 Nr. 2 findet in den Ländern Berlin, Bre-
men und Hamburg auch mit der Maßgabe An-
wendung, daß in der öffentlichen Verwaltung 
ehrenamtlich tätige Personen nicht zu ehren-
amtlichen Verwaltungsrichtern berufen wer-
den können." 

Begründung 
In den Ländern Berlin, Bremen und Hamburg 
wirken ehrenamtlich tätige Bürger in erheb-
lichem Umfang in der aktiven Verwaltung mit; 
für diesen Personenkreis verbietet sich eine 
gleichzeitige Mitwirkung in der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit. 

92. § 178 ist wie folgt neu zu fassen: 

„ § 178 

(1) Die Länder können den Gerichten der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit Dienststrafgerichte 
und Berufsgerichte angliedern und Aufgaben 
der Schiedsgerichtsbarkeit bei Vermögensaus-
einandersetzungen öffentlich-rechtlicher Ver-
bände übertragen und dabei das Verfahren 
regeln. 

(2) Die Länder können ferner für das Gebiet 
des Personalvertretungsrechts von diesem Ge-
setz abweichende Vorschriften über die Beset-
zung und das Verfahren der Verwaltungsge-
richte und des Oberverwaltungsgerichts erlas-
sen. 

(3) Die Länder können auch bestimmen, daß 
Rechtsbehelfe keine aufschiebende Wirkung 
haben, soweit sie sich gegen Maßnahmen rich

-

ten, die in der Verwaltungsvollstreckung ge-
troffen werden." 

Begründung 

Zu Abs. 1: 

Die Neufassung dient der Klarstellung. 

Zu Abs. 2: 

Die Vorschrift soll es den Ländern ermög-
lichen, Personalvertretungsgesetze in Anglei-
chung an das Personalvertretungsgesetz des 
Bundes zu erlassen. 

Zu Abs. 3: 

Es entspricht dem Wesen der Vollstreckung, 
daß Rechtsbehelfe, die sich gegen Vollstrek-
kungsmaßnahmen richten (z. B. gegen die 
Pfändung einer beweglichen Sache oder gegen 
die Pfändung einer Forderung durch Pfän-
dungsverfügung), den Fortgang des Verfahrens 
nicht hindern. Auf dem Gebiete des steuerrecht-
lichen Verwaltungszwangsverfahrens ist dies 
ausdrücklich anerkannt (vgl. §§ 327 Abs. 2, 
251 RAO). Auch das Verwaltungsvollstrek-
kungsgesetz des Bundes vom 27. April 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 157) geht offensichtlich 
hiervon aus (§ 5 des Verwaltungsvollstrek-
kungsgesetzes in Verbindung mit § 327 Abs. 2 
RAO). Der anzufügende Absatz 3 soll sicher-
stellen, daß die Länder eine diesen bundes-
rechtlichen Bestimmungen entsprechende Rege-
lung in ihren Verwaltungsvollstreckungsge-
setzen abweichend von § 81 Abs. 1 des Ent-
wurfs treffen können, wie es zum Teil bereits 
geschehen ist (vgl. § 16 Abs. 5 des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes für Rheinland-
Pfalz vorn 8. Juli 1957 — GVBl. S. 101 —). 

Die Vorschrift ist auf Vollstreckungsmaßnah-
men beschränkt. Die aufschiebende Wirkung 
kann daher nicht für die Fälle ausgeschlossen 
werden, in denen sich die Rechtsbehelfe gegen 
den der Vollstreckung zugrunde liegenden 
Verwaltungsakt (Leistungsbescheid) richten. 

93. § 179 ist wie folgt neu zu fassen: 

„§ 179 

(1) Die Sachgebiete der allgemeinen öffent-
lichen Fürsorge, der Tuberkulosenhilfe und der 
sozialen Fürsorge für Kriegsopfer sind in einer 
Kammer oder in einem Senat zusammenzufas-
sen. Gerichtskosten (Gebühren und Auslagen) 
werden  in den Verfahren dieser Art nicht er-
hoben. 

(2) Die Vorschriften des § 51 des Sozialge-
richtsgesetzes vom 3. September 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1239) bleiben unberührt." 

Begründung 

Es erscheint zweckmäßig, diese schwierigen 
Fragen durch Kammern und Senate entschei-
den zu lassen, die auf diese Weise besondere 
Erfahrungen sammeln können. 
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93a. (neu) Es ist ein neuer § 179a mit folgendem 
Wortlaut einzufügen: 

„§ 179a 

(1) Bis zum Erlaß eines einheitlichen Ge-
richtskostengesetzes für die Verwaltungsge-
richtsbarkeit sind die am Sitz des Gerichts 
des ersten Rechtszugs geltenden Vorschriften 
über die Erhebung von Gerichtskosten (Gebüh-
ren und Auslagen), für das Verfahren vor dem 
Bundesverwaltungsgericht die Vorschriften des 
Gesetzes über das Bundesverwaltungsgericht 
anzuwenden. Das gleiche gilt für die Gebüh-
ren und Auslagen der Verwaltungsrechtsräte. 

(2) Ebenfalls bis zum Erlaß eines einheit-
lichen Gerichtskostengesetzes bleiben landes-
rechtliche Vorschriften, nach denen die Nicht-
zahlung von Vorschüssen auf Gerichtskosten 
(Gebühren und Auslagen) verfahrensrechtliche 
Folgen bewirken, unberührt." 

Begründung 

Zu Abs. 1: 

Absatz 1 entspricht inhaltlich dem bisherigen 
§ 160 der Regierungsvorlage und berücksichtigt 
die inzwischen eingetretene Kostenreform. Da 
es sich um eine Übergangsvorschrift handelt, 
wurde die Vorschrift in Teil V übernommen. 

Zu Abs. 2: 

Absatz 2 bezweckt, die in den Ländern er-
lassenen verfahrensrechtlichen Vorschriften 
für die Zahlung von Gerichtskostenvorschüssen 
und die Folgen bei der Nichtzahlung dieser 
Vorschüsse aufrechtzuerhalten. 

94. In § 180 Abs. 2 Nr. 3 ist nach Buchstabe a) 
einzufügen: 

„aa) Berlin vom 8. Januar 1951 (Verord-
nungsbl. für Berlin I S. 46) in der Fas-
sung des Gesetzes vom 3. Dezember 
1956 (Gesetz- und Verordnungsbl. für 
Berlin S. 1143); das Gesetz über den 
Anwendungsbereich der Reichsabga-
benordnung vom 10. März 1955 (Ge-
setz- und Verordnungsbl. S. 169) bleibt 
unberührt." 

Begründung 

Da die Verwaltungsgerichtsordnung auch für 
das Land Berlin gelten soll, muß dessen bis-
heriges Gesetz über die Verwaltungsgerichts-
barkeit aufgehoben werden. 

95. § 180 Abs. 2 Nr. 4 ist wie folgt neu zu fassen: 

„4. die Landesverordnung über den Aufbau 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 

30. März 1947 (Bad. Amtsbl. S. 89) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Ja-
nuar 1952 (Bad. Gesetz- und Verord-
nungsbi. S. 14) sowie 

das Gesetz, den Verwaltungsgerichtshof 
und das verwaltungsgerichtliche Ver-
fahren betreffend, vom 24. Februar 1880 
(Gesetz- und Verordnungsbl. S. 29) und 

das Gesetz, die Verwaltungsrechtspflege 
betreffend, vom 14. Juni 1884 (Gesetz 
und Verordnungsbl. S. 197". 

Begründung 

Notwendige Ergänzung. 

96. Entfällt. 

96a. (neu) In § 180 Abs. 2 Nr. 7 ist einzufügen: 

„sowie das württembergische Gesetz über die 
Verwaltungsrechtspflege vom 16. Dezember 
1876 (Regierungsbi. S. 485)". 

Begründung 

Notwendige Ergänzung. 

96b. (neu) In § 180 Abs. 2 ist eine neue Nr. 8 mit 
folgender Fassung einzufügen: 

„8. das Gesetz über die Verwaltungsgerichts-
barkeit vom 10. Juli 1951 (Amtsbl. des 
Saarlandes S. 1075) in der Fassung der 
Gesetze vom 16. März 1953 (Amtsbl. des 
Saarlandes S. 185), vom 22. Februar 1956 
(Amtsbl. des Saarlandes S. 309) und vom 
11. Dezember 1956 (Amtsbl. des Saar-
landes S. 1657) mit Ausnahme der §§ 110 
und 111." 

Begründung 

Notwendige Ergänzung. 

Die Aufrechterhaltung des § 110 des saarl. 
VGG ist wegen der dort begründeten beson-
deren Zuständigkeiten des saarl. OVG erfor-
derlich, solange nicht das Gesetz über den 
Bundesfinanzhof und das Sozialgerichtsgesetz 
im Saarland eingeführt sind. 

§ 111 des saarl. VGG enthält eine Änderung 
des saarl. Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes, 
die aufrechterhalten werden muß. 

97. Unverändert. 

98. In § 180 Abs. 6 ist Nr. 7 zu streichen. 

Begründung 

Folge des Vorschlags zu § 15. 

99. Unverändert. 
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B. Entwurf eines Gesetzes über die Beschränkung der Berufung 
im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

100. § 1 ist wie folgt neu zu fassen: 

„ § 

In Streitigkeiten auf den Gebieten des Preis-
rechts, der öffentlichen Abgaben, der Kosten, 
der Strafen und des Zwangsgeldes mit einem 
Wert des Beschwerdegegenstandes unter drei-
hundert Deutsche Mark sowie auf den Ge-
bieten des Wohnungswesens, der Notauf-
nahme von Deutschen in das Bundesgebiet 
und der Ausstellung von Ausweisen für Ver-
triebene und Sowjetzonenflüchtlinge sowie 
der Ausländerpolizei findet die Berufung 
gegen Urteile des Verwaltungsgerichts an das 
Oberverwaltungsgericht nur statt, wenn sie in 
dem Urteil zugelassen ist." 

Begründung 

Der Bundesrat hält es nach wie vor für erfor-
derlich, das verwaltungsgerichtliche Verfahren 
durch gesetzgeberische Maßnahmen zu ver-
kürzen, ohne den Grundsatz der Rechtssicher-
heit zu verletzen. Staatsbürger und Verwal-
tung sind nämlich darauf angewiesen, daß 
Verwaltungsentscheidungen möglichst bald 
unanfechtbar werden. Die Aufzählung der 
Sachgebiete in § 1 sollte daher über die von 
Bundesrat seinerzeit vorgeschlagene Neufas-
sung hinaus erweitert werden. 

101. Unverändert. 

Außerdem nimmt der Bundesrat noch wie folgt 
Stellung: 
1. Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die Ver-
fahrensordnungen für die verschiedenen Zweige 
der Gerichtsbarkeit so weit wie irgend möglich 
aneinander angeglichen werden müssen (vgl. 
schon die Empfehlung des Bundesrates zur Sozial-
gerichtsordnung in I Nr. 3 der BR-Drucks. 
Nr. 117/53 — Beschluß —, enthalten in der 
BT-Drucksache Nr. 4357 der 1. Wahlperiode). 
Dies gilt sowohl für die sachliche Regelung als 
auch für die redaktionelle Fassung (Aufbau, Be-
griffsbildung, Gesetzessprache) der Verfahrens-
ordnungen. Die Verwaltungsgerichtsordnung 
sollte daher mit den in der vorigen Legislatur-
periode erlassenen Verfahrensgesetzen (dem 
Arbeitsgerichtsgesetz und dem Sozialgerichts-
gesetz) in Übereinstimmung gebracht werden. Ins-
besondere sollte die Verwaltungsgerichtsordnung 
und das Sozialgerichtsgesetz, die beide die Ge-
richtsverfassung und das Verfahren vor Verwal-
tungsgerichten regeln, nur dort voneinander ab-
weichen, wo die Verschiedenheit der Streitsachen 
dies unerläßlich erscheinen läßt. 

102. Es ist ein neuer § 3 a mit folgendem Wortlaut 
einzufügen: 

„§ 3 a 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§ 13 Abs. i des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

(2) Beträge in Deutscher Mark, die in die-
sem Gesetz erwähnt werden, sind im Saarland 
bis zum Ende der Übergangszeit nach Artikel 3 
des Saarvertrages vom 27. Oktober 1956 (Bun-
desgesetzbl. II S. 1587) in entsprechender An-
wendung des § 5 Abs. 1 Satz 1 der Dritten 
Verordnung über die Erhöhung der Unterhalts-
ansprüche und sonstigen Beträge in gericht-
lichen Angelegenheiten vom 7. März 1951 
(Amtsbl. des Saarlandes S. 441) umzurechnen." 

Begründung 

Zu Abs. 1: 

Übliche Berlin-Klausel. 

Zu Abs. 2: 

Notwendige Ergänzung im Hinblick auf die 
Währungsverhältnisse im Saarland. 

102a. (neu) Der Bundesrat empfiehlt. eine Mindest-
laufzeit von fünf Jahren in § 4 zu bestimmen, 
da bei einer kürzeren Geltungsdauer des Ge-
setzes die praktische Durchführung und der 
Erfolg gefährdet wären. 

II. 

Als Beispiel wird hingewiesen auf die Bestim-
mungen der §§ 21 bis 25 des vorliegenden Ent-
wurfs. 

2. Der Bundesrat hält eine ausdrückliche Bestim-
mung für erforderlich, wonach die besonderen 
von den Bestimmungen dieses Gesetzes abwei-
chenden Regelungen des Flurbereinigungsgesetzes 
vom 14. Juli 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 591) und 
des Saatgutgesetzes vom 27. Juni 1953 (Bundes-
gesetzbl. I S. 450) über Rechtsbehelfe und Rechts

-

mittelverfahren unberührt bleiben. 

3. Der Bundesrat war bei der Kürze der zur Ver-
fügung stehenden Zeit nicht in der Lage, die seit 
der letzten Beratung der Gesetzentwürfe in Ge-
setzgebung, Verwaltungspraxis, Rechtsprechung 
und Schrifttum aufgetretenen wesentlichen neuen 
Gesichtspunkte zu verarbeiten. Er hält es für 
dringend geboten, die Entwürfe insoweit nochmals 
einer genaueren Prüfung zu unterziehen. Er be

-

hält sich deshalb vor, für die Beratungen der 
Gesetzentwürfe im Bundestag weitere Vorschläge 
als Material nachzureichen. 
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Zu Anlage 2 

Der Präsident des Bundesrates 	 Bonn, den 19. Februar 1954 

An den 
Herrn Bundeskanzler 

Mit Bezug auf das Schreiben vom 3. Februar 1954 — 4 - 20401 
- 2941/53 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat 
in seiner 119. Sitzung am 19. Februar 1954 gemäß Artikel 76  
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf einer Verwaltungsgerichtsordnung 

(VwGO) 

sowie 

zu dem Entwurf eines Gesetzes über die 

Beschränkung der Berufung im verwal

-

tungsgerichtlichen Verfahren 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzu-
schlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Außerdem nimmt der Bundesrat zu den beiden Entwürfen noch 
wie folgt Stellung: 

1. Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die Verfahrensordnun-
gen für die verschiedenen Zweige der Gerichtsbarkeit so weit 
wie irgend möglich aneinander angeglichen werden müssen 
(vgl. schon die Empfehlung des Bundesrates zur Sozial-
gerichtsordnung in I Nr. 3 der BR-Drucks. Nr. 117/53 — Be-
schluß —, enthalten in der BT-Drucksache Nr. 4357 der 
1. Wahlperiode). Dies gilt sowohl für die sachliche Regelung 
wie für die redaktionelle Fassung (Aufbau, Begriffsbildung, 
Gesetzessprache) der Verfahrensordnungen. Die Verwal-
tungsgerichtsordnung sollte daher mit den in der vorigen 
Legislaturperiode erlassenen Verfahrensgesetzen (dem Ar-
beitsgerichtsgesetz und dem Sozialgerichtsgesetz) in Über-
einstimmung gebracht werden. Insbesondere sollten die Ver-
waltungsgerichtsordnung und das Sozialgerichtsgesetz, die 
beide die Gerichtsverfassung und das Verfahren vor Ver-
waltungsgerichten regeln, nur dort voneinander abweichen, 
wo die Verschiedenheit der Streitsachen dies unerläßlich 
erscheinen läßt. 

Als Beispiel wird hingewiesen auf die Bestimmungen der 
§§ 21 bis 25 des vorliegenden Entwurfs. 
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2. Der Bundesrat hält eine ausdrückliche Bestimmung für erfor-
derlich, wonach die besonderen von den Bestimmungen 
dieses Gesetzes abweichenden Regelungen des Flurbereini-
gungsgesetzes vom 14. Juli 1953 (BGBl. I S. 591) und des 
Saatgutgesetzes vom 27. Juni 1953 (BGBl. I S. 450) über 
Rechtsbehelfe und Rechtsmittelverfahren unberührt bleiben. 

3. Der Bundesrat war bei der Kürze der zur Verfügung stehen-
den Zeit nicht in der Lage, die seit der letzten Beratung der 
Gesetzentwürfe in Gesetzgebung, Verwaltungspraxis, Recht-
sprechung und Schrifttum aufgetretenen wesentlichen neuen 
Gesichtspunkte zu verarbeiten. Er hält es für dringend gebo-
ten, die Entwürfe insoweit nochmals einer genaueren Prüfung 
zu unterziehen. Er behält sich deshalb vor, für die Beratungen 
der Gesetzentwürfe im Bundestag weitere Vorschläge als 
Material nachzureichen. 

Zinn 

Anlage 

zum Schreiben des Präsidenten des Bundesrates 
vom 19. Februar 1954 
an den Bundeskanzler 

Änderungen 

zu dem Entwurf einer Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 

sowie eines Gesetzes über die Beschränkung der Berufung 

im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

Entwurf einer Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) 

1. Die Eingangsformel ist wie folgt zu fassen: 
„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 

Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 
Das Verwaltungsverfahren für die landeseigene 
Verwaltung ist u. a. in § 29 des Entwurfs ge-
regelt. Das Gesetz bedarf daher nach Art. 84 
Abs. 1 GG der Zustimmung des Bundesrates. 

2. In § 1 ist nach dem Wort „unabhängige" ein 
Komma zu setzen. 

Begründung 
Redaktionelle Klarstellung. 

3. § 2 ist wie folgt zu fassen, und es sind ein § 2 a 
und ein § 2 b anzufügen: 

„§ 2 
(1) Es sind im Rahmen der allgemeinen Ver-

waltungsgerichtsbarkeit zu errichten 

in den Ländern Verwaltungsgerichte und das 
Oberverwaltungsgericht, 
im Bund das Bundesverwaltungsgericht mit 
dem Sitz in Berlin. 
(2) Für das Bundesverwaltungsgericht be-

stimmt die Bundesregierung den Bundesmini-
ster, zu dessen Geschäftsbereich die Verwal-
tungsgerichtsbarkeit gehört. 

§ 2a 

(1) Zahl, Sitz und Bezirk der Verwaltungs-
gerichte und den Sitz des Oberverwaltungs-
gerichts bestimmen die Länder. Einzelne Kam-
mern des Verwaltungsgerichts oder Senate 
können auch an anderen Orten errichtet wer-
den. Einzelne Sachgebiete können einem Ver-
waltungsgericht für den Bezirk mehrerer Ver-
waltungsgerichte zugewiesen werden. 

(2) Mehrere Länder können die Errichtung 
eines gemeinsamen Oberverwaltungsgerichts 
oder die Ausdehnung von Gerichtsbezirken 
über die Landesgrenzen hinaus vereinbaren. 
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§2b 

Die Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
können Sitzungen auch außerhalb des Gerichts-
sitzes abhalten, wenn dies zur beschleunigten 
Erledigung notwendig ist." 

Begründung zu §§ 2, 2a, 2b 
Der Sitz des Bundesverwaltungsgerichts soll 
auch in der Verwaltungsgerichtsordnung ver-
ankert werden. Im übrigen wird es für notwen-
dig gehalten, die Errichtung von Spezialver-
waltungsgerichten für einzelne Länder zu er-
möglichen und die Frage zu regeln, welches 
Mitglied der Bundesregierung die Verwal-
tungsgerichtsbarkeit in seinem Geschäftsbereich 
zu betreuen hat. Die Regelung der Frage, zu 
wessen Geschäftsbereich die Verwaltungs-
gerichtsbarkeit in den Ländern gehört, muß 
diesen überlassen bleiben. Es erscheint ferner 
zweckmäßig, den Ländern freie Hand zu lassen, 
ob Zahl, Sitz und Bezirk der Verwaltungs-
gerichte und der Sitz des Oberverwaltungs-
gerichts durch formelles Gesetz oder in einer 
anderen Form bestimmt werden soll. 

Die Vorschriften des § 173 über Sitzungen 
außerhalb des Gerichtssitzes werden aus Grün-
den des Zusammenhangs mit der Gerichtsver-
fassung zweckmäßigerweise in den 1. Abschnitt 
aufgenommen. 

4. § 3 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Das Verwaltungsgericht besteht aus dem 
Präsidenten, den Direktoren, weiteren Richtern 
und ehrenamtlichen Verwaltungsrichtern." 

Begründung 
Es erscheint notwendig, im § 3 Abs. 1 Berufs-
richter und ehrenamtliche Verwaltungsrichter 
getrennt voneinander aufzuführen, um den Be-
griff des Richters dem Sprachgebrauch der son-
stigen Vorschriften entsprechend auf die Be-
rufsrichter zu beschränken. 

5. § 5 ist zu streichen. 

Begründung 
Das Dienstalter soll sich nach den allgemeinen 
beamtenrechtlichen Grundsätzen richten. 

6. § 7 ist wie folgt zu fassen: 

IF  § 7 

(1) Den Vorsitz in den Kammern führen der 
Präsident und die Direktoren. Vor Beginn des 
Geschäftsjahres bestimmt der Präsident die 
Kammer, der er sich anschließt. Über die Ver-
teilung des Vorsitzes in den übrigen Kammern 
entscheiden der Präsident und die Direktoren 
nach Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Präsidenten. 

(2) Das Präsidium verteilt vor Beginn des 
Geschäftsjahres für dessen Dauer die Geschäfte 
auf die Kammern und bestimmt deren ständige 
Mitglieder sowie für den Fall ihrer Verhinde-
rung die regelmäßigen Stellvertreter. 

(3) Jeder Richter kann zum Mitglied mehre-
rer Kammern bestimmt werden. 

(4) Die Anordnung kann im Laufe des Ge-
schäftsjahres nur geändert werden, wenn dies 
wegen Überlastung oder ungenügender Aus-
lastung einer Kammer oder infolge Wechsels 
oder dauernder Verhinderung einzelner Mit-
glieder des Gerichts nötig wird." 

Begründung 

Es erscheint notwendig, die Verteilung des 
Vorsitzes in den Kammern auf die Direktoren 
nicht dem Präsidium, sondern dem Präsidenten 
zusammen mit den Direktoren zu überlassen, 
damit nicht die Möglichkeit besteht, daß der 
Präsident im Zusammenwirken mit den zum 
Präsidium gehörigen Richtern die Zuweisung 
der Kammern an einzelne Direktoren unsach-
gemäß durchführt. Die Möglichkeit einer Ände-
rung einer Anordnung über die Verteilung des 
Vorsitzes in den Kammern muß ebenso mög-
lich sein wie die Änderung der Anordnung 
über diejenigen Maßnahmen, die dem Präsi-
dium verbleiben. Ebenso ist es notwendig klar-
zustellen, daß sowohl der Vorsitzende wie auch 
ein sonstiges Mitglied einer Kammer mehreren 
Kammern angehören kann. 

7. Folgender neuer § 8 a ist einzufügen: 

„§ 8 a 

Hat ein Verwaltungsgericht weniger als drei 
Kammern, so kann von der Ernennung eines 
Präsidenten abgesehen werden. Die dem Präsi-
denten nach diesem Gesetz zustehenden Be-
fugnisse werden in diesem Falle von demjeni-
gen Direktor wahrgenommen, der dem Dienst-
alter, bei gleichem Dienstalter dem Lebens-
alter nach der Ältere ist (geschäftsleitender 
Direktor). Für die Vertretung des geschäfts-
leitenden Direktors gilt § 4 entsprechend." 

Begründung 
Bei kleineren Verwaltungsgerichten erscheint 
es aus finanziellen Gründen angebracht, von 
der Bestellung eines Präsidenten abzusehen. 

8. § 9 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„ (1) Das Oberverwaltungsgericht besteht aus 
dem Präsidenten, den Senatspräsidenten und 
weiteren Richtern. " 

Begründung 
Die bisherige Fassung begegnet systematischen 
Bedenken. 

9. § 9 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„ (3) Die Senate des Oberverwaltungsgerichts 
entscheiden in der Besetzung von drei und in 
den Fällen des § 46 von fünf Richtern." 

Begründung 

Eine von der Besetzung der Senate der Ober

-

landesgerichte abweichende Besetzung erscheint 
außer in den Fällen des § 46 nicht gerechtfer- 
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tigt. Auch in der Zivil- und Strafgerichtsbar-
keit entscheiden in höherer Instanz (Oberlan-
desgericht und BGH) schwächer besetzte 
Senate gegenüber stärker (mit Laienrichtern) 
besetzten Kammern (Große Strafkammer gegen-
über OLG; Große Strafkammer und Schwur-
gericht gegenüber OLG und BGH). 

10. § 10 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Das Bundesverwaltungsgericht besteht 
aus dem Präsidenten, den Senatspräsidenten 
und weiteren Bundesrichtern." 

Begründung 
Vgl. Begründung zu § 9 Abs. 1. 

11. In § 11 Abs. 3 am Ende werden die Worte 
„ohne mündliche Verhandlung über die Rechts-
frage" gestrichen. 

12. § 11 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Der Große Senat entscheidet ohne münd-
liche Verhandlung über die Rechtsfrage. Seine 
Entscheidung ist in der vorliegenden Sache für 
den erkennenden Senat bindend." 

Begründung 
Systematisch richtigere Reihenfolge der Be-
stimmungen. 

13. § 12 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 12 

(1) Die Vorschriften des § 11 gelten für das 
Oberverwaltungsgericht entsprechend, soweit 
eine Revision an das Bundesverwaltungsgericht 
allgemein nicht gegeben ist. 

(2) Besteht ein Oberverwaltungsgericht nur 
aus zwei Senaten, so treten an die Stelle des 
Großen Senats die Vereinigten Senate." 

Begründung 
Die Änderung im Abs. 1 dient der Klarstellung. 
Besteht ein Oberverwaltungsgericht nur aus 
einem Senat, so erübrigt sich die Bildung eines 
Großen Senats, weil die Voraussetzungen des 
§ 11 Abs. 3 und 4 nicht gegeben sein können. 
Bestehen nur zwei Senate, so ist es zweck-
mäßig, die Einheit der Rechtsprechung durch 
die „Vereinigten Senate" zu sichern. 

14. § 15 Abs. 3 ist zu streichen. 

Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die Richter des Bundesverwaltungs-
gerichts müssen das 35. Lebensjahr vollendet 
haben." 
Abs. 5 ist zu streichen. 

Begründung 
Unter Berücksichtigung des Grundsatzes der 
Gleichwertigkeit der Gerichtszweige erscheint 
es nicht gerechtfertigt, an die Richter der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit größere berufliche An

-

forderungen zu stellen als an die Richter der 
übrigen Gerichtszweige. 

15. § 16 ist zu streichen. 

Begründung 
Die Frage, ob die Präsidien oder Präsidenten 
der Gerichte bei Personalentscheidungen zu 
hören sind, ist eine typische dem Richtergesetz 
vorzubehaltende Entscheidung. Es erscheint 
ungerechtfertigt, die Frage in der VwGO vor-
weg zu regeln, während sie für die übrige Ge-
richtsbarkeit nicht geregelt und in den bisheri-
gen Entwürfen (z. B. Sozialgerichtsgesetz) auch 
nicht vorgesehen ist. 

16. In § 18 Abs. 1 ist der Hinweis auf § 15 Abs. 3 
zu streichen. 

Begründung 
Da § 15 Abs. 3 zu streichen ist, muß in § 18 
Abs. 1 auch der Hinweis auf diese Vorschrift 
gestrichen werden. 

17. In § 18 Abs. 2 ist Satz 2 zu streichen. 

Begründung 

Die dem Hilfsrichter zustehende Vergütung ist 
durch die allgemeinen beamten- und besol-
dungsrechtlichen Vorschriften gesichert. Allge-
meine Änderungen in der Beamten- und Be-
soldungsgesetzgebung muß er ebenso wie 
jeder andere Beamte in Kauf nehmen. 

18. In § 20 ist Satz 1 zu streichen. 

Begründung 
Die Vorschrift erscheint entbehrlich und könnte 
auch zu Verwirrungen führen. 

19. Zu §§ 21 bis 25 wird auf erhebliche Verschie-
denheiten gegenüber GVG und Sozialgerichts-
gesetz hingewiesen, die nicht motiviert er-
scheinen (z. B. § 21 Nrn. 2 und 3 des Entwurfs 
im Vergleich zu § 33 Nrn. 1 und 2 GVG; Muß

-

statt Sollvorschrift. § 24 enthält einen anderen 
Katalog als § 35 GVG. § 24 Abs. 1 Nr. i im 
Vergleich zu § 34 Abs. 1 Nr. 6 GVG. § 25 Abs. 1 
im Vergleich zu §§ 52, 54 GVG, 22 Sozialge-
richtsgesetz). 

20. § 22 Nr. 2 erhält eingangs folgende Fassung: 

„2. Personen, gegen die ein Ermittlungsverfah-
fahren wegen eines Verbrechens oder Ver-
gehens schwebt, ...". 

Begründung 

Übereinstimmung mit § 32 Nr. 2 GVG und § 17 
Abs. 1 Nr. 2 des Sozialgerichtsgesetzes. 

21. In § 27 Abs. 2 Satz 2 ist statt „nach Landes-
recht" zu setzen „nach Maßgabe der Landes-
gesetze". 

Begründung 

Klarstellung, daß eine Regelung notwendig ist. 
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22. In § 29 ist Satz 3 wie folgt zu fassen: 

„Hierbei ist die doppelte Anzahl der nach § 28 
erforderlichen ehrenamtlichen Verwaltungs-
richter zugrunde zu legen." 

Begründung 
Es ist erfahrungsgemäß schwierig, eine größere 
Anzahl von geeigneten Personen namhaft zu 
machen. Es erscheit deshalb angebracht, sich 
mit der doppelten an Stelle der im Entwurf 
vorgesehenen dreifachen Anzahl zu begnügen. 

23. § 30 Abs. 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift fehlt im GVG, im Arbeitsge-
richts- und Sozialgerichtsgesetz. Sie erscheint 
auch hier entbehrlich. 

24. § 35 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Beim Oberverwaltungsgericht und beim 
Verwaltungsgericht kann nach Maßgabe einer 
Rechtsverordnung der Landesregierung ein 
Vertreter des öffentlichen Interesses bestellt 
werden." 

Begründung 

Es muß klargestellt werden, daß das Nähere 
über die Einrichtung und Bestellung des Ver-
treters des öffentlichen Interesses in den Län-
dern im Wege einer Rechtsverordnung zu 
regeln ist. 

25. In § 35 Abs. 3 sind die Worte „und 3" zu 
streichen. 

Begründung 
vgl. zu § 15. 

26. In § 36 ist folgender neuer Absatz 3 anzu-
fügen: 

„ (3) Für das Bundesverwaltungsgericht be-
stimmt die Bundesregierung, für die anderen 
Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit die 
Landesregierung das Mitglied der Regierung, 
das die Befugnisse der obersten Dienstaufsichts-
behörde wahrnimmt." 

Begründung 

Es erscheint notwendig, im § 36 eine dem § 2 
Abs. 2 entsprechende Regelung für die Aus-
übung der obersten Dienstaufsicht über die 
Gerichte der Verwaltungsgerichtsbarkeit zu 
treffen. Die vorgeschlagene Fassung ermöglicht 
es den Regierungen, die oberste Dienstaufsicht 
und die ressortmäßige Betreuung der allge-
meinen Verwaltungsgerichtsbarkeit verschie-
denen Mitgliedern oder ein und demselben Mit-
glied zu übertragen. 

27. In § 37 am Ende ist an die Stelle des Wortes 
„Beamtennachwuchses" das Wort „Nachwuch-
ses" zu setzen. 

Begründung 
Es handelt sich nicht nur um Ausbildung und 
Prüfung des Beamtennachwuchses, sondern auch 
um die des richterlichen Nachwuchses. 

28. In § 38 erhält der zweite Halbsatz folgende 
neue Fassung: 

„ . . . , soweit nicht durch ausdrückliche Zu-
weisung die Zuständigkeit eines anderen Ge-
richts durch Bundes- oder Landesgesetz begrün-
det ist." 

Begründung 

Eine Rückkehr zur Abgrenzung des Verwal-
tungsrechtsweges etwa dahin, daß er nur für 
die Aufhebung, Ersetzung oder Vornahme von 
Verwaltungsakten, für Feststellungsklagen und 
Parteistreitigkeiten eröffnet wird, erscheint im 
Hinblick auf die Entwicklung der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit in den Ländern nicht mehr tun-
lich. Es ist daher im Grundsatz der Gedanke 
des § 38 zu billigen, obwohl der Begriff „öffent-
lich-rechtliche Streitigkeiten" noch weitgehend 
unklar ist. 

29. In § 39 Abs. 2 und Abs. 4 muß es jeweils heißen: 

„Gericht der ordentlichen Arbeits-, Finanz- oder 
Sozialgerichtsbarkeit". 

Begründung 

Übereinstimmung mit der Terminologie des 
Grundgesetzes, von der abzuweichen keine 
Veranlassung besteht. 

30. § 41 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
wird, ist die Klage zulässig, wenn der Kläger 
behauptet, durch Verletzung seiner Rechte oder 
durch rechtswidrige Ermessensanwendung be-
schwert zu sein. Rechtswidrige Ermessensan-
wendung liegt vor, wenn die Verwaltungsbe-
hörde ermächtigt ist, nach ihrem Ermessen zu 
handeln, die gesetzlichen Gründe dieses Ermes-
sens aber überschritten oder von dem Ermes-
sen in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht 
entsprechenden Weise Gebrauch gemacht hat." 

Begründung 

Die Fassung des Entwurfs ist zu uribestimmt, 
sie könnte den Anschein erwecken, daß auch 
wegen Ermessensfragen (außer wegen Ermes-
sensüberschreitung) das Gericht angerufen wer-
den könnte. Es erleichtert die Anwendung der 
Vorschrift, wenn der Inhalt des bisherigen 
§ 114 Abs. 5 bereits hier eingefügt wird. 

31. § 48 ist zu streichen. 

Begründung 
siehe zum 9. Abschnitt. 

32. § 50 Abs. 1 Nrn. 1, 2, 5 und 6 werden ge-
strichen. 

Begründung 

Die Notwendigkeit dieser Änderung ergibt sich 
daraus, daß die durch das Gesetz über das 
Bundesverwaltungsgericht vom 23. September 
1952 geschaffene Zuweisung von Materien an 
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das Bundesverwaltungsgericht in erstinstanz-
licher Zuständigkeit (§ 9 Abs. 1 Buchst. a, b, 
e und f) mit dem Grundgesetz unvereinbar ist, 
soweit diese nicht durch den besonderen Cha-
rakter der Materien (Streitigkeiten nicht ver-
fassungsrechtlicher Art zwischen Bund und den 
Ländern oder den Ländern untereinander, Fest-
stellung, daß eine Vereinigung gemäß Art. 9 
Abs. 2 GG gebildet ist — § 9 Abs. 1 Buchst. c 
und g des Bundesverwaltungsgerichtsgesetzes) 
gerechtfertigt ist. 

33. In § 50 Abs. 3 ist der letzte Satz zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift erscheint entbehrlich. 

34. § 51 ist zu streichen. 

Begründung 
siehe zum 9. Abschnitt. 

35. In § 52 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte „und 
Absatz 3" gestrichen. 

36: In § 52 Abs. 4 ist der letzte Halbsatz wie folgt 
zu fassen: 

„ . . . ; die Entscheidung des OVG bindet alle 
Verwaltungsgerichte dieses Landes." 

Begründung 

Die Anführung des Abs. 3 ist insofern unzu-
treffend, als der in Abs. 3 zitierte Fall des 
Abs. 2 Nr. 1 innerhalb eines Bundeslandes nicht 
in Betracht kommt. Die Änderung des letzten 
Absatzes durch Wegfall des Wortes „doch" er-
gibt sich aus logischen Gründen. 

37. In § 54 Abs. 1 ist eingangs das Wort „gemein-
sam" zu streichen. 

Begründung 

Das Wort ist überflüssig und auch nicht für 
alle Ziffern des Absatzes zutreffend. 

38. § 58 ist zu streichen. 

Begründung 

Für das Verfahren bei einstweiliger Anordnung 
und bei Beschlüssen eignet sich eine vorherige 
Anhörung der Beteiligten nicht. Für das mit 
einem Urteil endende Verfahren gibt § 109 
Abs. 2 die notwendigen Garantien für das 
rechtliche Gehör; im übrigen wird darauf hin-
gewiesen, daß § 121 Abs. 1 nur die entspre-
chende Anwendung des § 109 Abs. 1 Satz 1 
vorsieht. 

39. § 60 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Für die Fristen gelten die Vorschriften 
der §§ 222, 223 Abs. 1, § 224 Abs. 2 und 3, 
§§ 225 und 226 der Zivilprozeßordnung." 

Begründung 

Es handelt sich bei den entsprechend anzuwen-
denden Bestimmungen der ZPO nicht nur um 
die Berechnung der Fristen. 

40. § 61 Abs. 1 ist eingangs wie folgt zu fassen. 

„(1) Erläßt eine Behörde einen Verwaltungs-
akt ...". 

Begründung 

Es erscheint erforderlich, die Pflicht zur Rechts-
mittelbelehrung in der VwGO mit bindender 
Wirkung auch für die Verwaltungsakte der 
Länder niederzulegen. Andernfalls müßten ent-
sprechende Vorschriften in sämtlichen Ländern 
durch Landesgesetze getroffen werden. Die 
Regelung ist wegen Sachzusammenhangs unter 
den Begriff „gerichtliches Verfahrens" (Art. 74 
Abs. 1 GG) zu bringen. 

41. § 61 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Ist die Belehrung unterblieben oder un-
richtig erteilt, so ist die Einlegung des Rechts-
behelfs nur innerhalb eines Jahres seit Zustel-
lung, Eröffnung und Verkündung zulässig, 
außer wenn die Einlegung vor Ablauf der Jah-
resfrist infolge höherer Gewalt unmöglich war 
oder eine schriftliche Belehrung dahin erfolgt 
ist, daß ein Rechtsbehelf nicht gegeben sei. § 62 
Abs. 2 gilt für den Fall höherer Gewalt ent-
sprechend." 

Begründung 

Es ist notwendig, den von einem Verwaltungs-
akt Betroffenen auch dann vor einer Präklusion 
des Rechtsbehelfs zu schützen, wenn er dahin 
belehrt worden ist, daß ein Rechtsbehelf nicht 
gegeben sei. Dieser Schutz soll ihm allerdings 
nur dann zustehen, wenn die Belehrung schrift-
lich erteilt wurde, da sonst unter Umständen 
Beweisschwierigkeiten entstehen. Die Anwen-
dung des § 62 Abs. 2 mußte in diesem Zusam-
menhang auf den Fall höherer Gewalt be-
schränkt werden, da die unrichtige Belehrung 
über den Rechtsbehelf dann wirkungslos wird, 
wenn die Behörde sie durch eine richtige Be-
lehrung ersetzt. 

42. In § 62 ist folgender Absatz 5 anzufügen: 

„(5) Der Beschluß, der die Wiedereinsetzung 
bewilligt, ist unanfechtbar." 

Begründung 

Die Einfügung soll klarstellen, daß der Wieder-
einsetzungsbeschluß durch die übrigen Be-
teiligten nicht angefochten werden kann. 

43. § 64 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 64 

Fähig, am Verfahren beteiligt zu sein, sind 

1. natürliche und juristische Personen, 

2. nicht rechtsfähige Personenvereinigungen, 
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3. Behörden, sofern das Landesrecht dies be-
stimmt." 

Begründung 

Den Ländern soll die Möglichkeit belassen 
bleiben, an Stelle juristischer Personen, deren 
Organe einen Verwaltungsakt erlassen haben, 
auch die Behörden als solche am Verfahren 
teilnehmen zu lassen. 

44. § 65 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Für rechtsfähige und nicht rechtsfähige 
Personenvereinigungen sowie für Behörden 
handeln ihre gesetzlichen Vertreter, Vorstände 
oder besondere Beauftragte." 

Begründung 

Folge der Neufassung des § 64. 

45. In § 69 Abs. 1 Satz 4 ist das Wort „die" zu er-
setzen durch die Worte „Zustellungen oder". 

Begründung 

Die Einfügung stellt klar, daß auch Zustellun-
gen gemeint sind. 

46. In § 69 Abs. 4 wird das Wort „und" durch das 
Wort „oder" ersetzt. 

Begründung 
Richtigstellung. 

47. § 69 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Der Bund, die Länder, die Gemeinden, 
die Gemeindeverbände und die Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts können sich auch durch Beamte oder 
Angestellte mit der Fähigkeit zum Richteramt 
oder zum höheren Verwaltungsdienst vertreten 
lassen." 

Begründung 

Klarere Fassung des Erstrebten. 

48. § 73 Satz 2 ist zu streichen. 

49. § 74 Abs. 1 Nr. 1 und 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Hilft die Behörde dem Widerspruch nicht 
ab, so ergeht ein Widerspruchsbescheid. Diesen 
erläßt 

1. die nächsthöhere Behörde, 

2. wenn die nächsthöhere Behörde eine oberste 
Bundes- oder oberste Landesbehörde ist, die 
Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen 
hat,". 

50. § 74 Abs. 1 Nr. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„3. in Selbstverwaltungsangelegenheiten die 
Selbstverwaltungsbehörde, soweit nicht 
durch Gesetz anderes bestimmt wird." 

Begründung zu §§ 73 und 74 Abs. 1 Nr. 1, 
2 und 3. 

Der bisherige Satz des § 73 war neu zu fassen, 
da in den Fällen des § 74 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
eine Vorlage an die zuständige Behörde nicht 
erforderlich ist. Es erschien systematisch rich-
tig, den Gedanken des bisherigen Satzes 2 des 
§ 73 in § 74 zu übernehmen. 

Die verschiedenartige Gestaltung des Kommu-
nalrechts in den Ländern erfordert eine ge-
wisse Freiheit in der Anpassung des Wider-
spruchsverfahrens an das Landesrecht. Zugleich 
wird den Besonderheiten des Beschwerdever-
fahrens nach § 133 der Ersten Wasserverbands-
verordnung vom 3. September 1937 (RGBl. I 
S. 933) Rechnung getragen. 

51. § 74 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Vorschriften, nach denen im Vorverfah-
ren die Entscheidung oder die Mitwirkung von 
Ausschüssen oder Beiräten bei den in Absatz 1 
genannten Behörden vorgesehen ist oder wird, 
bleiben unberührt." 

Begründung 

Die Neufassung dient der Klarstellung, daß 
eine Mitwirkung von Ausschüssen und Bei-
räten nur nach der Vorschrift des § 74 Abs. 1 
bei den dort genannten Behörden in Frage 
kommen soll. 

52. § 76 Satz 1 und 2 sind wie folgt neu zu fassen: 

„Ist über einen Widerspruch oder über einen 
Antrag auf Vornahme eines Verwaltungsaktes 
ohne zureichenden Grund in angemessener 
Frist sachlich nicht entschieden worden, so ist 
die Klage abweichend von § 70 zulässig. Die 
Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten 
seit der Einlegung des Widerspruchs oder seit 
dem Antrag auf Vornahme des Verwaltungs-
aktes erhoben werden, außer wenn wegen be-
sonderer Umstände des Falles eine kürzere 
Frist geboten ist." 

Begründung 

Eine zu früh erhobene Klage darf nicht als un-
zulässig abgewiesen werden, in diesem Falle 
ist vielmehr das Verfahren auszusetzen. Satz 1 
stellt klar, daß es nicht im Ermessen des Be-
troffenen steht, ob er die Klage abweichend 
von § 70 erheben will. 

53. In § 77 sind die Worte „die Einlegung des 
Rechtsbehelfs" zu ersetzen durch das Wort 
„Klageerhebung". 

Begründung 
Richtigstellung. 

54. § 78 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Das gleiche gilt für landesrechtliche Vor-
schriften über Einspruchs- oder Beschwerdever-
fahren als Voraussetzung der verwaltungs-
gerichtlichen Klage." 

Begründung 

Es ist zweifelhaft, ob Einspruch oder Be

-

schwerde nach den bisherigen landesrechtlichen 
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Vorschriften, die der verwaltungsgerichtlichen 
Klage vorgeschaltet waren, als Vorverfahren 
bezeichnet werden können. Es erschien deshalb 
angebracht, an Stelle des Wortes „Vorverfah-
ren" eine allgemein gehaltene Formulierung zu 
wählen. 

55. § 80 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 80 

(1) Gegenstand der Anfechtungsklage ist 

1. der ursprüngliche Verwaltungsakt in der Ge-
stalt, die er durch den Widerspruchsbescheid 
gefunden hat, 

2. der Widerspruchsbescheid, wenn ein Dritter 
durch ihn erstmalig beschwert wird. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 ist die Klage 
abweichend von § 70 zulässig." 

Begründung 
Wird ein Dritter durch den Widerspruchs-
bescheid erstmalig beschwert, so muß ihm die 
Möglichkeit eröffnet werden, diesen als solchen 
anzufechten, denn den Verwaltungsakt selbst 
kann er mangels einer Beschwerde nicht an-
greifen. Nach der bisherigen Fassung des § 80 
würde der Widerspruchsbescheid für den Drit-
ten einen Verwaltungsakt darstellen, den er 
nach Maßgabe der §§ 70 ff. grundsätzlich zu-
erst mit dem Rechtsbehelf des Widerspruchs 
anfechten müßte. Bei dieser Rechtslage wäre 
es in der Regel nicht möglich, die gegen den 
Widerspruchsbescheid gerichteten Rechts-
behelfe des ursprünglich Betroffenen und des 
durch den Widerspruchsbescheid erstmalig Be-
troffenen im Wege einer Verbindung der Ver-
fahren vor den Gerichten der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit einheitlich zu entscheiden. Es 
erschien deshalb notwendig, im Falle des § 80 
Abs. 1 Nr. 2 das Vorverfahren auszuschließen. 

56. In § 81 Abs. 5 ist folgender neuer Satz anzu-
fügen: 

„Das gleiche gilt für unaufschiebbare Anord-
nungen und Maßnahmen von Polizeivollzugs-
beamten, auch wenn sie nicht als Notstands-
maßnahmen bezeichnet sind." 

Begründung 

Die Einfügung ist notwendig, da die Anord-
nungen der Polizeibeamten in vielen Fällen 
sofort durchgeführt werden müssen, ohne daß 
sie als Notstandsmaßnahmen im Sinne des § 81 
Abs. 5 bezeichnet werden konnten. 

57. Zum 9. Abschnitt 

Die Überschrift ist wie folgt zu fasssen: 

„Verfahren im ersten Rechtszug". 

Begründung 
Obwohl § 51 für das Verfahren vor dem Bun

-

desverwaltungsgericht die entsprechende An

-

wendung der Vorschriften über das Verfahren 

vor dem Verwaltungsgericht vorschreibt, ent-
hält § 103 Abs. 1 Satz 1 eine Sondervorschrift 
für das Bundesverwaltungsgericht, die mit der 
Überschrift des 9. Abschnitts nicht vereinbar 
ist. Dieser Schwierigkeit wird am besten da-
durch begegnet, daß die Überschrift dieses Ab-
schnitts geändert wird. Besondere Hinweise in 
den §§ 48 und 51 erübrigen sich damit. 

58. In §§ 82 und 84 ist jeweils in Abs. 1 das Wort 
„Verwaltungsgericht" zu ersetzen durch das 
Wort „Gericht". 

Begründung 

Nach Änderung der Überschrift des 9. Ab-
schnitts und Wegfall der §§ 48 und 51 muß in 
den §§ 82 und 84 das Wort „Verwaltungs-
gericht" durch das Wort „Gericht" ersetzt wer-
den, um eine Beschränkung auf das Verwal-
tungsgericht auszuschließen. 

59. § 87 Abs. 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorbescheidung nicht berücksichtigter Be-
weisanträge durch besondere Gerichts-
beschlüsse in der mündlichen Verhandlung 
führt zu einer untragbaren Belastung des Ver-
fahrens. 

60. § 95 ist wie folgt zu fassen: 

„§95 

Das Gericht kann, wenn die Entscheidung des 
Rechtsstreits ganz oder zum Teil von dem Be-
stehen oder Nichtbestehen eines Rechtsverhält-
nisses abhängt, das den Gegenstand eines an-
deren anhängigen Rechtsstreits bildet oder von 
einer Verwaltungsbehörde festzustellen ist, an-
ordnen, daß die  Verhandlung bis zur Erledi-
gung des anderen Rechtsstreits oder bis zur 
Entscheidung der Verwaltungsbehörde auszu-
setzen sei." 

Begründung 

Anpassung an § 148 ZPO. 

61. § 96 Abs. 1 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Es kann für den Fall des Ausbleibens eine 
Geldstrafe bis zu tausend Deutsche Mark oder 
eine Haftstrafe bis zu zwei Wochen androhen." 

Begründung 

Anpassung an den gerichtlichen Sprach-
gebrauch. 

62. In § 96 Abs. 3 tritt an Stelle des Wortes „öffent-
lichen" das Wort „öffentlich-rechtlichen". 

Begründung 
Richtigstellung. 

63. In § 97 ist folgender neuer Abs. 2 einzufügen: 

„(2) Das Gericht kann in geeigneten Fällen 
schon vor der mündlichen Verhandlung durch 
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eines seiner Mitglieder als beauftragten Rich-
ter Beweis erheben lassen oder durch Bezeich-
nung der einzelnen Beweisfragen ein anderes 
Gericht um die Beweisaufnahme ersuchen." 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

Begründung 
Die bisherige Fassung läßt es zweifelhaft er-
scheinen, ob eine Beweisaufnahme durch einen 
beauftragten Richter zulässig ist und unter 
welchen Voraussetzungen nach § 99 zum Zweck 
der Beweisaufnahme Rechtshilfeersuchen er-
gehen können. 

64. § 99 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 99 

Soweit dieses Gesetz nicht abweichende Vor-
schriften enthält, sind auf die Beweisaufnahme 
§ 160 Abs. 2 Nr. 3, §§ 358 bis 444 und 450 
bis 494 der Zivilprozeßordnung entsprechend 
anzuwenden." 

Begründung 

Die Erwähnung des § 160 Abs. 2 Nr. 3 ZPO 
erschien im Interesse der Klarstellung not-
wendig. 

65. § 114 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Hält das Gericht die Anfechtungsklage 
für begründet, so hebt es den Verwaltungsakt 
und den Widerspruchsbescheid auf; hat sich 
der Verwaltungsakt vorher durch Zurücknahme 
oder anders erledigt, so spricht das Gericht auf 
Antrag durch Urteil aus, daß der Verwaltungs-
akt rechtswidrig gewesen ist, wenn der Kläger 
ein berechtigtes Interesse an dieser Feststel-
lung hat. Ist der Verwaltungsakt schon voll-
zogen, so kann das Gericht den Antrag auch 
aussprechen, daß und wie die Verwaltungs-
behörde die Vollziehung rückgängig zu machen 
hat. Dieser Anspruch ist nur zulässig, wenn die 
Behörde rechtlich dazu in der Lage und diese 
Frage ohne weiteres spruchreif ist." 

66. § 114 Abs. 4 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„(4) Hält das Gericht die gegen die Ableh-
nung oder Unterlassung des Verwaltungsaktes 
gerichtete Verpflichtungsklage für begrün-
det, ...". 

67. § 114 Abs. 5 ist zu streichen. 

Begründung zu § 114 Abs. 1, 4 und 5 

Folgen der Änderung des § 41 Abs. 2. 

68. In § 115 Abs. 1 Satz 1 am Ende ist das Wort 
„darf" durch das Wort „soll" zu ersetzen. 

Begründung 
Angleichung an die Zivilprozeßordnung. Im 
übrigen kann es in schwierigen Fällen notwen-
dig sein, den Verkündungstermin länger als 
2 Wochen hinauszuschieben. 

69. In § 115 Abs. 2 ist der zweite Halbsatz wie folgt 
zu fassen: 

,,. . . . ; dann soll das Urteil . . . . übergeben 
werden." 

Begründung 
Die im Entwurf enthaltene Bindung erscheint 
zu starr.  

70. In § 116 Abs. 1 Satz 3 ist das Wort „und" durch 
das Wort „oder" zu ersetzen. 

Begründung 
Es handelt sich bei der Regelung des Abs. 1 
Satz 3 um eine logisch begründete Alternative. 

71. Zu § 123 regt der Bundesrat an, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü-
fen, ob die Berufung nicht von einer im Ge-
setz festzulegenden Höhe des Streitwertes ab-
hängig gemacht werden sollte. 

Begründung 
Um eine Überlastung der Oberverwaltungs-
gerichte zu vermeiden, erscheint es zweck-
mäßig, die Berufung nicht allgemein, sondern 
nur bei Überschreiten einer bestimmten Grenze 
des Streitwerts und vielleicht in Fällen von 
grundsätzlicher Bedeutung zuzulassen. 

72. § 124 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 124 

Für das Berufungsverfahren gelten die Vor-
schriften des Teils II entsprechend, soweit sich 
aus den Vorschriften dieses Abschnitts nichts 
anderes ergibt." 

Begründung 
Für das Berufungsverfahren müssen die Vor-
schriften des gesamten Teils II angewendet 
werden. Auch ist die Änderung im Hinblick auf 
die vorgeschlagene Änderung der Überschrift 
des 9. Abschnitts notwendig. 

73. § 130 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Für einzelne Rechtsgebiete kann durch 
Bundesgesetz für Bundesrecht, durch Landes-
gesetz für Landesrecht die Berufung ausge-
schlossen oder von einer besonderen Zulassung 
abhängig gemacht werden. Die Berufung ist 
jedoch auch in diesen Fällen zulässig, wenn ein 
wesentlicher Mangel des Verfahrens gerügt 
wird; § 132 Abs. 2 gilt entsprechend." 

Begründung 
Um zu verhüten, daß durch Landesrecht etwa 
die Berufung ausgeschlossen wird, und um zu 
verhüten, daß verwaltungsgerichtliche Entschei-
dungen, die den Vollzug eines Bundesgesetzes 
betreffen, in die Berufungsinstanz gelangen, 
erschien es angebracht, die Möglichkeit einer 
Berufungsbeschränkung dem Bund und den 
Ländern jeweils nur für diejenigen Rechtsge-
biete einzuräumen, die sie selbst geregelt 
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haben. In jedem Falle muß jedoch die Möglich-
keit einer Berufung offenbleiben, wenn wesent-
liche Verfahrensmängel im Sinne des § 132 
Abs. 2 gerügt werden. Ist die Berufung wegen 
eines solchen Verfahrensmangels zulässig, so 
wird im Berufungsverfahren auch eine sachliche 
Nachprüfung des erstinstanzlichen Urteils durch-
geführt. Durch die Einfügung des Satzes 2 wird 
eine Lücke geschlossen. 

74. In § 131 Abs. 2 ist eingangs nach „Sie ist" das 
Wort „nur" einzufügen. 

Begründung 
Klarstellung, daß die in Satz 2 aufgeführten 
Gründe ausschließlicher Art sind. 

75. In § 132 Abs. 2 Nr. 3 ist das Wort „richter-
liche" durch „rechtliche" zu ersetzen. 

Begründung 
Richtigstellung. 

76. In § 140 sind die Absätze 1 bis 4 wie folgt um-
zustellen: 

Absatz 4 wird Absatz 1, 
Absatz 2 bleibt Absatz 2, 
Absatz 1 wird Absatz 3, 
Absatz 3 wird Absatz 4. 

Begründung 

Die nunmehr gewählte Reihenfolge entspricht 
der Systematik. 

77. In § 144 ist folgender Absatz 2 anzufügen: 

„(2) Das Verwaltungsgericht soll die Beteilig-
ten von der Vorlage der Beschwerde an das 
Oberverwaltungsgericht in Kenntnis setzen." 

Begründung 

Nach den bisherigen Erfahrungen kommt es 
vor, daß ein Beteiligter, insbesondere der Be-
schwerdeführer, seine Schriftsätze auch nach 
Vorlage der Beschwerde an das Oberverwal-
tungsgericht weiterhin beim Verwaltungsgericht 
einreicht. Dies kann zur Folge haben, daß das 
Oberverwaltungsgericht über eine bereits zu-
rückgenommene Beschwerde entscheidet, so daß 
sich unter Umständen kostenrechtliche Schwie-
rigkeiten ergeben. Die Benachrichtigung der 
Beteiligten durch das Verwaltungsgericht wird 
diese veranlassen, ihre Schriftsätze jeweils un-
mittelbar an das Oberverwaltungsgericht zu 
richten. 

78. § 151 Abs. 4 erhält eingangs folgende Fassung: 

„(4) Die Kosten der erfolgreichen Nichtig-
keitsklage können ...". 

Begründung 
Es besteht kein Anlaß, auch die Kosten einer 
erfolgreichen Restitutionsklage der Staatskasse 
auferlegen zu lassen. 

79. § 157 Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 
Satz 2 ist im Hinblick auf Satz i entbehrlich. 

80. In § 158 sind die Worte „in den Fällen des § 114 
Abs. 1 Satz 4" zu ersetzen durch die Worte „in 
den Fällen des § 114 Abs. 1 Satz 1 zweiter 
Halbsatz". 

Begründung 
Die Änderung dient der Klarstellung. 

81. In § 159 Abs. 1 ist hinter dem Wort „Gerichts-
kosten" einzufügen „(Gebühren und Ausla-
gen)". 

Begründung 

Verdeutlichung. 

82. In § 160 Satz 1 wird das Wort „bisher" ge-
strichen. 

Begründung 
Durch die Streichung soll ermöglicht werden, 
daß Änderungen noch in der Zwischenzeit ver-
fügt werden können. 

83. In § 160 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Vorschriften, nach denen der Bund, die 
Länder,. die Gemeinden oder Gemeindever-
bände oder andere juristische Personen des 
öffentlichen Rechts sowie Behörden und son-
stige bestimmte Beteiligte von der Zahlung der 
Gerichtskosten ganz oder teilweise befreit sind, 
finden keine Anwendung." 

Begründung 
Der Zusatz erscheint zweckmäßig. 

84. In § 165 Abs. 1 ist folgende Nr. 5 anzufügen: 

„5. aus Schiedssprüchen öffentlich-rechtlicher 
Schiedsgerichte." 

Begründung 
Die Vorschrift ist notwendig, um eine Voll-
streckung von Schiedssprüchen öffentlich-recht-
licher Schiedsgerichte zu ermöglichen, die be-
reits bestehen oder künftig eingerichtet wer-
den. 

85. In § 167 Abs. 2 Satz 1 ist hinter den Worten 
„die Behörde oder bei" einzufügen das Wort 
„Körperschaften,". 

Begründung 
Die Einfügung dient der Klarstellung. 

86. In § 170 Abs. 2 sind hinter dem Wort „Verwal-
tungsrechtsrat" einzufügen die Worte „im 
Sinne dieses Gesetzes". 

Begründung 
Die Einfügung dient der Klarstellung. 
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87. § 173 ist zu streichen. 

Begründung 

Durch Einfügung des § 2 b ist § 173 entbehrlich 
geworden. 

88. § 174 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 174 

Bei Kriegsteilnehmern gelten die Vorausset-
zungen des § 15 Abs. 2 als erfüllt, wenn sie 
den für sie geltenden besonderen Vorschriften 
genügt haben." 

Begründung 

Zugunsten von Kriegsteilnehmern sollten auch 
Ausnahmen von der vorgeschriebenen Min-
destzeit des Studiums der Rechtswissenschaft 
und der Ausbildung im öffentlichen Dienst 
möglich sein. 

89. In § 176 sind an Stelle der Worte „Die Landes-
gesetzgebung" die Worte „Das Land" zu set-
zen. 

Begründung 
Durch diese Fassung bleibt offen, ob die Län-
der diese Frage durch formelles Gesetz regeln 
wollen. 

90. Nach § 176 ist folgender § 176 a einzufügen: 

„§ 176 a 

(1) In den Ländern Berlin und Hamburg 
treten an die Stelle der Kreise im Sinne des 
§ 29 die Bezirke. 

(2) Die Länder Berlin, Bremen, Hamburg und 
Schleswig-Holstein können Abweichungen von 
den Vorschriften des § 74 Abs. 1 Satz 2 zu-
lassen." 

Begründung 
Die Länder Berlin und Hamburg kennen keine 
Kreise. An die Stelle der Kreise sollen die Be-
zirke treten, soweit es sich um die Wahrneh-
mung von Aufgaben nach § 129 handelt. Die 
zulässige Abweichung von der Vorschrift des 
§ 74 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 entspricht dem Verwal-
tungsaufbau und der Organisation der Stadt-
staaten Berlin, Bremen und Hamburg und des 
Landes Schleswig-Holstein. 

91. Im § 177 ist folgender neuer Satz 2 anzufügen: 

„Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes geltenden Vorschriften über die 
Dienstaltersgrenze für Richter bleiben unbe-
rührt." 

Begründung 

Es erscheint angebracht, abweichende, in den 
einzelnen Ländern geltende Vorschriften über 
die Altersgrenze der Richter so lange beizube-
halten, bis die Frage durch das Richtergesetz 
des Bundes geregelt wird. 

92. Im § 178 sind an Stelle der Worte „die Landes-
gesetzgebung" die Worte zu setzen „das 
Land". 

Begründung 

Durch die Neufassung bleibt es den einzelnen 
Ländern überlassen, ob sie diese Fragen durch 
ein formelles Gesetz regeln wollen. 

93. § 179 soll im Laufe des Gesetzgebungsverfah-
rens dem Sozialgerichtsgesetz angepaßt wer-
den. 

94. In § 180 Abs. 2 Nr. 3 ist nach Buchstabe a ein-
zufügen: 

„aa) Berlin vom 8. Januar 1951 (Verordnungsbl. 
für Berlin I S. 46),". 

Begründung 

Da die Verwaltungsgerichtsordnung auch für 
das Land Berlin gelten soll, muß dessen bishe-
riges Gesetz über die Verwaltungsgerichtsbar-
keit aufgehoben werden. 

95. § 180 Abs. 2 Nr. 4 ist wie folgt zu fassen: 

„4. die Landesverordnung über den Aufbau der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 30. März 
1947 (Bad. Amtsbl. S. 89) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Januar 1952 (Bad. 
Gesetz- und Verordnungsbl. S. 14),". 

96. In § 180 Abs. 2 Nr. 5 am Ende ist das Komma 
zu streichen und folgendes anzufügen: 

„und vom 24. November 1952 (Amtsbl. Nr. 50),". 

97. In § 180 Abs. 6 Nr. 2 sind die Worte „eines 
Jahres" durch die Worte „von zwei Jahren" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die Frist von einem Jahr ist zu kurz bemessen. 
Zwei Jahre sind zumindest erforderlich, um 
große Personalschwierigkeiten zu vermeiden. 

98. In § 180 Abs. 6 Nr. 7 hinter „§ 15 Abs. 4" ist 
der Zusatz „Satz 2 und Abs. 5" zu streichen. 

Begründung 

Folge der Änderung des § 15. 

99. In § 180 Abs. 6 ist die Nr. 9 zu streichen. 

Begründung 

Die dort vorgesehene Bekanntmachung hat 
keine rechtliche Bedeutung. Im übrigen ist es 
notwendig, daß der Gerichtsaufbau, soweit die 
Überleitungsbestimmungen keine Ausnahme 
vorsehen, bei Inkrafttreten des Gesetzes abge-
schlossen ist. 
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Entwurf eines Gesetzes 
über die Beschränkung der Berufung 
im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

100. § 1 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 1 

(1) Gegen Urteile der Verwaltungsgerichte 
in Streitigkeiten auf den Gebieten des Preis-
rechtes, der öffentlichen Abgaben, der Kosten, 
der Strafen und des Zwangsgeldes mit einem 
Wert des Streitgegenstandes unter dreihundert 
Deutsche Mark findet die Berufung an das 
Oberverwaltungsgericht nur statt, wenn sie in 
dem Urteil zugelassen ist. 

(2) Das Land kann für das Gebiet des Woh-
nungswesens die Berufung durch Gesetz be-
schränken." 

Begründung 

zu Absatz 1 

Die Verwaltungsgerichtsordnung kennt den Be-
griff „allgemeine" Verwaltungsgerichte nicht. 
Die Vorschriften des § 1 Abs. 1 und § 3 betref-
fen im übrigen nur die Verwaltungsgerichte 
im Sinne der Verwaltungsgerichtsordnung. Der 
Zusatz betr. das Zwangsgeld dient der Klar-
stellung. 

zu Absatz 2 

Dem bestehenden Rechtszustand in einigen 
Ländern entsprechend soll die Beschränkung 
der Berufung in Wohnungssachen auch nach 
Inkrafttreten der Verwaltungsgerichtsordnung 
aufrechterhalten und eine durch die Verhält-
nisse bedingte Erweiterung solcher Vorschrif-
ten und ihre Aufnahme durch andere Länder 
ermöglicht werden. 

101. In § 3 ist das Wort „Allgemeinen" zu streichen. 

Begründung 
s. Begründung zu § 1 Abs. 1. 

102. Nach § 3 ist folgender § 3 a einzufügen: 

„§ 3 a 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Gesetzes über die Stellung des Landes Ber-
lin im Finanzsystem des Bundes (Drittes Über-
leitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin." 

Begründung 

Entsprechend dem Geltungsbereich der Verwal-
tungsgerichtsordnung soll auch der vorliegende 
Entwurf in Berlin gelten. 

Anlage 3 

Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 

Die Bundesregierung wiederholt zu den Änderungs-
vorschlägen des Bundesrates, soweit er die schon 
am 19. Februar 1954 beschlossenen Änderungsvor-
schläge wieder aufgenommen hat, ihre bisherige 
Stellungnahme. Zu den neuen Vorschlägen des 
Bundesrates nimmt die Bundeseregierung wie folgt 
Stellung: 

Zum Entwurf der Verwaltungsgerichtsordnung 

Zu der Eingangsformel 

Der Auffassung, daß der Entwurf der Verwaltungs-
gerichtsordnung gemäß Artikel 84 Abs. 1 GG der 
Zustimmung des Bundesrates bedürfe, weil u. a. die 
§§ 29 und 70 ff. des Entwurfs das Verfahren der 
landeseigenen Verwaltung regeln, kann nicht bei-
getreten werden. 

Das Verfahren zur Bestellung der Laienrichter ist 
kein eigentliches Verwaltungsverfahren im Sinne 
des Artikels 84 Abs. 1 GG, das der Durchführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung dienen soll, son-
dern ein begrifflicher und wesensnotwendiger Be

-

standteil der Gerichtsverfassung der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit (vgl. die entsprechenden Vorschrif-
ten für die Gerichtsverfassung in den §§ 36 ff. 
GVG). 

Das in den §§ 70 ff. behandelte Vorverfahren ist 
ebenfalls kein selbständiges Verwaltungsverfahren, 
sondern ebenso wie die Vollstreckung verwaltungs-
gerichtlicher Urteile untrennbarer Bestandteil des 
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens, für den sich 
die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes auf 
Artikel 74 Nr. 1 GG stützt. 

Zu §2 

Der Neuformulierung des § 2 Abs. 1 und der Neu-
formulierung des § 2 a Abs. 2 wird zugestimmt. 
Nicht zugestimmt wird der Neufassung von § 2 a 
Abs. 1, weil die Bestimmung darüber, in welcher 
Form Gerichte errichtet und aufgehoben werden, in 
welcher Form der Sitz eines Gerichts verlegt sowie 
die Änderung in der Abgrenzung der Gerichts-
bezirke vorgenommen wird, ein Teil der Gerichts-
verfassung ist. Außerdem hat das Bundesverfas- 
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sungsgericht ein formelles Gesetz für derartige 
Änderungen als notwendig erachtet. Die Bundes-
regierung schlägt, um den Wünschen des Bundes-
rates nach Möglichkeit Rechnung zu tragen, fol-
gende Neufassung vor: 

„(1) Die Errichtung, Aufhebung und Stillegung 
eines Verwaltungsgerichts und eines Oberverwal-
tungsgerichts und die Verlegung eines Gerichts-
sitzes wird durch Gesetz angeordnet. Änderungen 
in der Abgrenzung der Gerichtsbezirke werden 
durch Gesetz angeordnet, soweit nicht anderes be-
stimmt ist. Einzelne Kammern des Verwaltungs-
gerichts oder Senate des Oberverwaltungsgerichts 
können auch an anderen Orten errichtet werden. 
Einzelne Sachgebiete können einem Verwaltungs-
gericht für den Bezirk mehrerer Verwaltungs-
gerichte zugewiesen werden." 

Zu § 3 Abs. 1 

Dem Zusatz „und ehrenamtlichen Verwaltungsrich-
tern" kann nicht zugestimmt werden, weil das Ver-
waltungsgericht an dieser Stelle als Verwaltungs-
einheit (Gericht im administrativen Sinne) genannt 
ist und die Laienrichter nicht zu dieser Verwal-
tungseinheit gehören. 

Zu § 15 

Der Streichung von § 15 Abs. 3 kann nicht zuge-
stimmt werden, weil es nach den Erfahrungen in 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit dringend erforder-
lich ist, daß ein Teil der Berufsrichter praktische Er-
fahrungen in der öffentlichen Verwaltung oder in 
der Rechtsprechung besitzt. 

Der teilweisen Streichung von § 15 Abs. 4 und der 
vollkommenen Streichung von § 15 Abs. 5 muß aus 
den gleichen Gründen widersprochen werden 
(s. auch § 3 Abs. 4 des Gesetzes über das Bundes-
verwaltungsgericht) . 

Dagegen ist die Bundesregierung bereit, die wäh-
rend der Beratungen der Bundesratsausschüsse 
auch für § 15 Abs. 5 erwogene Änderung vorzu-
nehmen und das Wort „muß" in Absatz 5 durch 
das Wort „soll" zu ersetzen. 

Zu § 16 

Der Streichung des § 16 muß widersprochen wer-
den, weil aus den gleichen Erwägungen, die s. Z. 
zur Einführung des § 4 Abs. 2 Gesetz über das Bun-
desverwaltungsgericht geführt haben, auf das An-
hörungsrecht vor der Richterernennung nicht ver-
zichtet werden kann. 

Zu § 18 

Der Änderung von Absatz 1 kann nicht zugestimmt 
werden, weil der Streichung von § 15 Abs. 3 wider-
sprochen worden ist. 

Der Streichung von Absatz 2 Satz 1 wird wider-
sprochen, da bis zum Erlaß eines Richtergesetzes 
die Unabhängigkeit der Hilfsrichter gestärkt wer-
den muß. Dem Wegfall von Satz 2 wird zuge-
stimmt. 

Zu §§ 21 bis 25 

Um den Anregungen des Bundesrates Rechnung zu 
tragen, werden folgende Neufassungen vorge-
schlagen: 

„§ 21 

Der ehrenamtliche Verwaltungsrichter muß Deut-
scher sein. Er soll das dreißigste Lebensjahr voll-
endet und während des letzten Jahres vor seiner 
Wahl seinen Wohnsitz innerhalb des Gerichts-
bezirks gehabt haben." 

„§ 23 

Zum ehrenamtlichen Verwaltungsrichter sollen 
nicht berufen werden: . . ." 

Zu § 35 Abs. 3 

Da der Streichung des § 15 Abs. 3 über die beson-
deren Erfahrungen des hauptamtlichen Verwal-
tungsrichters widersprochen worden ist, muß auch 
in § 35 Abs. 3 auf § 15 Abs. 2 und 3 Bezug genom-
men werden. 

Zu 39 

Der Änderung der Bezeichnung der einzelnen 
Zweige der Gerichtsbarkeit in den Absätzen 2 
und 4 wird widersprochen. Das Abweichen von dem 
Ausdruck „ordentliche Gerichtsbarkeit" entspricht 
der neueren Praxis. 

Zu § 41 Abs. 2 

Der vorgeschlagenen Neufassung wird grundsätz-
lich zugestimmt, aber folgende redaktionelle Neu-
fassung empfohlen: 

„(2) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
wird, ist die Klage nur zulässig, wenn der Kläger 
geltend macht, durch den Verwaltungsakt oder 
dessen Ablehnung oder Unterlassung in seinen 
Rechten verletzt zu sein." 

Zu§ 46 

Der Streichung kann nicht beigetreten werden, da 
sich die abstrakte Normenkontrolle in den Ländern 
Bayern, Bremen, Hessen und in dem ehemaligen 
Land Württemberg-Baden in prozeßökonomischer 
Hinsicht gut bewährt hat  und  kein zwingender 
Grund dafür angegeben worden ist, diesen Ländern 
die Möglichkeit der abstrakten Normenkontrolle zu 
nehmen. Außerdem sind nur noch solche Entschei-
dungen verbindlich, die die Gültigkeit der Vor-
schrift verneinen. Der Vorgang der Verfassungs-
gerichtsbarkeit ist ausreichend gewahrt und der 
„Rahmen der Gerichtsbarkeit" durch § 38 der Ver-
waltungsgerichtsordnung umrissen. 

Zu § 50 Abs. 1 Nr. 1, 2, 5 und 6 

Der Streichung kann nicht zugestimmt werden. 
Diese Vorschriften sind gleichlautend aus dem Ge-
setz über das Bundesverwaltungsgericht (dort § 9) 
übernommen worden. In den sehr eingehenden Be-
ratungen des Bundestages und des Bundesrates 
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sind die gesetzgebenden Körperschaften zu der 
Überzeugung gelangt, daß diese Vorschriften nicht 
gegen das Grundgesetz verstoßen. Außerdem ist 
anerkannt, daß sie rechtspolitisch notwendig sind. 
Die Rechtslage hat sich seit der Verabschiedung 
des Gesetzes über das Bundesverwaltungsgericht 
nicht verändert. Weder in den Ausschußberatungen 
noch in dem Beschluß der Vollversammlung des 
Bundesrates sind Gründe dafür vorgebracht wor-
den, weshalb die Vorschriften gegen das Grund-
gesetz verstoßen sollen. 

Zu § 91 

Entsprechend ihrer Stellungnahme zu § 39 kann die 
Bundesregierung dem Vorschlag zur Neufassung 
der Absätze 2 und 3 nur in folgender Form zu-
stimmen: 

„(2) Wenn die Streitsache schon bei einem Ge-
richt der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
oder einem Gericht der Zivil-, Arbeits-, Straf-, 
Finanz- oder Sozialgerichtsbarkeit rechtshängig ist, 
so ist eine neue Klage während der Rechtshängig-
keit unzulässig. 

(3) Die Zuständigkeit des Gerichts und die Zu-
lässigkeit des zu ihm beschrittenen Rechtsweges 
werden durch eine Veränderung der sie begründen-
den Umstände nach Eintritt der Rechtshängigkeit 
nicht berührt." 

Zu § 165 Abs. 1 Nr. 5 (neu) 

Der Hinzufügung des Zusatzes „aus Schiedssprü-
chen öffentlich-rechtlicher Schiedsgerichte" wird 
widersprochen, weil Entscheidungen eines Schieds-
gerichts, das auf Grund eines übereinstimmenden 
Parteiwillens gebildet ist, hinsichtlich der Voll-
streckung einer gerichtlichen Entscheidung nicht 
gleichstehen. Derartige Entscheidungen können nur 
die Grundlage für eine Vollstreckung bilden, wenn 
sie in einem besonderen gerichtlichen Verfahren 
für vollstreckbar erklärt werden. 

Zu § 166 

Der Neufassung des Absatzes 1 wird zugestimmt, 
dem vorgeschlagenen Absatz 2 aber widersprochen 
und — wie schon in der amtlichen Begründung her-
vorgehoben worden ist — die entsprechende An-
wendung des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
des Bundes empfohlen. Hierfür kommt folgender 
neuer Wortlaut in Frage: 

„(2) Bei der Vollstreckung zugunsten eines Lan-
des, eines Gemeindeverbandes, einer Gemeinde 
sowie einer nicht bundesunmittelbaren Körper-
schaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts 
gelten die Vorschriften des Verwaltungsvollstrek-
kungsgesetzes entsprechend. Für diese Fälle be-
stimmt die oberste Landesbehörde die Vollstrek-
kungsbehörde." 

Zu Teil IV a §§ 168 a bis g 

Dem Vorschlag, für die gerichtliche Nachprüfung 
von Justizverwaltungsakten den Verwaltungs

-

rechtsweg in dem vom Bundesrat vorgesehenen 
Rahmen auszuschließen, will die Bundesregierung 
nicht widersprechen. Im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren sollte — wie vom Bundesrat angeregt

-

geprüft werden, ob nicht statt der Generalklausel 
in § 168 a Abs. 1 ein enumerativer Katalog geschaf-
fen werden kann. Ferner sollte erwogen werden, 
ob der Vorschlag als Teil der Übergangsvorschrif-
ten der Verwaltungsgerichtsordnung oder in der 
Form eines gleichzeitig zu verabschiedenden Ge-
setzes verwirklicht werden soll. 

Zu § 174 

Dem Vorschlag des Bundesrates, § 15 Abs. 2 an 
dieser Stelle zu erwähnen, wird zugestimmt, einer 
Streichung von § 15 Abs. 3 aber widersprochen, 
weil die Aufrechterhaltung dieser Vorschrift emp-
fohlen worden ist. § 174 muß deshalb lauten: 

„§ 174 

Bei Kriegsteilnehmern gelten die Voraussetzun-
gen des § 15 Abs. 2 und 3 als erfüllt, wenn sie den 
für sie geltenden besonderen Vorschriften genügt 
haben." 

Zu § 178 

Der Neufassung von Abs. 1 und der Anfügung 
eines neuen Abs. 2 wird zugestimmt, dem vorge-
schlagenen Abs. 3 aber widersprochen, weil neben 
der Regelung des Suspensiveffekts in § 81 keine 
Notwendigkeit für den Erlaß ergänzender oder ab

-

weichender landesrechtlicher Vorschriften besteht. 

Zu § 180 

Der Streichung von Absatz 6 Nr. 7 wird aus den 
gleichen Gründen wie der Änderung und Strei-
chung von § 15 Abs. 4 und 5 widersprochen. 

Um den Ländern den Übergang zu der Neuregelung 
zu erleichtern, wird folgende Neufassung vorge-
schlagen: 

„7. Die Vorschriften des § 15 Abs. 4 Satz 2 und 
Abs. 5 sind erst drei Jahre, im Saarland fünf 
Jahre, nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
anzuwenden. Für die beim Inkrafttreten des 
Gesetzes im Amt befindlichen Richter gilt die 
his zu diesem Zeitpunkt bei den Verwaltungs-
gerichten abgeleistete Tätigkeit als solche im 
Sinne des § 15 Abs. 3 Nr. 1 dieses Gesetzes, bis 
durch Neuernennungen von Richtern nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes die Voraussetzun-
gen des § 15 Abs. 5 erfüllt sind." 

Zum Entwurf des Gesetzes über die Beschränkung 
der Berufung im verwaltungsgerichtlichen 

Verfahren 

Zu § 1 

Die Bundesregierung strebt ebenso wie der Bundes-
rat die Verkürzung der verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren an. Sie stimmt der Beschränkung der 
Berufung auf den Gebieten des Zwangsgeldes, des 
Wohnungswesens, des Notaufnahmeverfahrens und 
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der Ausländerpolizei zu, widerspricht aber der Be-
schränkung der Berufung auf dem Gebiet der Aus-
weise für Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge, 
weil in der Mehrzahl der Fälle auf diesen Rechts-
gebieten nur noch schwierige Tatbestände zu klären 
sind, bei denen auf eine zweite gerichtliche Tat-
sacheninstanz nicht verzichtet werden kann. 

Der Ersetzung des Begriffs „Wert des Streitgegen-
standes" durch den Begriff „Wert des Beschwerde-
gegenstandes" stimmt die Bundesregierung zu. 

Den übrigen wiederaufgenommenen und neuen 
Vorschlägen des Bundesrates tritt die Bundes-
regierung bei. 

Die Entschließung Nr. 3 wird Gelegenheit geben, 
die in der Entschließung Nr. 1 empfohlene Anglei-
chung an das Sozialgerichtsgesetz und an das Ar-
beitsgerichtsgesetz im einzelnen näher zu prüfen. 
Die Entschließung Nr. 2 hinsichtlich des Flurbereini-
gungsgesetzes und des Saatgutgesetzes wird von 
der Bundesregierung befürwortet. 

zu Anlage 3 

Bisherige Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 

Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor-
schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zum Entwurf der Verwaltungsgerichtsordnung 

Zu der Eingangsformel 

Der Auffassung, daß der Entwurf der Verwaltungs-
gerichtsordnung gemäß Art. 84 Abs. 1 GG der Zu-
stimmung des Bundesrates bedürfe, weil u. a. § 29 
des Entwurfs das Verfahren der landeseigenen 
Verwaltung regelt, kann nicht beigetreten werden. 

Das Verfahren zur Bestellung der Laienrichter ist 
kein eigentliches Verwaltungsverfahren im Sinne 
des Art. 84 Abs.1 GG, das der Durchführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung dienen soll, sondern 
ein begrifflicher und wesensnotwendiger Bestandteil 
der Gerichtsverfassung der Verwaltungsgerichts-
barkeit (vgl. die entsprechenden Vorschriften für 
die Gerichtsverfassung in den §§ 36 ff. GVG). 

Zu §2 

Der Neuformulierung des § 2 Abs. 1, der Neufor-
mulierung des § 2'a Abs. 2 und der Neuformu-
lierung des § 2 b wird zugestimmt. 

Nicht zugestimmt wird der Einfügung des neuen 
§ 2 Abs. 2 und der Neufassung von § 2 a Abs. 1. 

Der neue § 2 Abs. 2 muß entfallen, weil es einer 
gesetzlichen Regelung der Ressortzugehörigkeit für 
das Bundesverwaltungsgericht nicht bedarf; sie ist 
im Gerichtsverfassungsgesetz für den Bundesge-
richtshof nicht bestimmt, ebensowenig befindet 
sich eine solche Regelung im Gesetz über das Bun-
desverwaltungsgericht. 

Der Neufassung von § 2 a Abs. 1 kann nicht zuge-
stimmt werden, weil die Bestimmung darüber, in 
welcher Form Gerichte errichtet und aufgehoben 
werden und in welcher Form der Sitz eines Gerichts 
verlegt wird sowie die Änderung in der Abgren-
zung der Gerichtsbezirke vorgenommen wird, ein 
Teil der Gerichtsverfassung ist. Außerdem hat das 

Bundesverfassungsgericht ein formelles Gesetz für 
derartige Änderungen als notwendig erachtet. Die 
Bundesregierung schlägt, um den Wünschen des 
Bundesrates nach Möglichkeit Rechnung zu tragen, 
folgende Neufassung vor: 

„§ 2 a 

(1) Die Errichtung, Aufhebung und Stillegung eines 
Verwaltungsgerichts und eines Oberverwaltungs-
gerichts und die Verlegung eines Gerichtssitzes 
wird durch Gesetz angeordnet. Änderungen in der 
Abgrenzung der Gerichtsbezirke werden durch Ge-
setz angeordnet, soweit nichts anderes bestimmt 
ist. Einzelne Kammern des Verwaltungsgerichts 
oder Senate des Oberverwaltungsgerichts können 
auch an anderen Orten errichtet werden. Einzelne 
Sachgebiete können einem Verwaltungsgericht für 
den Bezirk mehrerer Verwaltungsgerichte zugewie-
sen werden." 

Zu § 3 Abs. 1 

Dem Zusatz „und ehrenamtlichen Verwaltungs-
richtern" kann nicht zugestimmt werden, weil das 
Verwaltungsgericht an dieser Stelle als Verwal-
tungseinheit (Gericht im administrativen Sinne) 
genannt ist und die Laienrichter nicht zu dieser 
Verwaltungseinheit gehören. 

Zu § 8 a (neu) 

Der Einfügung dieser neuen Vorschrift kann nicht 
zugestimmt werden, weil auch innerhalb der Zivil 
und Strafgerichtsbarkeit kleine Landgerichte vor-
handen sein können und das GVG einheitlich für 
den Leiter eines Landgerichts die Bezeichnung 
„Präsident" eingeführt hat. 

Zu 15 

Der Streichung von § 15 Abs. 3 kann nicht zuge

-

stimmt werden, weil es nach den Erfahrungen in 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit dringend erforder- 
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lieh ist, daß ein Teil der Berufsrichter praktische 
Erfahrungen in der öffentlichen Verwaltung oder 
in der Rechtsprechung besitzt. 

Der teilweisen Streichung von § 15 Abs. 4 und der 
vollkommenen Streichung von § 15 Abs. 5 muß aus 
den gleichen Gründen widersprochen werden (s. 
auch § 3 Abs. 4 des Gesetzes über das Bundesver-
waltungsgericht). 

Dagegen ist die Bundesregierung bereit, die wäh-
rend der Beratungen der Bundesratsausschüsse 
auch für § 15 Abs. 5 erwogene Änderung vorzu-
nehmen und das Wort „muß" in Absatz 5 durch 
das Wort „soll" zu ersetzen. 

Zu § 16 

Der Streichung des § 16 muß widersprochen wer-
den, weil aus den gleichen Erwägungen, die s. Z. 
zur Einführung des § 4 Abs. 2 Gesetz über das 
Bundesverwaltungsgericht geführt haben, auf das 
Anhörungsrecht vor der Richterernennung nicht 
verzichtet werden kann. 

Zu § 18 Abs. 1 

Der Änderung kann nicht zugestimmt werden, weil 
der Streichung von § 15 Abs. 3 widersprochen wor-
den ist. 

Zu §§ 21 bis 25 

Um den Anregungen des Bundesrates Rechnung zu 
tragen, werden folgende Neufassungen vorge-
schlagen: 

„§ 21 

Der ehrenamtliche Verwaltungsrichter muß Deut-
scher sein. Er soll das dreißigste Lebensjahr voll-
endet und während des letzten Jahres vor seiner 
Wahl seinen Wohnsitz innerhalb des Gerichtsbe-
zirks gehabt haben." 

„§ 23 

Zum ehrenamtlichen Verwaltungsrichter sollen 
nicht berufen werden: 	  

Zu § 35 Abs. 3 

Da der Streichung des § 15 Abs. 3 über die beson-
deren Erfahrungen des hauptamtlichen Verwal-
tungsrichters widersprochen worden ist, muß auch 
in § 35 Abs. 3 auf § 15 Abs. 2 und 3 Bezug genom-
men werden. 

Zu § 36 Abs. 3 

Der Anfügung dieses Absatzes wird widersprochen, 
weil es hier einer gesetzlichen Regelung der Dienst-
aufsicht nicht bedarf; sie ist auch im GVG für den 
Bundesgerichtshof und die Oberlandesgerichte nicht 
bestimmt. 

Zu 39 

Der Änderung der Bezeichnung der einzelnen 
Zweige der Gerichtsbarkeit in den Absätzen 2 und 

4 wird widersprochen. Das Abweichen von dem 
Ausdruck „ordentliche Gerichtsbarkeit" entspricht 
der neueren Praxis. 

Zu 41 Abs. 2 

Der Neufassung von § 41 Abs. 2 muß widerspro-
chen werden: 

Ein sachlicher Unterschied besteht zwischen der 
vorgeschlagenen Neufassung und der Regierungs-
vorlage nicht, da die Auslegung des Wortes „be-
schwert" nur die in der Neufassung beabsichtigte 
Bedeutung haben kann. Die Neufassung verewigt 
aber die bisher bestehende Unklarheit über die Zu-
lässigkeitsvoraussetzung einer Klage und über die 
Begründetheit einer Klage. Der Regierungsvor-
lage, die in § 41 Abs. 2 nur die Zulässigkeitsvor-
aussetzung behandelt und die Frage der Begründet-
heit in § 114 regelt, gebührt der Vorzug. 

Zu § 50 Abs. 1 Nr. 1, 2, 5 und 6 

Der Streichung kann nicht zugestimmt werden. Diese 
Vorschriften sind gleichlautend aus dem Gesetz 
über das Bundesverwaltungsgericht (dort § 9) über-
nommen worden. In den sehr eingehenden Beratun-
gen des Bundestages und des Bundesrates sind die 
gesetzgebenden Körperschaften zu der Überzeugung 
gelangt, daß diese Vorschriften nicht gegen das 
Grundgesetz verstoßen. Außerdem ist anerkannt, 
daß sie rechtspolitisch notwendig sind. Die Rechts-
lage hat sich seit der Verabschiedung des Gesetzes 
über das Bundesverwaltungsgericht nicht verändert. 
Weder in den Ausschußberatungen noch in dem Be-
schluß der Vollversammlung des Bundesrates sind 
Gründe dafür vorgebracht worden, weshalb die 
Vorschriften gegen das Grundgesetz verstoßen sol-
len. 

Zu § 87 Abs. 2 

Der Streichung von § 87 Abs. 2 wird widersprochen: 

Aus den gleichen Erwägungen, die zur Einfügung 
von § 38 Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesver-
waltungsgericht geführt haben, kann auf diese Vor-
schrift nicht verzichtet werden. Das verwaltungsge-
richtliche Verfahren wird zwar weitgehend von der 
Offizialmaxime beherrscht. Es entspricht aber der 
jetzigen Praxis der Verwaltungsgerichte, wenn fest-
gelegt wird, daß in der mündlichen Verhandlung 
gestellte Beweisanträge nur durch einen Gerichts-
beschluß mit Angabe von Gründen abgelehnt wer-
den dürfen. 

Zu 114 

Der Neufassung der Absätze 1 und 4 und der Strei-
chung von Absatz 5 muß aus den gleichen Gründen 
widersprochen werden, die zu dem Änderungsvor-
schlag zu § 41 Abs. 2 angeführt worden sind. 

Zu § 158 

Mit Rücksicht darauf, daß der Änderung von § 114 
widersprochen worden ist, kann auch der Ände

-

rungsvorschlag zu § 158 nicht übernommen werden. 
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Zu § 160 Abs. 2 (neu) 

Der Hinzufügung des neuen Absatzes 2 wird wi-
dersprochen, da der Zusatz nicht zweckmäßig ist 
und kein anderer Zweig der Gerichtsbarkeit der-
artige Vorschriften kennt. 

Zu § 165 Abs. 1 Nr. 5 (neu) 

Der Hinzufügung des Zusatzes „aus Schiedssprüchen 
öffentlich-rechtlicher Schiedsgerichte" wird wider-
sprochen, weil Entscheidungen eines Schiedsge-
richts, das auf Grund eines übereinstimmenden 
Parteiwillens gebildet ist, hinsichtlich der Voll-
streckung einer gerichtlichen Entscheidung nicht 
gleichstehen. Derartige Entscheidungen können nur 
die Grundlage für eine Vollstreckung bilden, wenn 
sie in einem besonderen gerichtlichen Verfahren 
für vollstreckbar erklärt werden. 

Zu 174 

Dem Vorschlag des Bundesrates, § 15 Abs. 2 an 
dieser Stelle zu erwähnen, wird zugestimmt, einer 
Streichung von § 15 Abs. 3 aber widersprochen, 
weil die Aufrechterhaltung dieser Vorschrift emp-
fohlen worden ist. § 174 muß deshalb lauten: 

„§ 174 

Bei Kriegsteilnehmern gelten die Voraussetzun-
gen des § 15 Abs. 2 und 3 als erfüllt, wenn sie den 
für sie geltenden besonderen Vorschriften genügt 
haben." 

Zu § 180 Abs. 6 Nr. 7 

Die Streichung des Zusatzes „Satz 2 und Abs. 5" 
hinter § 15 Abs. 4 ist aus den gleichen Gründen 
nicht angängig, die zu den Änderungsvorschlägen 
zu § 15 Abs. 4 und 5 angeführt worden sind. 

Zum Entwurf des Gesetzes über die Beschränkung 
der Berufung im verwaltungsgerichtlichen Ver

-

fahren 

Zu § 1 Abs. 2 (neu) 

Der Hinzufügung dieses Absatzes wird widerspro-
chen, weil grundsätzliche Bedenken dagegen be-
stehen, daß die Berufung in einzelnen Ländern 
unbeschränkt und in anderen Ländern nur be-
schränkt zugelassen ist. Außerdem müssen nach 
dem Erlaß des Gesetzes über die Wohnraumbewirt-
schaftung zunächst Erfahrungen gesammelt werden. 

Den übrigen Vorschlägen des Bundesrates tritt die 
Bundesregierung bei. 

Die Entscheidung Nr. 3 vom 19. Februar 1954 wird 
Gelegenheit geben, die in der Entschließung Nr. 1 
empfohlene Angleichung an das Sozialgerichtsge-
setz und an das Arbeitsgerichtsgesetz im einzelnen 
näher zu prüfen. Die Entschließung Nr. 2 hinsichtlich 
des Flurbereinigungsgesetzes und des Saatgut-
gesetzes wird von der Bundesregierung befürwortet. 
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haben. In jedem Falle muß jedoch die Möglich-
keit einer Berufung offenbleiben, wenn wesent-
liche Verfahrensmängel im Sinne des § 132 
Abs. 2 gerügt werden. Ist die Berufung wegen 
eines solchen Verfahrensmangels zulässig, so 
wird im Berufungsverfahren auch eine sachliche 
Nachprüfung des erstinstanzlichen Urteils durch-
geführt. Durch die Einfügung des Satzes 2 wird 
eine Lücke geschlossen. 

74. In § 131 Abs. 2 ist eingangs nach „Sie ist" das 
Wort „nur" einzufügen. 

Begründung 
Klarstellung, daß die in Satz 2 aufgeführten 
Gründe ausschließlicher Art sind. 

75. In § 132 Abs. 2 Nr. 3 ist das Wort „richter-
liche" durch „rechtliche" zu ersetzen. 

Begründung 

Richtigstellung. 

76. In § 140 sind die Absätze i bis 4 wie folgt um-
zustellen: 

Absatz 4 wird Absatz 1, 
Absatz 2 bleibt Absatz 2, 
Absatz 1 wird Absatz 3, 
Absatz 3 wird Absatz 4. 

Begründung 

Die nunmehr gewählte Reihenfolge entspricht 
der Systematik. 

77. In § 144 ist folgender Absatz 2 anzufügen: 

„(2) Das Verwaltungsgericht soll die Beteilig-
ten von der Vorlage der Beschwerde an das 
Oberverwaltungsgericht in Kenntnis setzen." 

Begründung 

Nach den bisherigen Erfahrungen kommt es 
vor, daß ein Beteiligter, insbesondere der Be-
schwerdeführer, seine Schriftsätze auch nach 
Vorlage der Beschwerde an das Oberverwal-
tungsgericht weiterhin beim Verwaltungsgericht 
einreicht. Dies kann zur Folge haben, daß das 
Oberverwaltungsgericht über eine bereits zu-
rückgenommene Beschwerde entscheidet, so daß 
sich unter Umständen kostenrechtliche Schwie-
rigkeiten ergeben. Die Benachrichtigung der 
Beteiligten durch das Verwaltungsgericht wird 
diese veranlassen, ihre Schriftsätze jeweils un-
mittelbar an das Oberverwaltungsgericht zu 
richten. 

78. § 151 Abs. 4 erhält eingangs folgende Fassung: 

„(4) Die Kosten der erfolgreichen Nichtig-
keitsklage können ...". 

Begründung 
Es besteht kein Anlaß, auch die Kosten einer 
erfolgreichen Restitutionsklage der Staatskasse 
auferlegen zu lassen. 

79. § 157 Satz 2 ist zu streichen. 

Begründung 
Satz 2 ist im Hinblick auf Satz 1 entbehrlich. 

80. In § 158 sind die Worte „in den Fällen des § 114 
Abs. 1 Satz 4" zu ersetzen durch die Worte „in 
den Fällen des § 114 Abs. 1 Satz 1 zweiter 
Halbsatz". 

Begründung 
Die Änderung dient der Klarstellung. 

81. In § 159 Abs. 1 ist hinter dem Wort „Gerichts-
kosten" einzufügen „(Gebühren und Ausla-
gen)".  

Begründung 
Verdeutlichung. 

82. In § 160 Satz 1 wird das Wort „bisher" ge-
strichen. 

Begründung 
Durch die Streichung soll ermöglicht werden, 
daß Änderungen noch in der Zwischenzeit ver-
fügt werden können. 

83. In § 160 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„ (2) Vorschriften, nach denen der Bund, die 
Länder, die Gemeinden oder Gemeindever-
bände oder andere juristische Personen des 
öffentlichen Rechts sowie Behörden und son-
stige bestimmte Beteiligte von der Zahlung der 
Gerichtskosten ganz oder teilweise befreit sind, 
finden keine Anwendung." 

Begründung 
Der Zusatz erscheint zweckmäßig. 

84. In § 165 Abs. 1 ist folgende Nr. 5 anzufügen: 

„5. aus Schiedssprüchen öffentlich-rechtlicher 
Schiedsgerichte." 

Begründung 
Die Vorschrift ist notwendig, um eine Voll-
streckung von Schiedssprüchen öffentlich-recht-
licher Schiedsgerichte zu ermöglichen, die be-
reits bestehen oder künftig eingerichtet wer-
den. 

85. In § 167 Abs. 2 Satz 1 ist hinter den Worten 
„die Behörde oder bei" einzufügen das Wort 
„Körperschaften,". 

Begründung 
Die Einfügung dient der Klarstellung. 

86. In § 170 Abs. 2 sind hinter dem Wort „Verwal-
tungsrechtsrat" einzufügen die Worte „im 
Sinne dieses Gesetzes". 

Begründung 
Die Einfügung dient der Klarstellung. 
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87. § 173 ist zu streichen. 

Begründung 

Durch Einfügung des § 2 b ist § 173 entbehrlich 
geworden. 

88. § 174 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 174 

Bei Kriegsteilnehmern gelten die Vorausset-
zungen des § 15 Abs. 2 als erfüllt, wenn sie 
den für sie geltenden besonderen Vorschriften 
genügt haben." 

Begründung 

Zugunsten von Kriegsteilnehmern sollten auch 
Ausnahmen von der vorgeschriebenen Min-
destzeit des Studiums der Rechtswissenschaft 
und der Ausbildung im öffentlichen Dienst 
möglich sein. 

89. In § 176 sind an Stelle der Worte „Die Landes-
gesetzgebung" die Worte „Das Land" zu set-
zen. 

Begründung 
Durch diese Fassung bleibt offen, ob die Län-
der diese Frage durch formelles Gesetz regeln 
wollen. 

90. Nach § 176 ist folgender § 176 a einzufügen: 

„§ 176a 

(1) In den Ländern Berlin und Hamburg 
treten an die Stelle der Kreise im Sinne des 
§ 29 die Bezirke. 

(2) Die Länder Berlin, Bremen, Hamburg und 
Schleswig-Holstein können Abweichungen von 
den Vorschriften des § 74 Abs. 1 Satz 2 zu-
lassen." 

Begründung 
Die Länder Berlin und Hamburg kennen keine 
Kreise. An die Stelle der Kreise sollen die Be-
zirke treten, soweit es sich um die Wahrneh-
mung von Aufgaben nach § 129 handelt. Die 
zulässige Abweichung von der Vorschrift des 
§ 74 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 entspricht dem Verwal-
tungsaufbau und der Organisation der Stadt-
staaten Berlin, Bremen und Hamburg und des 
Landes Schleswig-Holstein. 

91. Im § 177 ist folgender neuer Satz 2 anzufügen: 

„Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes geltenden Vorschriften über die 
Dienstaltersgrenze für Richter bleiben unbe-
rührt." 

Begründung 

Es erscheint angebracht, abweichende, in den 
einzelnen Ländern geltende Vorschriften über 
die Altersgrenze der Richter so lange beizube-
halten, bis die Frage durch das Richtergesetz 
des Bundes geregelt wird. 

92. Im § 178 sind an Stelle der Worte „die Landes-
gesetzgebung" die Worte zu setzen „das 
Land".  

Begründung 

Durch die Neufassung bleibt es den einzelnen 
Ländern überlassen, ob sie diese Fragen durch 
ein formelles Gesetz regeln wollen. 

93. § 179 soll im Laufe des Gesetzgebungsverfah-
rens dem Sozialgerichtsgesetz angepaßt wer-
den. 

94. In § 180 Abs. 2 Nr. 3 ist nach Buchstabe a ein-
zufügen: 

„aa) Berlin vom 8. Januar 1951 (Verordnungsbl. 
für Berlin I S. 46),". 

Begründung 

Da die Verwaltungsgerichtsordnung auch für 
das Land Berlin gelten soll, muß dessen bishe-
riges Gesetz über die Verwaltungsgerichtsbar-
keit aufgehoben werden. 

95. § 180 Abs. 2 Nr. 4 ist wie folgt zu fassen: 

„4. die Landesverordnung über den Aufbau der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit vom 30. März 
1947 (Bad. Amtsbl. S. 89) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Januar 1952 (Bad. 
Gesetz- und Verordnungsbl. S. 14),". 

96. In § 180 Abs. 2 Nr. 5 am Ende ist das Komma 
zu streichen und folgendes anzufügen: 

„und vom 24. November 1952 (Amtsbl. Nr. 50),". 

97. In § 180 Abs. 6 Nr. 2 sind die Worte „eines 
Jahres" durch die Worte „von zwei Jahren" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Die Frist von einem Jahr ist zu kurz bemessen. 
Zwei Jahre sind zumindest erforderlich, um 
große Personalschwierigkeiten zu vermeiden. 

98. In § 180 Abs. 6 Nr. 7 hinter „§ 15 Abs. 4" ist 
der Zusatz „Satz 2 und Abs. 5" zu streichen. 

Begründung 

Folge der Änderung des § 15. 

99. In § 180 Abs. 6 ist die Nr. 9 zu streichen. 

Begründung 

Die dort vorgesehene Bekanntmachung hat 
keine rechtliche Bedeutung. Im übrigen ist es 
notwendig, daß der Gerichtsaufbau, soweit die 
Überleitungsbestimmungen keine Ausnahme 
vorsehen, bei Inkrafttreten des Gesetzes abge-
schlossen ist. 
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Entwurf eines Gesetzes 
über die Beschränkung der Berufung 
im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

100. § 1 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 1 

(1) Gegen Urteile der Verwaltungsgerichte 
in Streitigkeiten auf den Gebieten des Preis-
rechtes, der öffentlichen Abgaben, der Kosten, 
der Strafen und des Zwangsgeldes mit einem 
Wert des Streitgegenstandes unter dreihundert 
Deutsche Mark findet die Berufung an das 
Oberverwaltungsgericht nur statt, wenn sie in 
dem Urteil zugelassen ist. 

(2) Das Land kann für das Gebiet des Woh-
nungswesens die Berufung durch Gesetz be-
schränken." 

Begründung 

zu Absatz 1 

Die Verwaltungsgerichtsordnung kennt den Be-
griff „allgemeine" Verwaltungsgerichte nicht. 
Die Vorschriften des § 1 ADS. i und § 3 betref-
fen im übrigen nur die Verwaltungsgerichte 
im Sinne der Verwaltungsgerichtsordnung. Der 
Zusatz betr. das Zwangsgeld dient der Klar-
stellung. 

zu Absatz 2 

Dem bestehenden Rechtszustand in einigen 
Ländern entsprechend soll die Beschränkung 
der Berufung in Wohnungssachen auch nach 
Inkrafttreten der Verwaltungsgerichtsordnung 
aufrechterhalten und eine durch die Verhält-
nisse bedingte Erweiterung solcher Vorschrif-
ten und ihre Aufnahme durch andere Länder 
ermöglicht werden. 

101. In § 3 ist das Wort „Allgemeinen" zu streichen. 

Begründung 

s. Begründung zu § 1 Abs. 1. 

102. Nach § 3 ist folgender § 3 a einzufügen: 

„§ 3 a 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
des Gesetzes über die Stellung des Landes Ber-
lin im Finanzsystem des Bundes (Drittes über-
leitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 (Bundes-
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin." 

Begründung 

Entsprechend dem Geltungsbereich der Verwal-
tungsgerichtsordnung soll auch der vorliegende 
Entwurf in Berlin gelten. 

Anlage 3 

Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 

Die Bundesregierung wiederholt zu den Änderungs-
vorschlägen des Bundesrates, soweit er die schon 
am 19. Februar 1954 beschlossenen Änderungsvor-
schläge wieder aufgenommen hat, ihre bisherige 
Stellungnahme. Zu den neuen Vorschlägen des 
Bundesrates nimmt die Bundeseregierung wie folgt 
Stellung: 

Zum Entwurf der Verwaltungsgerichtsordnung 

Zu der Eingangsformel 

Der Auffassung, daß der Entwurf der Verwaltungs-
gerichtsordnung gemäß Artikel 84 Abs. 1 GG der 
Zustimmung des Bundesrates bedürfe, weil u. a. die 
§§ 29 und 70 ff. des Entwurfs das Verfahren der 
landeseigenen Verwaltung regeln, kann nicht bei-
getreten werden. 

Das Verfahren zur Bestellung der Laienrichter ist 
kein eigentliches Verwaltungsverfahren im Sinne 
des Artikels 84 Abs. 1 GG, das der Durchführung 
der Verwaltungsgerichtsordnung dienen soll, son-
dern ein begrifflicher und wesensnotwendiger Be

-

standteil der Gerichtsverfassung der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit (vgl. die entsprechenden Vorschrif-
ten für die Gerichtsverfassung in den §§ 36 ff. 
GVG). 

Das in den §§ 70 ff. behandelte Vorverfahren ist 
ebenfalls kein selbständiges Verwaltungsverfahren, 
sondern ebenso wie die Vollstreckung verwaltungs-
gerichtlicher Urteile untrennbarer Bestandteil des 
verwaltungsgerichtlichen Verfahrens, für den sich 
die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes auf 
Artikel 74 Nr. 1 GG stützt. 

Zu §2 

Der Neuformulierung des § 2 Abs. 1 und der Neu-
formulierung des § 2 a Abs. 2 wird zugestimmt. 
Nicht zugestimmt wird der Neufassung von § 2 a 
Abs. 1, weil die Bestimmung darüber, in welcher 
Form Gerichte errichtet und aufgehoben werden, in 
welcher Form der Sitz eines Gerichts verlegt sowie 
die Änderung in der Abgrenzung der Gerichts-
bezirke vorgenommen wird, ein Teil der Gerichts-
verfassung ist. Außerdem hat das Bundesverfas- 
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sungsgericht ein formelles Gesetz für derartige 
Änderungen als notwendig erachtet. Die Bundes-
regierung schlägt, um den Wünschen des Bundes-
rates nach Möglichkeit Rechnung zu tragen, fol-
gende Neufassung vor: 

„(1) Die Errichtung, Aufhebung und Stillegung 
eines Verwaltungsgerichts und eines Oberverwal-
tungsgerichts und die Verlegung eines Gerichts-
sitzes wird durch Gesetz angeordnet. Änderungen 
in der Abgrenzung der Gerichtsbezirke werden 
durch Gesetz angeordnet, soweit nicht anderes be-
stimmt ist. Einzelne Kammern des Verwaltungs-
gerichts oder Senate des Oberverwaltungsgerichts 
können auch an anderen Orten errichtet werden. 
Einzelne Sachgebiete können einem Verwaltungs-
gericht für den Bezirk mehrerer Verwaltungs-
gerichte zugewiesen werden." 

Zu § 3 Abs. 1 

Dem Zusatz „und ehrenamtlichen Verwaltungsrich-
tern" kann nicht zugestimmt werden, weil das Ver-
waltungsgericht an dieser Stelle als Verwaltungs-
einheit (Gericht im administrativen Sinne) genannt 
ist und die Laienrichter nicht zu dieser Verwal-
tungseinheit gehören. 

Zu § 15 

Der Streichung von § 15 Abs. 3 kann nicht zuge-
stimmt werden, weil es nach den Erfahrungen in 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit dringend erforder-
lich ist, daß ein Teil der Berufsrichter praktische Er-
fahrungen in der öffentlichen Verwaltung oder in 
der Rechtsprechung besitzt. 

Der teilweisen Streichung von § 15 Abs. 4 und der 
vollkommenen Streichung von § 15 Abs. 5 muß aus 
den gleichen Gründen widersprochen werden 
(s. auch § 3 Abs. 4 des Gesetzes über das Bundes-
verwaltungsgericht) . 

Dagegen ist die Bundesregierung bereit, die wäh-
rend der Beratungen der Bundesratsausschüsse 
auch für § 15 Abs. 5 erwogene Änderung vorzu-
nehmen und das Wort „muß" in Absatz 5 durch 
das Wort „soll" zu ersetzen. 

Zu 16 

Der Streichung des § 16 muß widersprochen wer-
den, weil aus den gleichen Erwägungen, die s. Z. 
zur Einführung des § 4 Abs. 2 Gesetz über das Bun-
desverwaltungsgericht geführt haben, auf das An-
hörungsrecht vor der Richterernennung nicht ver-
zichtet werden kann. 

Zu § 18 

Der Änderung von Absatz 1 kann nicht zugestimmt 
werden, weil der Streichung von § 15 Abs. 3 wider-
sprochen worden ist. 

Der Streichung von Absatz 2 Satz 1 wird wider-
sprochen, da bis zum Erlaß eines Richtergesetzes 
die Unabhängigkeit der Hilfsrichter gestärkt wer-
den muß. Dem Wegfall von Satz 2 wird zuge-
stimmt. 

Zu §§ 21 bis 25 

Um den Anregungen des Bundesrates Rechnung zu 
tragen, werden folgende Neufassungen vorge-
schlagen: 

„§ 21 

Der ehrenamtliche Verwaltungsrichter muß Deut-
scher sein. Er soll das dreißigste Lebensjahr voll-
endet und während des letzten Jahres vor seiner 
Wahl seinen Wohnsitz innerhalb des Gerichts-
bezirks gehabt haben." 

n § 23 

Zum ehrenamtlichen Verwaltungsrichter sollen 
nicht berufen werden: . . ." 

Zu § 35 Abs. 3 

Da der Streichung des § 15 Abs. 3 über die beson-
deren Erfahrungen des hauptamtlichen Verwal-
tungsrichters widersprochen worden ist, muß auch 
in § 35 Abs. 3 auf § 15 Abs. 2 und 3 Bezug genom-
men werden. 

Zu § 39 

Der Änderung der Bezeichnung der einzelnen 
Zweige der Gerichtsbarkeit in den Absätzen 2 
und 4 wird widersprochen. Das Abweichen von dem 
Ausdruck „ordentliche Gerichtsbarkeit" entspricht 
der neueren Praxis. 

Zu § 41 Abs. 2 

Der vorgeschlagenen Neufassung wird grundsätz-
lich zugestimmt, aber folgende redaktionelle Neu-
fassung empfohlen: 

„(2) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
wird, ist die Klage nur zulässig, wenn der Kläger 
geltend macht, durch den Verwaltungsakt oder 
dessen Ablehnung oder Unterlassung in seinen 
Rechten verletzt zu sein." 

Zu 46 

Der Streichung kann nicht beigetreten werden, da 
sich die abstrakte Normenkontrolle in den Ländern 
Bayern, Bremen, Hessen und in dem ehemaligen 
Land Württemberg-Baden in prozeßökonomischer 
Hinsicht gut bewährt hat und kein zwingender 
Grund dafür angegeben worden ist, diesen Ländern 
die Möglichkeit der abstrakten Normenkontrolle zu 
nehmen. Außerdem sind nur noch solche Entschei-
dungen verbindlich, die die Gültigkeit der Vor-
schrift verneinen. Der Vorgang der Verfassungs-
gerichtsbarkeit ist ausreichend gewahrt und der 
„Rahmen der Gerichtsbarkeit" durch § 38 der Ver-
waltungsgerichtsordnung umrissen. 

Zu § 50 Abs. 1 Nr. 1, 2, 5 und 6 

Der Streichung kann nicht zugestimmt werden. 
Diese Vorschriften sind gleichlautend aus dem Ge-
setz über das Bundesverwaltungsgericht (dort § 9) 
übernommen worden. In den sehr eingehenden Be-
ratungen des Bundestages und des Bundesrates 
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sind die gesetzgebenden Körperschaften zu der 
Überzeugung gelangt, daß diese Vorschriften nicht 
gegen das Grundgesetz verstoßen. Außerdem ist 
anerkannt, daß sie rechtspolitisch notwendig sind. 
Die Rechtslage hat sich seit der Verabschiedung 
des Gesetzes über das Bundesverwaltungsgericht 
nicht verändert. Weder in den Ausschußberatungen 
noch in dem Beschluß der Vollversammlung des 
Bundesrates sind Gründe dafür vorgebracht wor-
den, weshalb die Vorschriften gegen das Grund-
gesetz verstoßen sollen. 

Zu § 91 

Entsprechend ihrer Stellungnahme zu § 39 kann die 
Bundesregierung dem Vorschlag zur Neufassung 
der Absätze 2 und 3 nur in folgender Form zu-
stimmen: 

„(2) Wenn die Streitsache schon bei einem Ge-
richt der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
oder einem Gericht der Zivil-, Arbeits-, Straf-, 
Finanz- oder Sozialgerichtsbarkeit rechtshängig ist, 
so ist eine neue Klage während der Rechtshängig-
keit unzulässig. 

(3) Die Zuständigkeit des Gerichts und die Zu-
lässigkeit des zu ihm beschrittenen Rechtsweges 
werden durch eine Veränderung der sie begründen-
den Umstände nach Eintritt der Rechtshängigkeit 
nicht berührt." 

Zu § 165 Abs. 1 Nr. 5 (neu) 

Der Hinzufügung des Zusatzes „aus Schiedssprü-
chen öffentlich-rechtlicher Schiedsgerichte" wird 
widersprochen, weil Entscheidungen eines Schieds-
gerichts, das auf Grund eines übereinstimmenden 
Parteiwillens gebildet ist, hinsichtlich der Voll-
streckung einer gerichtlichen Entscheidung nicht 
gleichstehen. Derartige Entscheidungen können nur 
die Grundlage für eine Vollstreckung bilden, wenn 
sie in einem besonderen gerichtlichen Verfahren 
für vollstreckbar erklärt werden. 

Zu § 166 

Der Neufassung des Absatzes 1 wird zugestimmt, 
dem vorgeschlagenen Absatz 2 aber widersprochen 
und — wie schon in der amtlichen Begründung her-
vorgehoben worden ist — die entsprechende An-
wendung des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
des Bundes empfohlen. Hierfür kommt folgender 
neuer Wortlaut in Frage: 

„(2) Bei der Vollstreckung zugunsten eines Lan-
des, eines Gemeindeverbandes, einer Gemeinde 
sowie einer nicht bundesunmittelbaren Körper-
schaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts 
gelten die Vorschriften des Verwaltungsvollstrek-
kungsgesetzes entsprechend. Für diese Fälle be-
stimmt die oberste Landesbehörde die Vollstrek-
kungsbehörde." 

Zu Teil IV a §§ 168 a bis g 

Dem Vorschlag, für die gerichtliche Nachprüfung 
von Justizverwaltungsakten den Verwaltungs

-

rechtsweg in dem vom Bundesrat vorgesehenen 
Rahmen auszuschließen, will die Bundesregierung 
nicht widersprechen. Im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren sollte — wie vom Bundesrat angeregt --
geprüft werden, ob nicht statt der Generalklausel 
in § 168 a Abs. 1 ein enumerativer Katalog geschaf-
fen werden kann. Ferner sollte erwogen werden, 
ob der Vorschlag als Teil der Übergangsvorschrif-
ten der Verwaltungsgerichtsordnung oder in der 
Form eines gleichzeitig zu verabschiedenden Ge-
setzes verwirklicht werden soll. 

Zu § 174 

Dem Vorschlag des Bundesrates, § 15 Abs. 2 an 
dieser Stelle zu erwähnen, wird zugestimmt, einer 
Streichung von § 15 Abs. 3 aber widersprochen, 
weil die Aufrechterhaltung dieser Vorschrift emp-
fohlen worden ist. § 174 muß deshalb lauten: 

„§ 174 

Bei Kriegsteilnehmern gelten die Voraussetzun-
gen des § 15 Abs. 2 und 3 als erfüllt, wenn sie den 
für sie geltenden besonderen Vorschriften genügt 
haben." 

Zu .§ 178 

Der Neufassung von Abs. 1 und der Anfügung 
eines neuen Abs. 2 wird zugestimmt, dem vorge-
schlagenen Abs. 3 aber widersprochen, weil neben 
der Regelung des Suspensiveffekts in § 81 keine 
Notwendigkeit für den Erlaß ergänzender oder ab-
weichender landesrechtlicher Vorschriften besteht. 

Zu § 180 

Der Streichung von Absatz 6 Nr. 7 wird aus den 
gleichen Gründen wie der Änderung und Strei-
chung von § 15 Abs. 4 und 5 widersprochen. 

Um den Ländern den Übergang zu der Neuregelung 
zu erleichtern, wird folgende Neufassung vorge-
schlagen: 

„7. Die Vorschriften des § 15 Abs. 4 Satz 2 und 
Abs. 5 sind erst drei Jahre, im Saarland fünf 
Jahre, nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
anzuwenden. Für die beim Inkrafttreten des 
Gesetzes im Amt befindlichen Richter gilt die 
bis zu diesem Zeitpunkt bei den Verwaltungs-
gerichten abgeleistete Tätigkeit als solche im 
Sinne des § 15 Abs. 3 Nr. 1 dieses Gesetzes, bis 
durch Neuernennungen von Richtern nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes die Voraussetzun-
gen des § 15 Abs. 5 erfüllt sind." 

Zum Entwurf des Gesetzes über die Beschränkung 
der Berufung im verwaltungsgerichtlichen 

Verfahren 

Zu § 1 

Die Bundesregierung strebt ebenso wie der Bundes-
rat die Verkürzung der verwaltungsgerichtlichen 
Verfahren an. Sie stimmt der Beschränkung der 
Berufung auf den Gebieten des Zwangsgeldes, des 
Wohnungswesens, des Notaufnahmeverfahrens und 
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der Ausländerpolizei zu, widerspricht aber der Be-
schränkung der Berufung auf dem Gebiet der Aus-
weise für Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge, 
weil in der Mehrzahl der Fälle auf diesen Rechts-
gebieten nur noch schwierige Tatbestände zu klären 
sind, bei denen auf eine zweite gerichtliche Tat-
sacheninstanz nicht verzichtet werden kann. 

Der Ersetzung des Begriffs „Wert des Streitgegen-
standes" durch den Begriff „Wert des Beschwerde-
gegenstandes" stimmt die Bundesregierung zu. 

Den übrigen wiederaufgenommenen und neuen 
Vorschlägen des Bundesrates tritt die Bundes-
regierung bei. 

Die Entschließung Nr. 3 wird Gelegenheit geben, 
die in der Entschließung Nr. 1 empfohlene Anglei-
chung an das Sozialgerichtsgesetz und an das Ar-
beitsgerichtsgesetz im einzelnen näher zu prüfen. 
Die Entschließung Nr. 2 hinsichtlich des Flurbereini-
gungsgesetzes und des Saatgutgesetzes wird von 
der Bundesregierung befürwortet. 

zu Anlage 3 

Bisherige Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 

Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor

-

schlägen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zum Entwurf der Verwaltungsgerichtsordnung 

Zu der Eingangsformel 

Der Auffassung, daß der Entwurf der Verwaltungs-
gerichtsordnung gemäß Art. 84 Abs. 1 GG der Zu-
stimmung des Bundesrates bedürfe, weil u. a. § 29 
des Entwurfs das Verfahren der landeseigenen 
Verwaltung regelt, kann nicht beigetreten werden. 

Das Verfahren zur Bestellung der Laienrichter ist 
kein eigentliches Verwaltungsverfahren im Sinne 
des Art. 84 Abs. 1 GG, das der Durchführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung dienen soll, sondern 
ein begrifflicher und wesensnotwendiger Bestandteil 
der Gerichtsverfassung der Verwaltungsgerichts-
barkeit (vgl. die entsprechenden Vorschriften für 
die Gerichtsverfassung in den §§ 36 ff. GVG). 

Zu §2 

Der Neuformulierung des § 2 Abs. 1, der Neufor-
mulierung des § 2 a Abs. 2 und der Neuformu-
lierung des § 2 b wird zugestimmt. 

Nicht zugestimmt wird der Einfügung des neuen 
§ 2 Abs. 2 und der Neufassung von § 2 a Abs. 1. 

Der neue § 2 Abs. 2 muß entfallen, weil es einer 
gesetzlichen Regelung der Ressortzugehörigkeit für 
das Bundesverwaltungsgericht nicht bedarf; sie ist 
im Gerichtsverfassungsgesetz für den Bundesge-
richtshof nicht bestimmt, ebensowenig befindet 
sich eine solche Regelung im Gesetz über das Bun-
desverwaltungsgericht. 

Der Neufassung von § 2 a Abs. 1 kann nicht zuge-
stimmt werden, weil die Bestimmung darüber, in 
welcher Form Gerichte errichtet und aufgehoben 
werden und in welcher Form der Sitz eines Gerichts 
verlegt wird sowie die Änderung in der Abgren-
zung der Gerichtsbezirke vorgenommen wird, ein 
Teil der Gerichtsverfassung ist. Außerdem hat das 

Bundesverfassungsgericht ein formelles Gesetz für 
derartige Änderungen als notwendig erachtet. Die 
Bundesregierung schlägt, um den Wünschen des 
Bundesrates nach Möglichkeit Rechnung zu tragen, 
folgende Neufassung vor: 

„§ 2 a 

(1) Die Errichtung, Aufhebung und Stillegung eines 
Verwaltungsgerichts und eines Oberverwaltungs-
gerichts und die Verlegung eines Gerichtssitzes 
wird durch Gesetz angeordnet. Änderungen in der 
Abgrenzung der Gerichtsbezirke werden durch Ge-
setz angeordnet, soweit nichts anderes bestimmt 
ist. Einzelne Kammern des Verwaltungsgerichts 
oder Senate des Oberverwaltungsgerichts können 
auch an anderen Orten errichtet werden. Einzelne 
Sachgebiete können einem Verwaltungsgericht für 
den Bezirk mehrerer Verwaltungsgerichte zugewie-
sen werden." 

Zu § 3 Abs. 1 

Dem Zusatz „und ehrenamtlichen Verwaltungs-
richtern" kann nicht zugestimmt werden, weil das 
Verwaltungsgericht an dieser Stelle als Verwal-
tungseinheit (Gericht im administrativen Sinne) 
genannt ist und die Laienrichter nicht zu dieser 
Verwaltungseinheit gehören. 

Zu § 8 a (neu) 

Der Einfügung dieser neuen Vorschrift kann nicht 
zugestimmt werden, weil auch innerhalb der Zivil 
und Strafgerichtsbarkeit kleine Landgerichte vor-
handen sein können und das GVG einheitlich für 
den Leiter eines Landgerichts die Bezeichnung 
„Präsident" eingeführt hat. 

Zu § 15 

Der Streichung von § 15 Abs. 3 kann nicht zuge

-

stimmt werden, weil es nach den Erfahrungen in 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit dringend erforder- 
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lieh ist, daß ein Teil der Berufsrichter praktische 
Erfahrungen in der öffentlichen Verwaltung oder 
in der Rechtsprechung besitzt. 

Der teilweisen Streichung von § 15 Abs. 4 und der 
vollkommenen Streichung von § 15 Abs. 5 muß aus 
den gleichen Gründen widersprochen werden (s. 
auch § 3 Abs. 4 des Gesetzes über das Bundesver-
waltungsgericht). 

Dagegen ist die Bundesregierung bereit, die wäh-
rend der Beratungen der Bundesratsausschüsse 
auch für § 15 Abs. 5 erwogene Änderung vorzu-
nehmen und das Wort „muß" in Absatz 5 durch 
das Wort „soll" zu ersetzen. 

Zu § 16 

Der Streichung des § 16 muß widersprochen wer-
den, weil aus den gleichen Erwägungen, die s. Z. 
zur Einführung des § 4 Abs. 2 Gesetz über das 
Bundesverwaltungsgericht geführt haben, auf das 
Anhörungsrecht vor der Richterernennung nicht 
verzichtet werden kann. 

Zu § 18 Abs. 1 

Der Änderung kann nicht zugestimmt werden, weil 
der Streichung von § 15 Abs. 3 widersprochen wor-
den ist. 

Zu §§ 21 bis 25 

Um den Anregungen des Bundesrates Rechnung zu 
tragen, werden folgende Neufassungen vorge-
schlagen: 

„§ 21 

Der ehrenamtliche Verwaltungsrichter muß Deut-
scher sein. Er soll das dreißigste Lebensjahr voll-
endet und während des letzten Jahres vor seiner 
Wahl seinen Wohnsitz innerhalb des Gerichtsbe-
zirks gehabt haben." 

„§ 23 

Zum ehrenamtlichen Verwaltungsrichter sollen 
nicht berufen werden: 	 ". 

Zu § 35 Abs. 3 

Da der Streichung des § 15 Abs. 3 über die beson-
deren Erfahrungen des hauptamtlichen Verwal-
tungsrichters widersprochen worden ist, muß auch 
in § 35 Abs. 3 auf § 15 Abs. 2 und 3 Bezug genom-
men werden. 

Zu § 36 Abs. 3 

Der Anfügung dieses Absatzes wird widersprochen, 
weil es hier einer gesetzlichen Regelung der Dienst-
aufsicht nicht bedarf; sie ist auch im GVG für den 
Bundesgerichtshof und die Oberlandesgerichte nicht 
bestimmt. 

Zu § 39 

Der Änderung der Bezeichnung der einzelnen 
Zweige der Gerichtsbarkeit in den Absätzen 2 und 

4 wird widersprochen. Das Abweichen von dem 
Ausdruck „ordentliche Gerichtsbarkeit" entspricht 
der neueren Praxis. 

Zu § 41 Abs. 2 

Der Neufassung von § 41 Abs. 2 muß widerspro-
chen werden: 

Ein sachlicher Unterschied besteht zwischen der 
vorgeschlagenen Neufassung und der Regierungs-
vorlage nicht, da die Auslegung des Wortes „be-
schwert" nur die in der Neufassung beabsichtigte 
Bedeutung haben kann. Die Neufassung verewigt 
aber die bisher bestehende Unklarheit über die Zu-
lässigkeitsvoraussetzung einer Klage und über die 
Begründetheit einer Klage. Der Regierungsvor-
lage, die in § 41 Abs. 2 nur die Zulässigkeitsvor-
aussetzung behandelt und die Frage der Begründet-
heit in § 114 regelt, gebührt der Vorzug. 

Zu § 50 Abs. i Nr. 1, 2, 5 und 6 

Der Streichung kann nicht zugestimmt werden. Diese 
Vorschriften sind gleichlautend aus dem Gesetz 
über das Bundesverwaltungsgericht (dort § 9) über-
nommen worden. In den sehr eingehenden Beratun-
gen des Bundestages und des Bundesrates sind die 
gesetzgebenden Körperschaften zu der Überzeugung 
gelangt, daß diese Vorschriften nicht gegen das 
Grundgesetz verstoßen. Außerdem ist anerkannt, 
daß sie rechtspolitisch notwendig sind. Die Rechts-
lage hat sich seit der Verabschiedung des Gesetzes 
über das Bundesverwaltungsgericht nicht verändert. 
Weder in den Ausschußberatungen noch in dem Be-
schluß der Vollversammlung des Bundesrates sind 
Gründe dafür vorgebracht worden, weshalb die 
Vorschriften gegen das Grundgesetz verstoßen sol-
len. 

Zu § 87 Abs. 2 

Der Streichung von § 87 Abs. 2 wird widersprochen: 

Aus den gleichen Erwägungen, die zur Einfügung 
von § 38 Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesver-
waltungsgericht geführt haben, kann auf diese Vor-
schrift nicht verzichtet werden. Das verwaltungsge-
richtliche Verfahren wird zwar weitgehend von der 
Offizialmaxime beherrscht. Es entspricht aber der 
jetzigen Praxis der Verwaltungsgerichte, wenn fest-
gelegt wird, daß in der mündlichen Verhandlung 
gestellte Beweisanträge nur durch einen Gerichts-
beschluß mit Angabe von Gründen abgelehnt wer-
den dürfen. 

Zu § 114 

Der Neufassung der Absätze 1 und 4 und der Strei-
chung von Absatz 5 muß aus den gleichen Gründen 
widersprochen werden, die zu dem Änderungsvor-
schlag zu § 41 Abs. 2 angeführt worden sind. 

Zu § 158 

Mit Rücksicht darauf, daß der Änderung von § 114 
widersprochen worden ist, kann auch der Ände

-

rungsvorschlag zu § 158 nicht übernommen werden. 
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Zu § 160 Abs. 2 (neu) 

Der Hinzufügung des neuen Absatzes 2 wird wi-
dersprochen, da der Zusatz nicht zweckmäßig ist 
und kein anderer Zweig der Gerichtsbarkeit der-
artige Vorschriften kennt. 

Zu § 165 Abs. 1 Nr. 5 (neu) 

Der Hinzufügung des Zusatzes „aus Schiedssprüchen 
öffentlich-rechtlicher Schiedsgerichte" wird wider-
sprochen, weil Entscheidungen eines Schiedsge-
richts, das auf Grund eines übereinstimmenden 
Parteiwillens gebildet ist, hinsichtlich der Voll-
streckung einer gerichtlichen Entscheidung nicht 
gleichstehen. Derartige Entscheidungen können nur 
die Grundlage für eine Vollstreckung bilden, wenn 
sie in einem besonderen gerichtlichen Verfahren 
für vollstreckbar erklärt werden. 

Zu § 174 

Dem Vorschlag des Bundesrates, § 15 Abs. 2 an 
dieser Stelle zu erwähnen, wird zugestimmt, einer 
Streichung von § 15 Abs. 3 aber widersprochen, 
weil die Aufrechterhaltung dieser Vorschrift emp-
fohlen worden ist. § 174 muß deshalb lauten: 

„§ 174 

Bei Kriegsteilnehmern gelten die Voraussetzun-
gen des § 15 Abs. 2 und 3 als erfüllt, wenn sie den 
für sie geltenden besonderen Vorschriften genügt 
haben." 

Zu § 180 Abs. 6 Nr. 7 

Die Streichung des Zusatzes „Satz 2 und Abs. 5" 
hinter § 15 Abs. 4 ist aus den gleichen Gründen 
nicht angängig, die zu den Änderungsvorschlägen 
zu § 15 Abs. 4 und 5 angeführt worden sind. 

Zum Entwurf des Gesetzes über die Beschränkung 
der Berufung im verwaltungsgerichtlichen Ver

-

fahren 

Zu § 1 Abs. 2 (neu) 

Der Hinzufügung dieses Absatzes wird widerspro-
chen, weil grundsätzliche Bedenken dagegen be-
stehen, daß die Berufung in einzelnen Ländern 
unbeschränkt und in anderen Ländern nur be-
schränkt zugelassen ist. Außerdem müssen nach 
dem Erlaß des Gesetzes über die Wohnraumbewirt-
schaftung zunächst Erfahrungen gesammelt werden. 

Den übrigen Vorschlägen des Bundesrates tritt die 
Bundesregierung bei. 

Die Entscheidung Nr. 3 vom 19. Februar 1954 wird 
Gelegenheit geben, die in der Entschließung Nr. 1 
empfohlene Angleichung an das Sozialgerichtsge-
setz und an das Arbeitsgerichtsgesetz im einzelnen 
näher zu prüfen. Die Entschließung Nr. 2 hinsichtlich 
des Flurbereinigungsgesetzes und des Saatgut-
gesetzes wird von der Bundesregierung befürwortet. 


